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Hintergrund 
 
Bei der vorliegenden Analyse handelt es sich um den Abschlussbericht des Projekts „Social Invest-
ment in Deutschland“. Er wird von einem Policy Paper begleitet, das zentrale Erkenntnisse kom-
pakt aufbereitet und mit Blick auf politische Implikationen weiterentwickelt. Im Vorlauf wurden 
ausgewählte Zwischenergebnisse des Projekts in Form von Schlaglichtern veröffentlicht. Diese 
werden im vorliegenden Bericht weiter vertieft und in einer breiteren Analyse mit weiteren Ergeb-
nissen verknüpft.  
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1. Einleitung 
 
Deutschland steht vor einer Konstellation von Herausforderungen, die in ihrer Gleichzeitigkeit den 
bisherigen wirtschafts- und sozialpolitischen Handlungsrahmen zunehmend an seine Grenzen 
bringen. Das exportorientierte Wachstumsmodell, das den wirtschaftlichen Erfolg der Bundesre-
publik über lange Zeit getragen hat, verliert an Stabilität. Günstige geopolitische Rahmenbedin-
gungen, billige Energie, offene Märkte und die hohe internationale Nachfrage nach deutschen In-
dustriegütern können nicht mehr in derselben Weise vorausgesetzt werden wie in den ersten bei-
den Jahrzehnten seit der Jahrtausendwende. Zugleich wächst der Investitionsbedarf des Staates. 
Verteidigungsfähigkeit, Digitalisierung, Dekarbonisierung, Infrastrukturmodernisierung, Bil-
dungsinvestitionen und der Umgang mit einer alternden Gesellschaft erfordern erhebliche öffent-
liche Mittel. Damit trifft ein steigender Ausgabenbedarf auf eine Wirtschaft, die seit mittlerweile 
drei Jahren stagniert und deren institutionell gestütztes Wachstumsmodell wegbricht. 
 
Diese Lage ist nicht nur ein konjunkturelles Problem. Sie verweist auf tieferliegende strukturelle 
Spannungen in der deutschen Politischen Ökonomie. Der Arbeitsmarkt ist zwar durch hohe Be-
schäftigung gekennzeichnet, diese Beschäftigung ist jedoch in ihrer Qualität ungleich verteilt. Ge-
ringfügige Beschäftigung, Teilzeit, niedrige Löhne und dualisierte Erwerbsverläufe begrenzen so-
wohl individuelle Lebenschancen als auch die steuerliche und beitragsbezogene Basis des Sozial-
staats. Hinzu kommt ein technologischer Wandel, der weite Teile des Arbeitsmarkts unter Anpas-
sungsdruck setzt. Künstliche Intelligenz, Digitalisierung und Automatisierung verändern nicht 
nur einzelne Tätigkeiten, sondern die Anforderungen an Qualifikation, Weiterbildung und berufli-
che Mobilität insgesamt. Parallel dazu verschärft der demografische Wandel den Druck auf den 
Sozialstaat. Eine alternde Bevölkerung erhöht den Bedarf an Renten-, Pflege- und Gesundheits-
ausgaben, während die Zahl der Menschen im erwerbsfähigen Alter sinkt. Für Deutschland ergibt 
sich daraus ein doppeltes Problem: Die Sozialausgaben steigen strukturell, während die Zahl der-
jenigen, die diese Ausgaben finanzieren sollen, relativ kleiner wird. 
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie unter diesen Bedingungen wieder mehr Wachs-
tum, mehr fiskalischer Spielraum und zugleich mehr soziale Sicherheit geschaffen werden können. 
Eine Rückkehr zum alten Wachstumsmodell erscheint ebenso wenig realistisch wie die Hoffnung, 
dass sich die anstehenden Probleme langfristig allein durch schuldenfinanzierte Mehrausgaben 
oder Kürzungen im Sozialstaat lösen lassen. Zwar hat die Lockerung der Schuldenbremse kurzfris-
tig den Handlungsspielraum des Staates vergrößert, sie ersetzt aber per se noch kein tragfähiges 
langfristiges Modell für nachhaltiges Wirtschaftswachstum, solange der neu gewonnene Spiel-
raum nicht für gezielte Investitionen genutzt wird. Ebenso wenig sinnvoll ist es, Sozialpolitik als 
reinen Kostenfaktor zu behandeln und Kürzungen als Selbstzweck zu betreiben. Gerade in einer 
Volkswirtschaft, deren Wohlstand zunehmend von den Fähigkeiten ihrer Menschen, Innovations-
fähigkeit und hoher Erwerbsbeteiligung abhängt, greift eine solche Sichtweise zu kurz. 
 
In diesem Bericht entwickeln wir daher das Argument, dass Deutschland einen neuen sozialpoliti-
schen Rahmen braucht und dass Social Investment einen solchen Rahmen bietet. Im Zentrum 
steht die These, dass der Sozialstaat nicht nur vor sozialen Risiken schützen soll, sondern darüber 
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hinaus die Fähigkeiten von Menschen entwickeln und weiterentwickeln sowie die Erwerbsbeteili-
gung erleichtern muss. Social Investment liefert dabei einen integrierten Ansatz, der den Schutz 
vor sozialen Risiken mit Befähigung und wirtschaftlicher Dynamik verbindet. Er setzt gezielt dort 
an, wo soziale Benachteiligung entsteht, wo Übergänge im Lebensverlauf misslingen können und 
wo vorhandenes Humankapital dem Arbeitsmarkt nicht oder nicht ausreichend zur Verfügung ge-
stellt werden kann. Damit verbindet Social Investment zwei Zielsetzungen, die im politischen Dis-
kurs häufig künstlich voneinander getrennt werden: soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit. 
 
Neu an diesem Ansatz ist vor allem die Perspektive auf den Lebensverlauf und auf die Wechselwir-
kung verschiedener sozialpolitischer Teilbereiche. Social Investment bedeutet dabei nicht im en-
gen Sinne die bloße Ausweitung bildungsorientierter Maßnahmen, sondern das Zusammenspiel 
von sogenannten Stock-, Flow- und Buffer-Policies. Stock-Policies dienen dem Aufbau und der 
Weiterentwicklung von Humankapital, etwa durch frühkindliche Bildung, Schule, Berufsausbil-
dung und lebenslanges Lernen. Flow-Policies unterstützen Menschen in kritischen Übergangs-
phasen des Lebens, beispielsweise beim Übergang von der Ausbildung in den Beruf, bei der Fami-
liengründung, während der Kinderbetreuung oder bei der Rückkehr aus der Arbeitslosigkeit. Buf-
fer-Policies sichern Menschen ökonomisch ab und verhindern, dass sich soziale Risiken in dauer-
hafte Benachteiligung übersetzen. Entscheidend ist dabei, dass diese drei Bereiche nicht isoliert 
voneinander wirken. Ihre volle ökonomische und soziale Wirkung entfalten sie erst im Zusammen-
spiel miteinander. 
 
Social Investment birgt dabei das Potenzial, einen Multiplikatoreffekt zu entwickeln, der sowohl 
auf der Mikroebene der Menschen als auch auf der Makroebene der Gesamtgesellschaft wirkt. Auf 
der Mikroebene können gut aufeinander abgestimmte sozialpolitische Maßnahmen über den Le-
bensverlauf hinweg positive Effekte erzeugen, die sich, je früher sie ansetzen, kumulieren: Früh-
kindliche Förderung kann spätere Bildungs- und Erwerbschancen verbessern. Gute Bildung er-
höht die Wahrscheinlichkeit stabiler und produktiver Beschäftigung. Familienpolitische und ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen können verhindern, dass Menschen in Übergangsphasen dau-
erhaft aus dem Arbeitsmarkt gedrängt werden. Soziale Absicherung ermöglicht es wiederum, Zeit 
und Ressourcen in Weiterbildung, Umschulung und produktive Neuorientierung zu investieren 
sowie potenziell produktive Risiken einzugehen. Dabei zielen Social Investment-Maßnahmen 
über den Lebensverlauf hinweg stets auch auf den Abbau sozialer Benachteiligungen ab, beispiels-
weise im Zusammenhang mit niedriger sozialer Mobilität im Bildungswesen oder geschlechter-
spezifischer Ungleichgewichte in der Care-Arbeit. Auf der Makroebene aggregieren sich diese 
Verbesserungen zu höherer Beschäftigung, höherer Produktivität und damit zu mehr Wirtschafts-
wachstum. Das zentrale Argument des Social Investment-Ansatzes lautet daher, dass er nicht nur 
einzelnen Menschen nutzt, sondern auch die fiskalische Tragfähigkeit des Sozialstaats stärkt, in-
dem er die wirtschaftliche Basis erweitert, aus der heraus soziale Absicherung finanziert wird. 
 
Auf dieser Grundlage verfolgt der Bericht zwei Ziele. Erstens entwickelt er einen konzeptionellen 
Rahmen, der Social Investment als Antwort auf die gegenwärtigen wirtschaftlichen und sozialpo-
litischen Herausforderungen Deutschlands formuliert. Zweitens prüft er anhand konkreter Poli-
tikfelder, wie weit Deutschland in dieser Logik bereits vorangekommen ist und wo der größte 
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Reformbedarf besteht. Kapitel 2 rekonstruiert die politökonomische Ausgangslage Deutschlands 
und zeigt, warum das bisherige Wachstumsmodell an Tragfähigkeit verliert und vor welchen Her-
ausforderungen der deutsche Arbeitsmarkt steht. Kapitel 3 entwickelt Social Investment als inte-
grierten Ansatz moderner Sozialpolitik, erläutert seine normative Grundlage sowie seine Mikro- 
und Makrologik und präsentiert empirische Evidenz für den Social Investment-Multiplikator. Ka-
pitel 4 übersetzt diese Logik in konkrete Reformfelder und untersucht exemplarisch die Bereiche 
Weiterbildung, Familienpolitik und Arbeitslosenversicherung. Dabei werden sowohl empirische 
Evidenz präsentiert als auch Handlungsempfehlungen im Sinne des Social Investment gegeben. 
Damit geht der Bericht über die Empfehlungen der von der Bundesregierung einberufenen Kom-
mission zur Sozialstaatsreform dahingehend hinaus, dass Sozialpolitik dezidiert als Instrument 
gedacht wird, das die Förderung von Wirtschaftswachstum und sozialer Gerechtigkeit vereint. Die 
Sozialstaatskommission setzt mit Ausnahme der Empfehlungen zu verbesserten Erwerbsanreizen 
vor allem auf verfahrensbezogene Veränderungen der deutschen Sozialpolitik, wie beispielsweise 
bei der Digitalisierung. Wir entwickeln stattdessen einen holistischen Ansatz, der die gegenseitige 
Abstimmung einzelner sozialpolitischer Bereiche an der Logik der Förderung von Beschäftigung 
und Produktivität durch die Befähigung und soziale Absicherung von Menschen fordert. 
 
Grundsätzlich argumentieren wir aufbauend auf dem Social Investment-Ansatz, dass Deutsch-
land seine wirtschaftlichen und sozialpolitischen Herausforderungen nicht gegeneinander aus-
spielen darf. Gerade weil das Land mehr Wachstum, mehr Produktivität und mehr fiskalischen 
Spielraum braucht, muss der Sozialstaat neu gedacht werden. Social Investment bietet hierfür ei-
nen Rahmen, weil es den Sozialstaat nicht als passiven Ausgabenblock begreift, sondern als pro-
duktive Infrastruktur einer modernen Wissensökonomie. In einer Situation, in der Deutschland 
ökonomisch unter Anpassungsdruck steht, die Gesellschaft altert und technologischer Wandel 
den Arbeitsmarkt tiefgreifend verändert, ist die entscheidende Frage nicht, ob wir uns den Sozial-
staat noch leisten können, sondern, ob wir es uns leisten können, auf ihn als wichtigen Wachstums-
motor zu verzichten. 
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2. Die politökonomische Ausgangslage Deutschlands 

2.1 Einleitung: Deutschland im Strukturwandel 
 
Deutschland befindet sich in einer Phase tiefgreifender Veränderungen, die Wirtschaft, Gesell-
schaft und Politik gleichermaßen betreffen. Viele der Rahmenbedingungen, die in den vergange-
nen Jahrzehnten Stabilität und Wohlstand ermöglicht haben, verlieren an Wirkung. Exogene Fak-
toren wie geopolitische Spannungen, Energiepreisschocks, Verschiebungen in globalen Wert-
schöpfungsketten und technologischer Wandel treffen auf endogene Entwicklungen wie eine al-
ternde Bevölkerung, schwache Produktivitätsentwicklung und anhaltende soziale und wirtschaft-
liche Ungleichheit. Während der Reformdruck zunimmt, wird zudem der finanzielle Spielraum für 
den Staat enger.  
 
Die wirtschaftliche Ausgangslage wirkt dabei widersprüchlich. Obwohl die Beschäftigung weiter-
hin hoch ist, schrumpfte die deutsche Wirtschaft 2023 und 2024. Für 2025 wird ein nur geringfü-
giges Wachstum von 0,2% kalkuliert und die Prognose für 2026 sieht ein Wachstum von 0,6 % 
vor. Dem stagnierenden Bruttoinlandsprodukt steht zudem ein hoher Investitionsbedarf gegen-
über. Alleine die Wiederherstellung der nationalen Verteidigungsfähigkeit im Zuge der wachsen-
den militärischen Bedrohung durch Russland und des Rückzugs der USA als de facto Schutzmacht 
Europas wird in den nächsten Jahren dreistellige Milliardenbeträge erfordern. Ebenso müssen 
Energiewende, Digitalisierung sowie Modernisierung der Infrastruktur vorangetrieben werden. 
Auch ohne diese nötigen Zusatzausgaben kommen strukturell steigende Ausgaben auf den deut-
schen Staat zu, da die Aufwendungen für Rente, Pflege und Gesundheit infolge des demografi-
schen Wandels steigen werden. Um diese komplexen politökonomischen Herausforderungen er-
folgreich zu meistern, benötigt der deutsche Staat mehr fiskalischen Spielraum. Kurzfristig hat die 
Bundesregierung mit der Lockerung der Schuldenbremse einen wichtigen Schritt zur Sicherstel-
lung der Handlungsfähigkeit in Anbetracht dieser großen Herausforderungen unternommen. 
Langfristig jedoch bedarf es auch stabiler Einnahmen, die unter anderem durch Wirtschaftswachs-
tum befördert werden können. Dieses Kapitel legt die wichtigsten Probleme, vor denen Deutsch-
land steht, dar.  
 

2.2 Das deutsche Wachstumsmodell in der Krise 
 
Über viele Jahre basierte der wirtschaftliche Erfolg Deutschlands auf exportorientiertem Wachs-
tum (Baccaro und Pontusson 2016), das vor allem auf folgenden Faktoren beruhte: Stabile interna-
tionale Rahmenbedingungen und offene Märkte förderten eine konstant hohe Nachfrage nach 
deutschen Industrieprodukten, mit China als wichtigstem außereuropäischen Handelspartner 
nach den USA. Zusätzlich begünstigt wurde das deutsche Exportmodell von vielen Jahren der 
Lohnzurückhaltung. In Kombination mit der gemeinsamen europäischen Währung führte dies zu 
einer Abwertung der realen Wechselkurse in den 2000er und 2010er Jahren sowie steigender in-
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit bei gleichzeitig stagnierender Inlandsnachfrage (Baccaro 
und Höpner 2022). Ferner wurde die deutsche Industrieproduktion lange durch günstige Energie, 
vor allem aus russischem Gas, angekurbelt. Diese Konstellation ermöglichte es, dass die deutsche 
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Wirtschaft trotz schwacher Inlandsnachfrage und niedriger staatlicher Investitionen hauptsäch-
lich durch hohe Exporte wuchs. In den Jahren 1995-2015 lag der Beitrag der Exporte zum gesam-
ten Wirtschaftswachstum bei insgesamt 75%. Erst ab dem Jahr 2016 spielte die Binnennachfrage 
wieder eine größere Rolle (siehe Abbildung 1). Seit 2002 erzielte Deutschland kontinuierlich einen 
Handelsbilanzüberschuss, der bis 2016 einen Wert von knapp 9% des BIP erreichte, womit 
Deutschland sich stark von den anderen großen Volkswirtschaften Europas unterscheidet. Zuletzt 
spielte für Deutschland die Funktion der USA als Schutzmacht im sicherheitspolitischen Gefüge 
des Westens dahingehend eine zentrale Rolle, dass die eigene Verteidigung weitgehend vernach-
lässigt werden konnte. Die Verteidigungsausgaben lagen in den Jahren 2000-2020 bei nur jeweils 
knapp über 1% des Bruttoinlandsproduktes und erlaubten den deutschen Regierungen, fiskalpoli-
tisch andere Prioritäten zu setzen. 
 

Abbildung 1: Das exportorientierte deutsche Wachstumsmodell 

  

Quellen: Eigene Darstellung mit Daten des Internationalen Währungsfonds (2025),  
Baccaro und Höpner (2022) 
 
* dargestellt als durchschnittlicher prozentualer Anteil am jährlichen Wirtschaftswachstum 

 
Die Faktoren, die seit der Jahrtausendwende das exportorientierte Wachstumsmodell Deutsch-
lands stützten, gelten heute nur noch eingeschränkt. Zunächst führte die Coronavirus-Pandemie 
zu einer Unterbrechung globaler Lieferketten, die sich seitdem nur bedingt erholt haben. Mit dem 
Beginn des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine sagte sich die Bundesregierung zudem 
weitgehend von russischem Gas als billigem Energieträger los, was vor allem die energieintensiven 
Industrien in Chemie und produzierendem Gewerbe traf. Auch China hat sich von einem großen 
Absatzmarkt für deutsche Exporte mittlerweile zu einem der ärgsten Konkurrenten im Bereich 
von Automobilen und anderen Industriegütern entwickelt. Deutsche Hersteller verlieren nicht nur 
in China selbst Marktanteile an die dortige Konkurrenz, sondern auch auf den globalen Märkten. 
Nicht zuletzt ist auch der globale Freihandel spätestens seit der Wahl Donald Trumps einem zu-
nehmend protektionistischen Regime gewichen. All dies schlägt sich darin nieder, dass der Anteil 
deutscher Warenexporte am Weltmarkt, der zwischen der Finanzkrise und der Coronavirus-
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Pandemie stabil war, seit 2020 einen deutlichen Rückgang verzeichnet (Bundesbank 2025). Das 
exportorientierte Modell scheint aufgrund einer Reihe exogener Schocks, aber auch schwacher In-
vestitionen, ausgedient zu haben. Da die Wiederherstellung der Faktoren, die das exportorientierte 
Wachstumsmodell über zwei Jahrzehnte gestützt hatten, nur bedingt von der deutschen Politik be-
einflussbar ist, braucht es neue Impulse, um die deutsche Wirtschaft wieder zum Wachsen zu brin-
gen. 
 

2.3 Strukturelle Schwächen des deutschen Arbeitsmarktes 

2.3.1 Hohe Beschäftigung mit unterschiedlicher Qualität 
 
Während die deutsche Wirtschaft seit 2023 preisbereinigt nicht mehr gewachsen ist, zeichnet der 
deutsche Arbeitsmarkt auf den ersten Blick ein positives Bild. Die Arbeitslosigkeit ist seit den spä-
ten 2000er Jahren auf einem konstant niedrigen Niveau von etwa 6% und damit deutlich unter 
dem EU-Durchschnitt. Auch die Erwerbstätigenquote ist in den letzten 25 Jahren kontinuierlich 
gestiegen und liegt im Vergleich zu anderen EU-Ländern auf einem hohen Niveau. Die Beschäfti-
gungslücke zwischen Männern und Frauen hat sich dabei von 15% im Jahr 2000 auf 7% im Jahr 
2024 mehr als halbiert (siehe Abbildung 2). 
 

Abbildung 2: Arbeitslosigkeit und Beschäftigung in Deutschland 

  
Quellen: Eigene Darstellung mit Daten des Statistischen Bundesamts (2025a, 2025b) 

 
Hinter diesen guten Zahlen verbergen sich jedoch strukturelle Probleme, die die langfristige Stabi-
lität des Arbeitsmarkts untergraben. Ein Kernproblem ist die hohe Zahl geringfügiger oder 
schlecht bezahlter Beschäftigungsverhältnisse. Rund acht Millionen Menschen in Deutschland ar-
beiten in sogenannten Minijobs. Für knapp über die Hälfte von ihnen ist der Minijob die Hauptein-
kommensquelle, während der Rest diesen als Zusatzbeschäftigung zur Einkommensaufbesserung 
ausübt. Ursprünglich als Sprungbrett in eine dauerhafte sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung konzipiert, liegt der Anteil der geringfügigen Beschäftigung seit gut zehn Jahren relativ stabil 
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bei knapp einem Sechstel aller in Deutschland Beschäftigten. Fast jeder fünfte Angestellte befindet 
sich in einem Niedriglohnbeschäftigungsverhältnis, wobei der Wert in den neuen Bundesländern 
trotz positiver Tendenz noch immer über dem des alten Bundesgebietes liegt (siehe Abbildung 3). 
Für die betroffenen Menschen führt dies zu unsicheren Erwerbsverläufen, geringer sozialer Absi-
cherung und einem deutlich höheren Risiko von Altersarmut. Zudem mindert ein breiter Niedrig-
lohnsektor die steuerliche und beitragsbezogene Basis des Sozialstaats, was langfristig dessen Fi-
nanzierung erschwert. 
 

Abbildung 3: Geringfügige und Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland 
(in Mio.) 

  

Quellen: Eigene Darstellung mit Daten der Bundesagentur für Arbeit (2025), Kalina (2025) 

 
Die weite Verbreitung von geringfügiger Beschäftigung und Niedriglohnarbeit ist Teil eines 
grundlegenden Strukturmerkmals des deutschen Arbeitsmarktes, welches in der Forschung mit 
dem Begriff „Dualisierung“ beschrieben wird (Ferragina et al. 2023). Dabei profitiert ein großer 
Teil der Angestellten, vor allem im industriellen Kern des deutschen Arbeitsmarktes, weiterhin von 
guten Arbeitsbedingungen mit hoher Tarifbindung, großzügigen Gehältern, vergleichsweise gu-
ter Absicherung und Aufstiegschancen sowie betrieblicher Mitbestimmung. Im Dienstleistungs-
sektor, aber auch zunehmend in Teilen des produzierenden Gewerbes, befinden sich hingegen 
überdurchschnittlich viele befristete, niedrig entlohnte oder geringfügige Tätigkeiten, die vor al-
lem von Beschäftigten mit niedrigen Qualifikationen ausgeübt werden (Emmenegger et al. 2012). 
Diese Entwicklung ist im Vergleich mit anderen Industrienationen zwar kein Alleinstellungsmerk-
mal (OECD 2018c), sie ist jedoch in Deutschland aufgrund historisch gewachsener institutioneller 
Rahmenbedingungen, welche bestimmte Gruppen dauerhaft besser absichern als andere, beson-
ders tiefgreifend (Hassel 2014; Palier und Thelen 2010). 
 
Dabei treffen zwei Dynamiken aufeinander: Zum einen erstreiten Gewerkschaften in Zusammen-
arbeit mit Parteien der politischen Mitte einen hohen Grad der Absicherung für den Teil der 
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Arbeiter:innenschaft, dessen Interessen sie vertreten, was überwiegend klassische Arbeitsmarkt-
Insider:innen sind (Rueda 2007). In Zeiten hoher Arbeitslosigkeit, wie im Deutschland der frühen 
2000er-Jahre, nehmen Gewerkschaften oft deregulierende Arbeitsmarktreformen hin, solange 
ihre eigene Gruppe von solchen Maßnahmen ausgenommen bleibt (Eichhorst und Marx 2011). 
Auch die spätestens seit den 2000er-Jahren bestehende hohe Abhängigkeit von der Exportindust-
rie fördert die Dualisierung des deutschen Arbeitsmarktes: Aufgrund der Zentralität von Lohnzu-
rückhaltungen zur Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit ist ein großer Niedrig-
lohnsektor, der zu einer Preisdisinflation führt, dem deutschen Wachstumsmodell zunächst zu-
träglich (Baccaro und Höpner 2022; Germann 2021). Dies reicht mittlerweile bis in einzelne Fir-
men hinein, die neben ihrer Kernbelegschaft eine steigende Zahl von Mitarbeiter:innen in atypi-
schen Beschäftigungsverhältnissen einsetzen, was bei Lohnverhandlungen mit den Tarifpartnern 
als innerbetriebliches Disziplinarinstrument wirkt (Baccaro und Benassi 2017; Hassel 2017; Weis-
stanner 2021). 
 
Festzuhalten ist hierbei, dass gerade in Zeiten niedriger Arbeitslosigkeit ein gegenteiliger Trend zu 
erwarten ist: Der Aufwärtsdruck auf Löhne, auch im Niedriglohnbereich, steigt, während in der po-
litischen Arena Arbeitsmarkt-Insider:innen weniger gewillt und gezwungen sind, deregulierende 
Maßnahmen hinzunehmen (Marx und Starke 2017; Simoni und Vlandas 2021). In der Tat ist zu 
beobachten, dass die Dualisierung des deutschen Arbeitsmarktes in den 2020er-Jahren zurückge-
gangen ist und Löhne auch am unteren Ende der Einkommensverteilung gestiegen sind, obwohl 
der Grad der Dualisierung nach wie vor hoch ist (Eichhorst und Marx 2025; Kalina und Weinkopf 
2023). Der Wandel des deutschen Wachstumsmodells ist also eng verzahnt mit dem Wandel des 
deutschen Arbeitsmarktes. 
 

2.3.2 Anfälligkeit durch technologischen Wandel 
 
Ein weiterer Trend, der den deutschen Arbeitsmarkt verändert, ist der technologische Wandel. Di-
gitalisierung, Robotisierung und KI verändern Jobs sowie die Anforderungen an die Qualifikatio-
nen von Menschen und deren berufliche Anpassungsfähigkeit. Üblicherweise ist in diesem Prozess 
eine Aushöhlung der Mitte des Arbeitsmarktes zu beobachten, sowie eine stärkere Polarisierung 
zwischen höher- und geringqualifizierter Beschäftigung (Autor, Levy, und Murnane 2003; Goos, 
Manning, und Salomons 2009). Grundsätzlich entscheidend für die Frage, ob Arbeitsplätze durch 
diese Entwicklung bedroht sind, ist dabei nicht primär der Sektor, sondern der Aufgabencharakter 
der jeweiligen Tätigkeit. Die Forschung spricht hier von task-biased technological change, also ei-
nem technologischen Wandel, der Tätigkeiten mit hohem Routineanteil besonders stark betrifft 
(Autor und Dorn 2013; Autor et al. 2006; Autor et al. 2003; Goos und Manning 2007). Deutschland 
ist von dieser Entwicklung in besonderem Maße betroffen, da viele der hier ansässigen Branchen, 
etwa im Maschinenbau, in der Fahrzeugproduktion, oder der industriellen Fertigung, von einem 
hohen Anteil an routinemäßigen Aufgaben dominiert werden, die besonders automatisierungsan-
fällig sind. Auch die historisch gewachsenen institutionellen Grundlagen der deutschen Wirt-
schaft, die traditionell auf inkrementelle Innovationen wie Effizienzsteigerungen und Prozessopti-
mierungen und weniger auf radikale Innovation wie die Entwicklung gänzlich neuer Produkte oder 
Wirtschaftszweige ausgerichtet ist, spiegeln dies wider (Hall und Soskice 2001). Bereits 2018 
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warnte die OECD deshalb, dass mehr als jeder zweite Arbeitsplatz in Deutschland einem signifi-
kanten Automatisierungsrisiko unterliegt (siehe Abbildung 4).  
 

Abbildung 4: Anteil der von Automatisierung bedrohten Jobs in % 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Nedelkoska und Quintini (2018) 

 
Mit der Marktreife generativer KI und darauf aufbauender Anwendungen wie großer Sprachmo-
delle und KI-Agenten hat sich diese Dynamik noch weiter beschleunigt. Die grundlegende Verän-
derung ist, dass diese Technologien nicht nur Routineaufgaben übernehmen können, sondern zu-
nehmend auch komplexe Aufgaben, die bisher als nicht oder nur schlecht automatisierbar galten 
(Bresnahan 2021). Insgesamt geraten damit sowohl Tätigkeiten mit niedrigen als auch mittleren 
und hohen Qualifikationsanforderungen unter Veränderungsdruck. In einer Konjunkturumfrage 
des ifo Instituts geben mehr als ein Viertel der Unternehmen an, dass sie in den kommenden fünf 
Jahren einen Stellenabbau durch den Einsatz künstlicher Intelligenz erwarten (siehe Abbildung 5). 
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Abbildung 5: ifo Konjunkturumfrage „Welchen Gesamteffekt auf die Anzahl 
der Beschäftigten in Ihrem Unternehmen erwarten Sie in den kommenden 

5 Jahren aufgrund der Nutzung von künstlicher Intelligenz?“ 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten des ifo Instituts (2025)  

 
Eine gemeinsame Befragung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, des ZEW, 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sowie des Bundesinstituts für Berufsbildung 
zeigt, dass bereits 2024 knapp zwei Drittel aller Beschäftigten KI-Anwendungen in ihrer Arbeit 
nutzten, wenn auch mit erheblichen Unterschieden zwischen Berufsgruppen und Qualifikations-
niveaus (siehe Abbildung 6). Besonders häufig nutzen Beschäftigte mit akademischem Hinter-
grund oder technischen Abschlüssen KI-Anwendungen. Menschen ohne formalen Berufsab-
schluss haben deutlich seltener Zugang zu diesen Technologien. Dadurch verstärkt der technolo-
gische Wandel bestehende Ungleichheiten, weil privilegierte Beschäftigtengruppen vom techno-
logischen Fortschritt profitieren, während benachteiligte Gruppen stärker von Verdrängung be-
troffen sind. 
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Abbildung 6: Nutzungsverteilung von KI in % 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Arntz et al. (2025)  

 
Aus technologischer Sicht lassen sich zwei grundlegende Prozesse unterscheiden. Der erste Pro-
zess ist Verdrängung. Er entsteht, wenn KI und Automatisierung Aufgaben vollständig überneh-
men, sodass Arbeitsplätze verschwinden. Der zweite Prozess ist Augmentation. Dabei ergänzt 
Technologie die Arbeit von Menschen in einzelnen Bereichen und ermöglicht Produktivitätsstei-
gerungen oder neue Tätigkeitsformen. Ob technologischer Wandel langfristig zu Beschäftigungs-
verlusten oder zu Produktivitätsgewinnen mit neutralem oder positivem Effekt auf die Beschäfti-
gung führt, hängt davon ab, in welchem Maß Arbeitende befähigt werden, neue Technologien 
kompetent zu nutzen und bestehende Fähigkeiten anzupassen (Autor et al. 2024). 
 
Für die deutsche Politik ergeben sich aus den Makrotrends von Verdrängung und Augmentation 
zwei mögliche Zielsetzungen. In Bezug auf Verdrängung ist zunächst festzuhalten, dass technolo-
gischer Wandel nicht zwangsweise zu einem Verlust an der Gesamtzahl von Arbeitsplätzen führen 
muss. Historisch betrachtet war dies trotz größerer technologischer Veränderungen wie beispiels-
weise zu den Anfängen der Automatisierung oder ihres Vorgängers, der Mechanisierung, nicht der 
Fall (Aaronson et al. 2014; Autor 2015). Arbeitsplätze, die durch neue Technologien verloren gin-
gen, entstanden in größerem Umfang an anderer Stelle neu, weshalb trotz größerer Umbrüche und 
technologischer Veränderungen die Gesamtbeschäftigung seit dem späten 19. Jahrhundert stetig 
gestiegen ist (Acemoglu und Restrepo 2017; 2019). Das damit verbundene Risiko liegt also weniger 
in längerfristig zu erwartender Massenarbeitslosigkeit. Stattdessen dürften (1) neue Arbeitsplätze 
zeitlich verzögert zum Wegfallen alter Arbeitsplätze entstehen und sich dadurch zeitliche Lücken 
mit möglicherweise längeren Phasen höherer Arbeitslosigkeit auftun. Zudem müssen Menschen 
(2) neue Fähigkeiten erlernen, um Zugang zum neu erschlossenen Teil des Arbeitsmarktes zu er-
langen. Die neuen Arbeitsplätze haben (3) das Potenzial, in ihrem Anfangsstadium deutlich pola-
risierter ausgestaltet zu sein, mit einer kleinen Zahl von Menschen mit hochspezialisierten Fähig-
keiten, die von hohen Gehältern und guten Konditionen profitieren, während die Mehrzahl der 
Menschen an Boden verlieren könnte (Autor et al. 2022; Walley 2020). Alle drei Risiken jedoch 
lassen sich sozialpolitisch steuern, indem Menschen zunächst während dieser Übergangsphase ge-
schützt und, im nächsten Schritt, möglichst effektiv in den Arbeitsmarkt reintegriert werden. Da 
davon ausgegangen werden kann, dass die von Menschen, die ihren Arbeitsplatz aufgrund des 
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technologischen Wandels verlieren, erlernten Fähigkeiten aufgrund der Verdrängung durch 
Technologien dauerhaft weniger nachgefragt werden, wird hierbei der Stellenwert von Umschu-
lungen und diversen Qualifikationsmaßnahmen deutlich steigen.  
 
Zum anderen lässt sich das Verhältnis von Verdrängung und Augmentation hin zu letzterer ver-
schieben, indem Menschen befähigt werden, moderne Technologien in ihren Berufen effektiver 
und effizienter anzuwenden. Wenn Arbeitnehmer:innen im Umgang mit moderner Technologie 
besser ausgebildet sind und ihre Fähigkeiten kontinuierlich erneuern und erweitern, wächst nicht 
nur das Innovations- und Produktivitätspotenzial, sondern auch die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Zugewinne aus dem Einsatz dieser Technologien gleichmäßiger verteilt werden. Die institutionel-
len Rahmenbedingungen einer Wirtschaft können also die Art und Weise, wie der technologische 
Wandel den Arbeitsmarkt beeinflusst, wesentlich mitgestalten und in sozial verträglichere Bahnen 
lenken (Autor et al. 2022). 
 

2.4 Demografischer Wandel und zunehmender Druck auf den Sozialstaat 
 
Ein weiterer Trend, der Deutschland langfristig vor große Herausforderungen stellen wird, ist der 
demografische Wandel. Die deutsche Gesellschaft altert und setzt damit den Sozialstaat sowie 
Wirtschaft und Gesellschaft als Ganzes unter Druck. Dies begründet sich zum einen in der sinken-
den Zahl der arbeitenden Menschen, sowohl absolut als auch im Verhältnis zur Zahl der Renter:in-
nen. Zum anderen vergrößert sich durch die steigende Zahl von Menschen im höheren Alter der 
Pflegebedarf. Zwei konkrete Probleme lassen sich daraus für die deutsche Politik ableiten: Erstens 
wird die Finanzierbarkeit des Rentensystems erschwert, wenn einer steigenden Zahl von Empfän-
ger:innen eine sinkende Zahl von Beitragszahler:innen gegenübersteht. Zweitens führt der stei-
gende Pflegebedarf in Kombination mit dem Mangel an Pflegekräften dazu, dass mehr Menschen 
ihre eigene Lohnarbeit reduzieren bzw. gänzlich aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden werden, um 
Angehörige zu pflegen. Steigenden Ausgaben für den Sozialstaat stehen also in diesem Szenario 
niedrigere Einnahmen aufgrund von sinkender Beschäftigung gegenüber. Für den Staat ergibt 
sich daraus Reformdruck in mehrerlei Hinsicht. Zunächst müssen aktive Anstrengungen unter-
nommen werden, die Unterversorgung in der Pflege einzudämmen, damit diese nicht zu einer Ver-
lagerung von Pflegeverantwortlichkeiten in den familiären Bereich und damit zu möglichen Ar-
beitszeitreduktionen führen. Zudem muss die Finanzierbarkeit des deutschen Rentensystems 
überprüft werden. Im Folgenden legen wir diese Trends im Detail dar und zeigen, warum die öf-
fentliche Diskussion und viele bisherige Reformanstrengungen in Bezug auf das deutsche Renten-
system am eigentlichen Problem vorbeigehen.  
 
Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern ist das Phänomen der alternden Bevölkerung in 
Deutschland besonders stark ausgeprägt. Der sogenannte Altenquotient misst das Verhältnis der 
Menschen im Alter von mindestens 65 Jahren zur Bevölkerung im Alter von 20-64 Jahren, also 
potenziell der Menschen im Rentenalter gegenüber Menschen im arbeitsfähigen Alter. Der Wert 
für Deutschland lag 2024 bei 38,1% (siehe Abbildung 7), was bedeutet, dass auf jeden Menschen im 
Rentenalter ca. 2,6 Menschen im arbeitsfähigen Alter kamen. Deutschland liegt damit über dem 
europäischen Durchschnitt jedoch noch deutlich hinter etwa Bulgarien, Portugal, Italien und 
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Finnland, die einen Altenquotient von über 41% aufweisen. Der Altenquotient ist dabei eine rein 
strukturelle Größe und misst die potenzielle Altersabhängigkeit einer Bevölkerung. Er lässt jedoch 
nur indirekte Schlüsse über die fiskalische Nachhaltigkeit des Rentensystems zu, da diese signifi-
kant von Variablen wie dem tatsächlichen Renteneintrittsalter, der Beschäftigungsquote älterer 
Menschen und der Zahl der Beitragszahlenden im umlagefinanzierten Rentensystem abhängt. Der 
vom Statistischen Bundesamt errechnete Rentnerquotient misst dagegen das konkrete Verhältnis 
der Beitragszahlenden gegenüber der Zahl der Rentner:innen. Dieser Wert liegt üblicherweise un-
ter dem Altenquotienten, da die Beschäftigungsquote in den Jahren unmittelbar vor dem gesetzli-
chen Rentenalter real abnimmt. 2022 kamen in Deutschland so auf jede:n Rentner:in 2,2 Beitrags-
zahlende . Dieser Wert ist zwar seit der Jahrtausendwende stabil, liegt jedoch deutlich unter Werten 
aus dem letzten Jahrhundert. Mit der im europäischen Vergleich ältesten Erwerbsbevölkerung ist 
zudem mit einem weiteren Absinken des Rentnerquotienten zu rechnen, was die Finanzierbarkeit 
des deutschen Rentensystems weiter unter Druck setzen wird. Das Statistische Bundesamt schätzt 
auf Grundlage verschiedener Szenarien, dass der Altenquotient in Deutschland bis 2070 auf einen 
Wert zwischen 42,8% und 61% ansteigen wird (Statistisches Bundesamt 2026a).  
 

Abbildung 7: Altenquotient im europäischen Vergleich, 2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026e). 
 
Anmerkung: Der Altenquotient misst das Verhältnis der Bevölkerung von 65 Jahren und mehr bezogen  
auf die Bevölkerung von 20 bis 64 Jahren. 

 
In der öffentlichen Debatte werden solche Schätzungen oft gemeinsam mit den Modalitäten der 
Finanzierung des Rentensystems diskutiert, wozu jedoch zahlreiche Missverständnisse bestehen. 
Das umlagefinanzierte Rentensystem in Deutschland ist so aufgebaut, dass die Rentenzahlungen 
zu einem Großteil aus den Beiträgen der zum gleichen Zeitpunkt arbeitenden Menschen bezahlt 
werden. Dabei besteht eine Lücke, die aus Bundesmitteln aufgefüllt wird. In absoluten Zahlen be-
trugen die Zuschüsse zur gesetzlichen Rentenversicherung im Jahr 2023 84,3 Milliarden Euro, 
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hinzu kommen zudem Zuschüsse zur Knappschaft, Erstattungen von Leistungen aus den Zusatz-
systemen der DDR und Beiträge zur Kindererziehung (Deutsche Rentenversicherung 2025a). Ab-
solute Zahlen sind jedoch wenig aussagekräftig in der Analyse wirtschaftlicher Zusammenhänge, 
denn neben den Bundeszuschüssen sind auch die Wirtschaft als Ganzes sowie die Einnahmen der 
allgemeinen Rentenversicherung aus Beiträgen gewachsen. Relativ zu den Beiträgen sind die Bun-
deszuschüsse zur allgemeinen Rentenversicherung seit der Jahrtausendwende sogar leicht rück-
läufig. Mit 22,1% liegt der Wert 2024 nur leicht über dem von 1960, als er 21,3% betrug (siehe Ab-
bildung 8). Man könnte sogar so weit gehen, festzustellen, dass bei der Einführung der Rentenver-
sicherung unter Bismarck 1891 bereits eine Bezuschussung aus Steuermitteln zu einem Drittel vor-
gesehen war, der heutige Wert also unter dem von vor 130 Jahren liegt. Für die Einordnung in die 
Diskussion zur Finanzierbarkeit des Rentensystems bedeutet dies zunächst, dass die Lage deutlich 
weniger dramatisch ist, als in der politischen Debatte suggeriert wird. 
 

Abbildung 8: Bundeszuschüsse zu den Einnahmen der allgemeinen  
Rentenversicherung 1960-2024 in % der Gesamteinnahmen 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Deutsche Rentenversicherung (2025b) 

 
Nichtsdestotrotz wird der Bundeszuschuss oft zum Anlass genommen, die Finanzierung des deut-
schen Rentensystems in seiner jetzigen Form grundsätzlich in Frage zu stellen und eine zumindest 
teilweise Verlagerung hin zu kapitalgedeckten Verfahren zu befürworten. Beispielsweise be-
schloss die Ampelkoalition auf Bestreben des damaligen Finanzministers Christian Lindner 2024 
die Einführung des sogenannten Generationenkapitals. Bis Mitte der 2030er Jahre soll über die 
Aufnahme neuer Schulden ein staatlicher Fonds aufgebaut werden, der nach dem Modell des 
Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung (KENFO) global Kapitalanlagen tätigt 
und dessen Renditen dann genutzt werden sollen, um den Bundeszuschuss zur Rentenversiche-
rung zu unterstützen. Problematisch ist der Vorschlag zunächst hinsichtlich seiner praktischen 
Umsetzbarkeit (Mushövel und Barr 2023). Der KENFO erzielt jährliche Renditen von etwa 4,3% 
(KENFO 2021). Legt man eine Verzinsung von Staatsanleihen, über deren Ausgabe das Generati-
onenkapital finanziert werden soll, von 2% zugrunde, bleibt eine Nettorendite von 2,3%. Mit dem 
angestrebten Kapitalstock des Generationenkapitals von 150 Milliarden Euro ließe sich also eine 
jährliche Bezuschussung der allgemeinen Rentenversicherung von 3,45 Milliarden Euro erzielen, 
also ein Bruchteil der momentanen Bundeszuschüsse. Zur Illustration wäre unter den gesetzten 
Umständen ein Fonds von 4,35 Billionen Euro nötig, um aus der zu erzielenden Rendite die 
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gesamte Lücke zwischen Beiträgen und Rentenleistungen zu schließen, was alle heute existieren-
den Staatsfonds übersteigt. 
 
Darüber hinaus ignorieren auch andere Reformvorschläge, die auf eine stärkere Kapitaldeckung 
setzen, ökonomische Grundsätze von Rentensystemen. Probleme der Finanzierbarkeit sind real, 
wenn eine Bevölkerung altert und weniger arbeitende Menschen auf eine höhere Zahl von Rent-
ner:innen kommen. Der zentrale Punkt hierbei ist jedoch nicht das Rentensystem, sondern die 
Wirtschaftsleistung, also die Gesamtmenge an produzierten Gütern und Dienstleistungen. Renten, 
unabhängig davon, ob sie über ein umlagefinanziertes System nach Eintritt in das Rentenalter aus-
gezahlt werden, oder in einem kapitalgedeckten System individuell oder über große Rentenfonds 
akkumuliert werden, sind über das Arbeitsleben angesammelte Ansprüche auf zukünftigen Kon-
sum (Barr 2021). Die von Rentner:innen konsumierten Güter und Dienstleistungen müssen jedoch 
von der arbeitenden Bevölkerung produziert werden (Samuelson 1958). Das konkrete Rentensys-
tem beantwortet schlicht die Frage, wie Ansprüche auf diesen Konsum für einzelne Personen von 
deren Arbeitsleben auf die Zeit in der Rente umverteilt werden. Die zentrale Frage ist aber, ob die 
in alternden Gesellschaften schrumpfende arbeitende Bevölkerung diese Güter und Dienstleistun-
gen überhaupt in ausreichendem Maß produzieren kann. Das Argument vieler Verfechter:innen 
der kapitalgedeckten Rente, dass das investierte Kapital über die Zeit Rendite erwirtschaftet und 
die Rente somit unabhängig von möglichen Beitragszahlungen nachkommender Generationen 
ist, greift also an dem Punkt zu kurz, an dem diese zusätzliche Rendite konsumiert werden soll. 
Bleibt die Wirtschaftsleistung, also die Summe der von der arbeitenden Bevölkerung produzierten 
Güter und Dienstleistungen gleich, steht einer höheren Nachfrage ein gleichgebliebenes Angebot 
gegenüber, was nach den Grundsätzen der Volkswirtschaftslehre zu einem Anstieg der Preise 
führt (Barr 2000). 
 
Die Nachhaltigkeit des Rentensystems ist also eng an die gesamtwirtschaftliche Lage gekoppelt. 
Analog zu den zuvor in diesem Kapitel dargelegten wirtschaftlichen Herausforderungen, ist auch 
dem demografischen Wandel nur mit nachhaltigerem Wachstum zu begegnen. Konkret heißt das 
in diesem Zusammenhang, dass zur Finanzierung von Konsum im Rentenalter ein größerer Teil 
der Menschen im arbeitsfähigen Alter für den Arbeitsmarkt aktiviert werden muss (was rein öko-
nomisch betrachtet ein Heraufsetzen des Renteneintrittsalters jedoch einschließen kann) und, 
dass diese Menschen produktivere Arbeit leisten müssen, um die Menge an produzierten Gütern 
und Dienstleistungen relativ zur Größe der Erwerbsbevölkerung zu steigern. Beides kann durch 
gut ausgestaltetes Social Investment erreicht werden (siehe Kapitel 3.4 und 3.5). Gelingt dies, wird 
die Rente zur reinen Verteilungsfrage, die politisch gelöst werden kann. 
 
Das zweite Problem, das sich aus dem demografischen Wandel ergibt, betrifft den steigenden Pfle-
gebedarf. 2025 waren in Deutschland 5,62 Millionen Menschen pflegebedürftig (siehe Abbildung 
9). Dieser Wert wird voraussichtlich bis zum Jahr 2050 auf über 7,5 Millionen ansteigen. Bei gleich-
zeitigem Mangel an Pflegekräften bedeutet dies, dass mehr Menschen ihre eigene Arbeit reduzie-
ren oder unterbrechen werden, um Angehörige zu pflegen. Bei einer gleichzeitig durch den demo-
grafischen Wandel schrumpfenden Zahl von Menschen im arbeitsfähigen Alter bedeutet dies zu-
sätzlichen Druck auf die Wirtschaftsleistung aufgrund sinkender Beschäftigung. Für die 
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Sozialpolitik ergibt sich daraus, dass diese Menschen durch ein erweitertes Pflegeangebot unter-
stützt werden müssen, um ein Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt zu vermeiden bzw. zu begren-
zen.  
 

Abbildung 9: Pflegebedarf in Millionen Menschen 2021-2070 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten des Statistischen Bundesamts (2026c)  

 
Grundsätzlich lässt sich in der Diskussion zu den Auswirkungen des demografischen Wandels 
festhalten, dass der deutsche Sozialstaat ältere Menschen priorisiert. Betrachtet man das Alters-
profil der Sozialausgaben nach Zielgruppe, ergibt sich, dass etwas über 55% der Sozialausgaben 
älteren Menschen gelten (siehe Abbildung 10). Der größte Anteil dabei sind Renten. Im europäi-
schen Vergleich ist das grundsätzlich kein Alleinstellungsmerkmal. Eine Neuausrichtung der So-
zialpolitik nach den Prinzipien des Social Investment sollte aber eine stärkere Priorisierung von 
Jüngeren Menschen sowie Menschen im arbeitsfähigen Alter, beispielsweise über stärkere Famili-
enpolitik, Weiterbildungsangebote und Absicherung während wichtiger Übergangsphasen bein-
halten, ohne dabei die soziale Absicherung von älteren Menschen zu vernachlässigen (mehr dazu 
in Kapitel 3.4 und 3.5). 
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Abbildung 10: Sozialpolitische Ausgaben nach Alter der Empfänger:innen 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2024a; 2024b; 2024c). Sozialpolitiken ohne 
eindeutige Zielgruppe nach Alter (z. B. Gesundheit) sind nicht berücksichtigt.  

 

  

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Griechenland

Italien

Portugal

Rumänien

Spanien

Tschechien

Österreich

Frankreich

Polen

Niederlande

Belgien

Ungarn

Deutschland

Slowakei

Slowenien

Malta

Bulgarien

Schweden

Finnland

Estland

Dänemark

Litauen

Lettland

Zypern

Luxemburg

Irland

Kroatien

Junge Menschen (Familen und Kinder)

Arbeitende Bevölkerung (Arbeitslosigkeit, AAMP, Sozialversicherung)

Ältere Menschen (Rente, Pflege)



18 
 

3. Social Investment: Ein integrierter Ansatz für moderne 
Sozialpolitik 

3.1 Einleitung: Warum Deutschland einen neuen sozialpolitischen Rah-
men braucht 
 
In Deutschland waren die Anfänge der Sozialpolitik, die Bismarcksche Sozialgesetzgebung, eine 
Reaktion auf die soziale Not der Arbeiterschaft im Zuge der Industrialisierung, nicht zuletzt auch 
mit dem Ziel der Eindämmung sozialistischer Bewegungen (Buğra 2024, 121). Während solche Be-
strebungen noch die gezielte und daher limitierte Einführung bestimmter Sozialpolitiken zur Folge 
hatten, begann mit dem Ende des zweiten Weltkriegs die Expansion hin zum universellen Sozial-
staat. Begünstigt durch Wiederaufbau und Demokratisierung in Deutschland und weiten Teilen 
Europas kam es zur Einführung und Ausweitung bedeutender Sozialpolitiken wie Kranken- und 
Rentenversicherung, öffentlich geförderter Schul-, Hochschul- und Berufsausbildung sowie fami-
lienpolitischer Maßnahmen wie Kinder- und Elterngeld. Die öffentlichen Sozialausgaben, bis in die 
1930er-Jahre hinein nur ein kleiner Teil der gesamten Staatsausgaben, stiegen ab den 1960er-Jah-
ren deutlich an (siehe Abbildung 11). Zählt man zu den hier abgebildeten öffentlichen Sozialausga-
ben auch private Ausgaben und bereinigt diese um steuerliche Effekte, so lagen diese im OECD-
Durchschnitt 2021 bei 22,6% des BIP. In vielen westeuropäischen Ländern lag der Wert leicht dar-
über, in Deutschland betrug er 28,5% und in den größten Sozialstaaten, den USA und Frankreich, 
jeweils 33,2%1 und 32,5% (OECD 2025c). 
 

Abbildung 11: Öffentliche Sozialausgaben in % des BIP 

 
Quelle: Eigene Darstellung. Der Indikator kombiniert Daten aus OECD (1985), OECD (2025c) 
und Lindert (2004), aufbereitet von Our World in Data (Ortiz-Ospina et al. 2025) 

 
1 Der US-amerikanische Sozialstaat beruht in hohem Maße auf sozialpolitischen Steuervergünstigungen 
(sogenannte „earned income tax credits“) und teilweise gesetzlich vorgeschriebenen, privaten Zusatzleistun-
gen, welche das Land gemessen an den Gesamtsozialausgaben trotz oft restriktiver Sozialpolitik und ver-
gleichsweise geringer öffentlicher Ausgaben zum insgesamt größten Sozialstaat der Welt machen. Dies ver-
anschaulicht, dass weniger großzügige öffentliche Investitionen in die Sozialpolitik gesamtwirtschaftlich 
gesehen nicht zu weniger Ausgaben führen müssen.  
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Die Ausweitung hin zum universellen Sozialstaat war dabei nie ausschließlich von sozialen Erwä-
gungen getrieben, sondern folgte von jeher auch einer wirtschaftlichen Logik, die über die reine 
Dekommodifizierung zum Erhalt des demokratischen Kapitalismus hinausging. In Großbritan-
nien etwa begründete sich die Expansion des Sozialstaates auf den Beveridge-Report (Beveridge 
1942; 1944), in dem Sozialpolitik unter anderem als Werkzeug dargestellt wird, um Hindernisse für 
Wiederaufbau und Wachstum in der Nachkriegszeit zu beseitigen. Auch die ökonomische Doktrin 
der Zeit, die sich auf John Maynard Keynes‘ General Theory (2018) stützte und in deren Zentrum 
die Nachfragesteuerung stand, folgte der Logik, dass Wirtschaftspolitik Stabilität durch die Glät-
tung von Booms und Rezessionen schaffen müsse. Die Ausweitung sozialpolitischer Maßnahmen 
lässt sich daher auch dadurch begründen, dass sie in Zeiten eines wirtschaftlichen Abschwungs 
Einkommen und dadurch die gesamtwirtschaftliche Nachfrage stabilisieren (siehe auch Kalecki 
1971). Heute sind sogenannte automatische Stabilisatoren wie das Arbeitslosengeld fester Be-
standteil des fiskalpolitischen Instrumentariums entwickelter Volkswirtschaften und ihre zentrale 
Rolle in der Abschwächung wirtschaftlicher Krisen empirisch hinreichend erwiesen (Dolls et al. 
2012).  
 
Auf breiterer Ebene lässt sich der universelle Sozialstaat als „inklusive Institution“ im Sinne von 
Daron Acemoğlu und James Robinson beschreiben. In ihrer Arbeit Warum Nationen scheitern be-
schreiben die 2024 mit dem Nobelpreis ausgezeichneten Ökonomen inklusive Institutionen (in 
Abgrenzung von „Extraktionsinstitutionen“) als Voraussetzungen für wirtschaftlichen Erfolg, da 
sie Märkte stabilisieren, politische und soziale Teilhabe sichern und Investitionen in die Wirtschaft 
sowie Unternehmergeist fördern (Acemoglu und Robinson 2012). Es lassen sich also zwei wichtige 
positive ökonomische Externalitäten eines universellen Sozialstaates herausstellen. Zum einen 
stabilisiert er in Krisenzeiten die Wirtschaft. Die Tatsache, dass die Finanzkrise 2008 zu einem 
deutlich weniger tiefgreifenden wirtschaftlichen Abschwung führte als die Finanzkrise 1929 (im 
Englischen spricht man bezeichnend von Great Recession für 2008 und Great Depression für 
1929) ist nicht zuletzt auf die Funktionsfähigkeit des Sozialstaats zurückzuführen (Hemerijck und 
Matsaganis 2024; Lindert 2021). Zum anderen lässt sich auch außerhalb wirtschaftlicher Krisen 
eine positive Korrelation zwischen gut gestalteter Sozialpolitik im Sinne Acemoğlus und Robin-
sons inklusiver Institutionen und Wirtschaftswachstum feststellen. Dabei gilt die lange einfluss-
reiche Metapher des „leaky bucket“, die Sozialpolitik als Umverteilung mit einem löchrigen Eimer 
vergleicht (Okun 1975), mittlerweile als widerlegt. Sie ist der Erkenntnis gewichen, dass nicht Um-
verteilung, sondern Ungleichheit sich langfristig negativ auf das Wirtschaftswachstum auswirkt, 
wie mehrere einflussreiche Studien des Internationalen Währungsfonds seit der Eurokrise zeigen 
(Cottarelli und Jaramillo 2012a; Ostry et al. 2018a; 2014). Der universelle Sozialstaat ist also unab-
hängig von wirtschaftlichen Krisen als Wachstumsmotor anzusehen (Lindert 2004). 
 
Es bleibt jedoch die Frage, ob das in den Jahrzehnten nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ent-
standene sozialstaatliche Konstrukt noch den heutigen sozialen und wirtschaftlichen Anforderun-
gen gerecht wird. Das 21. Jahrhundert ist in diesem Zusammenhang geprägt von zwei wichtigen 
Makrotransformationen. Zum einen erleben wir, wie zuvor geschildert, einen tiefgreifenden demo-
grafischen Wandel. Zum anderen wird das 21. Jahrhundert vom Übergang zur Wissensökonomie 
geprägt. Die Mehrheit der Jobs in Deutschland befindet sich mittlerweile im Dienstleistungssektor, 
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mit zunehmend komplexeren Anforderungsprofilen an die Fähigkeiten von Arbeiter:innen. Auch 
die Natur der Arbeit an sich verändert sich und ist charakterisiert durch häufigere Karriereunter-
brechungen und Jobwechsel (Powell und Snellman 2004). 
 
Daraus ergeben sich zwei wichtige sozialpolitische Implikationen: Erstens müssen mehr Men-
schen aus dem schrumpfenden Teil der arbeitsfähigen Bevölkerung für den Arbeitsmarkt aktiviert 
werden. Zweitens müssen die arbeitenden Menschen mit besseren Fähigkeiten ausgestattet wer-
den, die es ihnen ermöglichen, in der modernen Wissensökonomie erfolgreich zu sein und sich an 
schneller wandelnde Rahmenbedingungen anzupassen. Makroökonomisch gesehen benötigt es 
eine höhere Beschäftigungsquote und größere Produktivitätszugewinne. Schon zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts sprach sich der Soziologe Gøsta Esping-Andersen in Why we need a new Welfare 
State deshalb für einen Sozialstaat aus, der über die reine Dekommodifizierung hinausgeht und ne-
ben inklusiver Einkommenssicherung auch die Vermittlung in den Beruf sowie die Verbesserung 
von Qualifikationsniveaus über den gesamten Lebensverlauf zum Ziel hat (Esping-Andersen 
2002).  
 
Zum daraus entstandenen Konzept des Social Investment existieren mehrere Definitionen. Der 
Politologe Julian Garritzmann und Kolleg:innen etwa definieren Social Investment in World Poli-
tics of Social Investment im engeren Sinne als die Schaffung, das Mobilisieren und den Erhalt von 
Humankapital (Garritzmann et al. 2022). Auch wenn diese Definition in der Praxis über reine bil-
dungspolitische Maßnahmen hinausgeht, da beispielsweise für die Mobilisierung von Humanka-
pital auch Maßnahmen wie die Bereitstellung von Kinderbetreuung und Pflege nötig sind, wird hier 
grundsätzlich zwischen rein konsumtiver und investiver Sozialpolitik unterschieden. Diese Unter-
scheidung ist konzeptionell nützlich, vor allem, weil sie Social Investment leichter messbar macht. 
Die konkrete Unterscheidung zwischen konsumtiven und investiven Maßnahmen kann jedoch in 
der Praxis schwierig sein, da sie unzureichend herausstellt, dass jede sozialpolitische Maßnahme 
neben ihren Primäreffekten auch Sekundäreffekte hat und diese jeweils sowohl investiv als auch 
konsumtiv sein können. Zum Beispiel fällt das Arbeitslosengeld gemessen an seiner Primärfunk-
tion zunächst eindeutig in die Kategorie der konsumtiven Maßnahmen zur Sicherung des Einkom-
mens. Sekundär allerdings dient das Arbeitslosengeld auch dazu, Menschen abzusichern, während 
sie sich weiterbilden und so ihre Chancen auf Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt verbes-
sern. So entwickelt sich in der Kombination der beiden Maßnahmen (Absicherung und Weiterbil-
dung) ein investiver Charakter, der sich sowohl für den Menschen selbst als auch für die Gesamt-
wirtschaft positiv niederschlägt. 
 
Wir fassen die Definition von Social Investment deshalb weiter und verstehen dieses wie eingangs 
beschrieben als Zusammenspiel von Stock-, Flow- und Buffer-Maßnahmen (Hemerijck 2017, 
siehe Kapitel 3.3). Unsere Konzeption von Social Investment trägt damit der Tatsache Rechnung, 
dass verschiedene Politiken in Wechselwirkung zueinander einen Multiplikatoreffekt entfalten. 
Social Investment ist also nicht in Abgrenzung zu bestimmten Elementen des Sozialstaates zu se-
hen, sondern dient als Rahmenwerk für eine gänzlich neue Konzeptionierung des Sozialstaates. 
Einzelne Sozialpolitiken haben dabei fast immer einen sowohl konsumtiven als auch investiven 
Charakter, was deren Unterscheidung im Einzelfall erschweren würde. In der Gesamtheit jedoch 
lässt sich bewerten, ob das sozialstaatliche Konstrukt einer Volkswirtschaft der Logik des Social 
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Investment entspricht, was für Mensch, Gesellschaft und Staat jeweils positive Multiplikatoref-
fekte in Form von gesteigerten Erwerbschancen, Lebensqualität und höheren Steuereinnahmen 
erzeugt. 
 

3.2 Die normative Grundlage: Piggy Bank, Robin Hood und Stepping 
Stone-Solidarität 
 
Die normative Begründung des Social Investment-Ansatzes setzt bei der Einsicht an, dass klassi-
sche Konzeptionen des Sozialstaates und ihre normativen Rechtfertigungen die mit den Heraus-
forderungen moderner Gesellschaften verknüpften sozialen und wirtschaftlichen Risiken nur un-
vollständig erfassen. Sozialpolitik wird traditionell entweder als intertemporale Absicherung über 
den Lebensverlauf verstanden, die Einkommen zwischen Phasen der Erwerbstätigkeit und Phasen 
ohne Markteinkommen, etwa Arbeitslosigkeit, Kindheit oder Alter, umverteilt, oder als Instru-
ment vertikaler Umverteilung zur Reduktion materieller Ungleichheit (Barr 2001; Esping-Ander-
sen 1990). Die Fachliteratur beschreibt diese beiden Funktionen als „Piggy Bank“ und „Robin 
Hood“ (Barr 2020). Diese bilden weiterhin die normative und institutionelle Grundlage moderner 
Sozialstaaten. Zu verdeutlichen ist allerdings, dass diese Funktionen primär auf bereits eingetre-
tene Risiken und bestehende Ungleichheiten reagieren. In postindustriellen Gesellschaften ent-
steht Ungleichheit jedoch zunehmend sequenziell, indem früh im Leben erfahrene soziale Benach-
teiligung sich über den Lebensverlauf hinweg kumuliert und Menschen dadurch zunehmend ein-
schränkt. Unter diesen Bedingungen stößt ein Konzept von Sozialpolitik, das sich ausschließlich 
auf Absicherung und Umverteilung stützt, an normative Grenzen, da es die zeitliche Struktur sozi-
aler Risiken nur unzureichend adressiert (Bonoli 2007). 
 
Vor diesem Hintergrund wird Social Investment als umfassenderer Ansatz sozialstaatlichen Han-
delns verstanden, der Absicherung und Umverteilung um eine investive Solidaritätslogik ergänzt, 
die auf die zeitliche Kumulation sozialer Benachteiligung und die Entstehung neuer sozialer Risi-
ken reagiert. Ziel ist es, soziale Risiken nicht erst dann zu adressieren, wenn sie sich in Einkom-
mensverlusten oder materieller Armut niedergeschlagen haben, sondern bereits dort anzusetzen, 
wo sich ungleiche Lebenschancen herausbilden. Social Investment erweitert damit das normative 
Verständnis sozialer Solidarität, ohne die klassischen Funktionen des Sozialstaates in Frage zu 
stellen. Absicherung und Umverteilung bleiben notwendige Voraussetzungen sozialer Gerechtig-
keit, werden jedoch um eine präventive Perspektive ergänzt, die auf die aktive Gestaltung von Le-
bensverläufen ausgerichtet ist. 
 
Diese investive Perspektive lässt sich, in Anlehnung an die Funktionen der „Piggy Bank“ und des 
„Robin Hood“, mit dem Begriff der „Stepping Stone“-Solidarität beschreiben. Gemeint ist eine 
Form sozialer Solidarität, die auf kollektive Leistungen zielt, welche Menschen dabei unterstützen, 
zentrale Übergänge im Lebensverlauf erfolgreich zu bewältigen. Dazu zählen insbesondere Inves-
titionen in frühkindliche Entwicklung, Bildung, Betreuung und Pflege sowie in berufliche Weiter-
bildung. Im Unterschied zu rein kompensatorischen oder umverteilenden Maßnahmen setzen 
diese Politikbereiche zusätzlich zeitlich vorgelagert an. Sie zielen darauf ab, Risiken zu reduzieren, 
bevor sie sich über den Lebensverlauf hinweg verfestigen und multiplizieren. Dadurch stabilisieren 
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sie individuelle Erwerbs- und Teilhabeverläufe. Stepping Stone-Solidarität ergänzt damit beste-
hende Formen sozialstaatlicher Absicherung und Umverteilung um eine investive Dimension, die 
auf die institutionelle Gestaltung von Übergängen und Entwicklungspfaden ausgerichtet ist (Ba-
gadirov et al. 2025). 
 
Die normative Begründung dieser Solidaritätslogik knüpft an den Befähigungsansatz an, der sozi-
ale Gerechtigkeit nicht primär an der Verteilung von Einkommen oder formalen Ressourcen misst, 
sondern an den realen Handlungsmöglichkeiten, die Menschen im Verlauf ihres Lebens tatsäch-
lich nutzen können. Entscheidend ist aus dieser Perspektive, ob Individuen in die Lage versetzt 
werden, Bildungs-, Erwerbs- und Übergangschancen wahrzunehmen und nicht allein, ob sie nach-
träglich für bereits eingetretene Nachteile kompensiert werden. Daraus ergibt sich für sozialstaat-
liches Handeln der Anspruch, institutionelle Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass Fähigkei-
ten entwickelt, erhalten und eingesetzt werden können, insbesondere dort, wo soziale Herkunft 
oder frühe Lebensumstände den Zugang zu zentralen Chancen systematisch begrenzen (Nuss-
baum 2006; Sen 1995). Social Investment übersetzt diesen normativen Anspruch in eine sozialpo-
litische Logik, die präventive Investitionen in die Fähigkeiten von Menschen und die Erleichterung 
von Übergängen im Leben systematisch mit bestehenden Formen der Absicherung und Umver-
teilung verbindet. 
 
Wichtig ist hierbei, dass diese präventive Orientierung keine Abkehr von Absicherung und Um-
verteilung bedeutet, welche auch in der Logik des Social Investment zentralen Funktionen erfüllen. 
Ex-post Transferleistungen bleiben weiterhin unverzichtbar, um materielle Notlagen abzufedern 
und soziale Mindeststandards zu sichern. Sie können jedoch die strukturellen Ursachen wieder-
kehrender sozialer Risiken nur begrenzt beeinflussen, wenn Benachteiligung sich bereits früh im 
Leben verfestigt hat und sich deren Effekte im Verlauf des Lebens aufaddiert haben (Kvist 2016, 
51–56). Normativ wie fiskalisch spricht daher viel dafür, präventive Investitionen systematisch in 
die Architektur des Sozialstaates zu integrieren, da sie langfristige Teilhabe sichern und die Ab-
hängigkeit von ex-post-Kompensation verringern. 
 
Schließlich wird die investive Solidaritätslogik des Social Investment-Ansatzes durch ein Rezip-
rozitätsargument im Sinne eines Generationenvertrags gestützt (Beveridge 1944; Marshall 1950; 
Rawls 1971). Investitionen in die Fähigkeiten von Menschen erhöhen langfristig Produktivität und 
Beschäftigung und erweitern aufgrund höherer Steuereinnahmen die Finanzierungsbasis des So-
zialstaats. Solidarität beruht in diesem Verständnis auf wechselseitigen Erwartungen über den Le-
bensverlauf hinweg: Menschen profitieren in frühen Lebensphasen von kollektiven Vorleistungen 
und leisten in späteren Phasen selbst Beiträge zur Finanzierung sozialer Sicherungssysteme. Re-
ziprozität entsteht dabei durch institutionelle Arrangements, die stabile Erwerbsverläufe, kontinu-
ierliche Weiterqualifizierung und verlässliche soziale Absicherung ermöglichen. Social Invest-
ment verbindet so individuelle Befähigung mit kollektiver Verantwortung und stärkt die norma-
tive Legitimität sozialstaatlichen Handelns in der modernen Wissensökonomie. 
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3.3 Die Funktionslogik des Social Investment: Stock-, Flow- und Buffer-
Policies 
 
Aufbauend auf dieser normativen Begründung von Sozialpolitik und seiner Funktionen in Form 
von Versicherung (Piggy Bank), Umverteilung (Robin Hood) und Befähigung (Stepping Stone), 
lässt sich ein konkretes Rahmenkonzept sozialpolitischer Maßnahmen im Sinne des Social Invest-
ment ableiten. In funktionaler Hinsicht konkretisiert sich diese Perspektive in einer produktiven 
Lesart sozialstaatlichen Handelns, die den Sozialstaat ausdrücklich auf die Entwicklung, Nutzung 
und Absicherung der Fähigkeiten von Menschen über den gesamten Lebensverlauf ausrichtet 
(Hemerijck 2017; Hemerijck und Bokhorst 2026). Charakteristisch ist dabei die Betonung der pro-
duktiven Funktion von Sozialpolitik, insbesondere durch Maßnahmen, die Erwerbs- und Sorgear-
beit für Menschen vereinbarer machen und frühzeitig bei erkennbaren sozialen Risiken ansetzen. 
Frühkindliche Bildung, Kinderbetreuung, familienbezogene Dienstleistungen, lebenslanges Ler-
nen sowie Pflegeleistungen werden dabei als zentrale Infrastrukturelemente einer erfolgreichen 
wissensbasierten Ökonomie verstanden, deren Unterfinanzierung seit den 1980er Jahren langfris-
tige Wachstums- und Teilhabepotenziale geschwächt hat (Jenson und Saint-Martin 2003). 
 
Folgende konkreten Anforderungen lassen sich für einen neuen sozialpolitischen Rahmen ablei-
ten: (1) Sozialpolitik muss den Lebensverlauf von Menschen ganzheitlich betrachten anstatt punk-
tuell auf Missstände zu reagieren; (2) Sozialpolitik muss präventive und kurative Maßnahmen ver-
einen anstatt hauptsächlich ex-post zu reagieren; (3) Sozialpolitik muss die drei Funktionen Piggy 
Bank, Robin Hood und Stepping Stone effektiv miteinander kombinieren, also neben sozialversi-
cherungstechnischen Aspekten, sowie der Eindämmung von Ungleichheit auch die Befähigung 
von Menschen in das sozialpolitische Anforderungsprofil gleichermaßen einschließen. Aus die-
sem Anforderungsprofil leitet sich das sozialpolitische Konstrukt des Social Investment ab, das 
sich in die zuvor erwähnten drei Teilbereiche Stock-, Flow- und Buffer-Policies unterteilen lässt. 
 

3.3.1 Stock-Policies 
 
Stock Policies (abgeleitet vom englischen „human capital stock“) sichern den Aufbau und Erhalt 
des Bestands an Humankapital sowie die kontinuierliche Verbesserung der Fähigkeiten von Men-
schen über den gesamten Lebensverlauf hinweg. Damit wirkt dieser Teilbereich des Social Invest-
ment einerseits auf der individuellen Ebene dadurch, dass er Menschen mit den notwendigen Fä-
higkeiten ausstattet, um mit Unwägbarkeiten im Lebensverlauf umzugehen und ihre künftigen 
Lebenschancen und -perspektiven zu verbessern. Breiter betrachtet tragen Stock-Policies dazu 
bei, die Produktivität von Menschen über deren Lebensverlauf zu steigern, was vor allem im Zu-
sammenhang mit der alternden Gesellschaft und dadurch sinkenden Zahl von Menschen im ar-
beitsfähigen Alter von zentraler Bedeutung ist. Zu diesem Teilbereich des Social Investment zäh-
len alle bildungsorientierten Maßnahmen wie die frühkindliche Bildung und Erziehung, die allge-
meine Schulbildung, und die berufliche und akademische Erstausbildung in Betrieb, Berufsschule 
und Hochschule. Neben diesen Maßnahmen, die dem Aufbau von Fähigkeiten und Humankapital 
dienen, sind Maßnahmen zu betrachten, die deren Erhalt und Ausbau dienen. Hierzu zählen alle 
Formen des lebenslangen Lernens wie die betriebliche Weiterbildung, Umschulungen und 
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Zusatzausbildungen. Vor allem in Zeiten des rapiden technologischen Wandels, in denen die Halb-
wertzeit erworbener Kenntnisse kontinuierlich sinkt, ist die Ergänzung einer effektiven Erstaus-
bildung um ein System des konsequenten lebenslangen Lernens unerlässlich, damit die zum Aus-
gleich des demografischen Wandels notwendigen Produktivitätssteigerungen sichergestellt wer-
den können.  
 
Der im Social Investment-Ansatz betonte Zusammenhang zwischen bildungsorientierten Maß-
nahmen und sozialpolitischen sowie ökonomischen Zielsetzungen findet sich schon im ersten Be-
richt der OECD zur PISA-Studie wieder. Sie stellte bereits 2001 das zentrale Argument heraus, 
dass der Wohlstand der entwickelten Volkswirtschaften in hohem Maße auf deren Humankapital 
sowie auf den Möglichkeiten ihrer Bürger:innen beruhte, Wissen und Fähigkeiten zu erwerben und 
ihr Leben lang weiterzulernen (OECD 2001). Diese Ausweitung des Fokus über die schulische und 
berufliche Erstausbildung hinaus muss dabei in beide Richtungen geschehen, also das lebenslange 
Lernen nach der Erstausbildung ebenso umfassen, wie die frühkindliche Entwicklung vor der 
Schulbildung. Frühkindliche Bildung hat einen erheblichen positiven Einfluss darauf, die Chancen 
von Kindern zu verbessern, ihre Ausbildung abzuschließen und eine Beschäftigung zu finden. Zu-
dem trägt sie dazu bei, soziale Risiken wie Benachteiligung, Kriminalität und Drogenmissbrauch 
zu vermeiden (Heckman 2006) und somit auf lange Sicht das Erwerbspotenzial und individuelle 
Wohlbefinden von Menschen zu steigern. 
 

3.3.2 Flow-Policies 
 
Im zweiten Teilbereich des Social Investment sind die sogenannten Flow-Policies zu verordnen. 
Sie verfolgen das Ziel, Menschen bei Übergangsphasen im Leben zu unterstützen, während derer 
die Wahrscheinlichkeit sozialer Risiken besonders hoch ist. Gesamtwirtschaftlich betrachtet zie-
len Flow-Policies darauf ab, die Arbeitskraft der Menschen über den gesamten Lebensverlauf hin-
weg bestmöglich zu nutzen und effizient zu verteilen, um eine hohe Erwerbsbeteiligung zu fördern. 
Ein besonderer Fokus liegt dabei auf dem Abbau verschiedener Formen von Benachteiligung, die 
eine Arbeitsaufnahme erschweren oder nur zu Teilen ermöglichen, was vor allem aufgrund ge-
schlechterspezifischer Ungleichheiten der Fall ist. Vorrangig geht es bei Flow-Policies darum, 
Schulabgänger:innen, Arbeitslose, Eltern (insbesondere Mütter), ältere Arbeitnehmer:innen und 
Menschen mit Benachteiligungen wie etwa körperlichen Behinderungen in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren.  
 
Flow-Policies sind dabei nicht mit einer eindimensionalen Deregulierung des Arbeitsmarktes zum 
Zwecke der Aktivierung von Arbeitskräften zu verwechseln. Vielmehr sind Flow-Policies im Sinne 
einer unterstützenden Überbrückung entscheidender Lebensübergänge zu verstehen. Solche 
Übergänge finden sich beispielsweise zwischen Schul- bzw. Berufsausbildung und dem ersten Job, 
zwischen Lohnarbeit und Elternzeit sowie zurück von der Elternzeit in den Job, Umschulungen 
zwischen Jobs, oder Zeiten, in denen Familienmitglieder gepflegt werden müssen. In der Praxis ge-
hören zu den Flow-Policies daher neben arbeitsmarktpolitischen auch familienpolitische Maß-
nahmen wie die Kinderbetreuung, Elternzeit oder Elterngeld. Es ist zu erwarten, dass die Zahl der 
Karriereunterbrechungen, bedingt durch den demografischen (z. B. durch höhere Pflegezeiten in 
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einer alternden Bevölkerung) und technologischen Wandel (z. B. durch die Verdrängung von Ar-
beitsplätzen wegen Automatisierung) und dadurch die Zahl der wichtigen Übergangsphasen stei-
gen wird. Dabei bedingt der Erfolg oder Misserfolg, mit dem eine solche Übergangsphase durch-
laufen wird, jeweils den Erfolg oder Misserfolg der nächsten, wodurch sich sowohl positive wie ne-
gativen Multiplikatoreffekte einstellen können. So ist etwa die Wahrscheinlichkeit eines dauerhaf-
ten Ausscheidens aus dem Arbeitsmarkt während der angesprochenen Übergangsphasen erhöht 
und kann mit gut gestalteten Flow-Policies adressiert werden.  
 

3.3.3 Buffer-Policies 
 
Der dritte Teilbereich in der Social Investment-Taxonomie betrifft die soziale und wirtschaftliche 
Absicherung von Menschen und ist damit am ehesten mit traditionellen Definitionen von Sozial-
politik zu vergleichen. Buffer-Policies erfüllen die von Barr (2020) als Piggy Bank beschriebene 
Funktion des Sozialstaates, die der Konsumsicherung in Zeiten wirtschaftlicher Unsicherheit wie 
beispielsweise Arbeitslosigkeit oder Krankheit dient. Breiter gefasst dienen solche Maßnahmen 
der Dekommodifizierung von Menschen, also der Reduktion der Abhängigkeit vom Arbeitsmarkt, 
bzw. Marktdynamiken generell (Esping-Andersen 1990; Scruggs und Allan 2006). Über die reine 
Einkommensstabilisierung hinaus erfüllen Buffer-Policies in der Social Investment-Logik eine 
wichtige Aufgabe, da sie nicht nur dazu beitragen, soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten auf 
der Mikroebene abzumildern, sondern dadurch auch die notwendige finanzielle Sicherheit bieten, 
damit Menschen Zeit und Ressourcen in die Weiterentwicklung ihrer Fähigkeiten investieren kön-
nen. Auch auf der Makroebene spielt diese Art von „Keynesianismus durch die Hintertür“ (Heme-
rijck 2013) eine zentrale Rolle bei der Stabilisierung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage über 
Konjunkturzyklen hinweg, wie während der Finanzkrise von 2007–2010, der Coronavirus-Pande-
mie und der Inflationskrise im Zuge des russischen Überfalls auf die Ukraine deutlich wurde. 
 
Im Zusammenspiel mit den zwei anderen Social Investment-Teilbereichen besteht die Herausfor-
derung für gut gestaltete Buffer-Policies darin, soziale Risiken so abzufedern, dass sie während der 
fast unvermeidlichen Übergänge auf dem Arbeitsmarkt und damit verbundener Nichterwerbstä-
tigkeit eine ausreichende Sicherheit bieten, um die Verfestigung von Benachteiligung zu vermei-
den. Von entscheidender Bedeutung für die Effektivität von Buffer-Policies sind neben der Ab-
stimmung mit Stock- und Flow-Policies die Zugangsbedingungen, die Höhe und Bezugsdauer der 
Leistungen sowie Aktivierungsanreize (Nelson und Stephens 2012).  
 

3.3.4 Komplementarität und Social Investment-Multiplikator  
 
In der politischen Praxis gibt es erhebliche Überschneidungen zwischen den Primärfunktionen 
einzelner Stock-, Flow- und Buffer-Maßnahmen, sodass Maßnahmen oft nicht strikt einer der drei 
Social Investment Funktionen zugeordnet werden können. Maßnahmen, die auf den ersten Blick 
vor allem auf eine der drei Funktionen abzielen, unterstützen in der Regel sekundär auch mindes-
tens eine der anderen Funktionen. Von zentraler Bedeutung ist dabei, dass die drei Kernbereiche 
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gut aufeinander abgestimmt sind, woraus sich Komplementaritäten ergeben, die sowohl die Effek-
tivität als auch die Kosteneffizienz des Sozialstaates erhöhen (siehe Abbildung 12).  
 
Aus der Perspektive sozialpolitischer Komplementaritäten betrachtet, können beispielsweise 
Maßnahmen, die der Armutsbekämpfung für vorübergehend Arbeitslose dienen – im Wesentli-
chen also Buffer-Policies – dazu beitragen, Übergangsphasen im Arbeitsmarkt zu erleichtern (was 
wiederum in den Zuständigkeitsbereich von Flow-Maßnahmen fällt), da sie es Menschen erleich-
tert, während dieses Übergangs für ihren Lebensunterhalt aufzukommen. Dies wiederum versetzt 
sie zudem in die Lage, nicht jeden angebotenen Arbeitsplatz anzunehmen, der nicht dem Qualifi-
kationsprofil oder dem zu erwartenden Verdienst entspricht. Dies erlaubt es Menschen, Zeit und 
Ressourcen in die eigene Weiterbildung zu investieren, was wiederum den Aufbau von Humanka-
pital fördert, sekundär also auch den Bereich der Stock-Maßnahmen unterstützt. Betrachtet man 
analog dazu den Bereich der Flow-Maßnahmen, etwa die Kinderbetreuung, so unterstützt diese 
primär die Vereinbarkeit von Beruf und Familie über die leichtere Wiederaufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit nach der Geburt eines Kindes. Sekundär jedoch stärken solche Maßnahmen auch den Er-
halt des Humankapitals: Zum einen fördern gezielte Investitionen die sozialen und kognitiven Fä-
higkeiten von Kleinkindern. Zum anderen unterstützen familienpolitische Maßnahmen wie die 
Kinderbetreuung eine geschlechtergerechtere Gesellschaft, in der Frauen, die nach wie vor den 
Großteil der Kinderbetreuung leisten, wirtschaftlich unabhängiger sind und mit ihren erworbenen 
Fähigkeiten dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen (Esping-Andersen und Billari 2015). 
 

Abbildung 12: Schematische Darstellung Social Investment 

 
Quelle: Adaptiert von Hemerijck (2017) 

 
Verbunden mit der Tatsache, dass verschiedene Bereiche von Sozialpolitik Sekundäreffekte auf 
andere Bereiche haben, ist das Argument, dass sich bei guter Abstimmung der verschiedenen 
Maßnahmen durch deren Interdependenz die zuvor angeschnittenen Multiplikatoreffekte erge-
ben. Ist beispielsweise eine großzügige Absicherung von arbeitslosen Menschen (Buffer) mit 
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effektiven Arbeitsvermittlungsmaßnahmen (Flow) und arbeitsmarktorientierten Weiterbil-
dungsmaßnahmen (Stock) verknüpft, kann der daraus entstehende soziale und wirtschaftliche 
Nutzen größer sein als in einem Szenario, in dem sozialpolitische Maßnahmen schlecht aufeinan-
der abgestimmt sind. Gleichzeitig bedeutet dies, dass Kürzungen in einem sozialpolitischen Be-
reich durch Sekundäreffekte auf andere Bereiche insgesamt zu mehr Einbußen als Einsparungen 
führen können. So kann beispielsweise ein Sekundäreffekt von Kürzungen in der Arbeitslosenhilfe 
sein, dass Menschen darauf angewiesen wären, eine Arbeit aufzunehmen, die nicht ihrem Qualifi-
kations- bzw. Gehaltsniveau entspräche. Gesamtgesellschaftlich ginge dadurch Wirtschaftsleis-
tung verloren und der Staat würde unter Umständen über Steuerverluste Nettoeinbußen machen. 
 
Dieser Social Investment-Multiplikator wirkt über den gesamten Lebensverlauf: Angefangen mit 
frühzeitigen Interventionen wie beispielsweise der Unterstützung von frühkindlicher Entwicklung 
kann Social Investment positiv dazu beitragen, dass Menschen ein selbstbestimmtes und von wirt-
schaftlicher Sicherheit geprägtes Leben führen. Dabei werden sich potenziell aufaddierende Nach-
teile frühzeitig und holistisch aufgefangen. In der politischen Theorie sprechen Nussbaum, Wolff 
und De-Shalit von corrosive disadvantages, also Nachteilen, deren Existenz sich negativ auf an-
dere Lebensbereiche auswirken. Analog dazu existieren fertile functionings, also Vorteile, die sich 
positiv auf mehrere Lebensbereiche auswirken (Nussbaum 2009; Wolff und de-Shalit 2007). Ziel 
des Social Investment ist es, jene corrosive disadvantages möglichst früh im Leben eines Menschen 
so zu adressieren, dass sie zu fertile functionings werden, mit anderen Worten also eine durch so-
ziale Benachteiligung bedingte Negativspirale in eine Positivspirale verwandelt wird (Bagadirov et 
al. 2025). Auf der Makroebene ergibt sich der Social Investment-Multiplikator dann aus der 
Summe dieser geschaffenen fertile functionings. Die folgenden beiden Abschnitte erläutern die 
Funktionsweise des Social Investment-Multiplikators auf Mikro- und Makroebene näher und prä-
sentieren empirische Evidenz. 
 

3.4 Die Mikroebene des Social Investment: Der Life Course Multiplier und 
seine empirische Evidenz 
 
Die drei zentralen Elemente des Social Investment-Multiplikators auf der Mikroebene, also in Be-
zug auf den einzelnen Menschen, sind (1) die Betrachtung und sozialpolitische Begleitung des ge-
samten Lebens anstelle punktueller Reaktionen, (2) frühzeitige Interventionen zur Vermeidung 
von sich aufaddierender Benachteiligung und (3) Wechselwirkungen zwischen den drei Social In-
vestment-Funktionen Stock-, Flow- und Buffer-Policies. Während die empirische Evidenz für die 
Wirkung sozialpolitischer Interventionen im Sinne des Social Investment für einzelne Lebensbe-
reiche wissenschaftlich fundiert ist, fehlte bisher ein holistisches Konzept, das die positiven Effekte 
solcher Interventionen in einen stimmigen sozialpolitischen Rahmen übersetzt. Gelingt die bes-
sere Nutzung des individuellen Potenzials hinsichtlich eines selbstbestimmten, von Benachteili-
gung geschützten und wirtschaftlich unabhängigen Lebens für die gesamte Gesellschaft, so stellen 
sich zudem auch gesamtwirtschaftliche Verbesserungen in Form von höherer Beschäftigung, Pro-
duktivität, Wachstum und fiskalischer Nachhaltigkeit ein. 
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Auf der individuellen Ebene beginnt dieser positive Kreislauf mit Investitionen in die frühkindliche 
Entwicklung. Dabei ist bekannt, dass sich die Unterstützung der Entwicklung von kognitiven Fä-
higkeiten von Kindern positiv auf deren Bildungsbiografien im weiteren Lebensverlauf auswirkt, 
also in der Social Investment-Logik frühzeitig zum Aufbau von Humankapital beiträgt (Cunha und 
Heckman 2007). Eine bessere Ausbildung wiederum ist für den einzelnen Menschen mit einem hö-
heren Einkommen im Arbeitsleben assoziiert (Card 1999) und geht bei einem gesamtgesellschaft-
lich höheren Bildungsniveau auch mit niedrigerer Einkommensungleichheit einher (Park 1996; 
Checchi und van de Werfhorst 2018). Beides führt dazu, dass die Negativspirale von früh im Leben 
bestehender Benachteiligung durchbrochen werden kann (Sen 1995; Wolff und de-Shalit 2007). 
Nach dem Übergang von der Ausbildung ins Arbeitsleben trägt eine Kombination von Maßnah-
men sozialer Absicherung und aktiver Arbeitsmarktpolitiken zu einer besseren Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie bei, was sowohl die Kinderbetreuung als auch Pflege von Angehörigen betrifft. 
Sind diese Maßnahmen effektiv gestaltet, trägt dies sowohl zu einer höheren Beschäftigung insge-
samt als auch zum Abbau geschlechterspezifischer Unterschiede im Arbeitsmarkt bei, da in 
Deutschland weiterhin ein Ungleichgewicht zwischen Frauen und Männern in der Care-Arbeit be-
steht (Korpi et al. 2013; Nieuwenhuis et al. 2012). Auf der individuellen Ebene fördern solche Maß-
nahmen wiederum die subjektive Lebenszufriedenheit in Bezug auf Familiengründung (Sobotka 
und Beaujouan 2014) und Work-Life Balance (Hobson 2013) und schützen Haushalte vor Arbeits-
losigkeit und Armut (Cantillon und Vandenbroucke 2014). Im späteren Lebensverlauf tragen 
Maßnahmen, die das aktive Altern sowie lebenslanges Lernen fördern, dazu bei, dass Menschen 
länger dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und im Zusammenhang mit flexiblen Arbeitsar-
rangements selbstbestimmt später in die Rente eintreten (Walker 2002). 
 
In der Social Investment-Sprache fördert dieser positive Kreislauf über den gesamten Lebensver-
lauf eines Menschen den Aufbau und Erhalt sowie die weitere Verbesserung von Humankapital. 
Der Kreislauf trägt zudem dazu bei, dass Humankapital tatsächlich für den Arbeitsmarkt verfügbar 
ist, indem Menschen vor Fehlanreizen und vor Umständen geschützt werden, die die effektive Ak-
tivierung, beispielsweise durch Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt aufgrund von Care-Arbeit, 
verhindern. Gelingt dies für die gesamte Gesellschaft, steigen sowohl Beschäftigung als auch Pro-
duktivität, was sich in höherem Wirtschaftswachstum und dadurch auch Steuereinnahmen für 
den Staat niederschlägt. 
 
In Bezug auf die Mikroebene des Social Investment-Ansatzes steht in dessen Kern die Erkenntnis, 
dass Menschen nicht nur punktuell und ex-post durch sozialpolitische Maßnahmen unterstützt 
werden. Sicherheit im Alter etwa setzt eine kontinuierliche und qualifizierte Erwerbsbiografie vo-
raus, die ihrerseits stark von Bildungsentscheidungen geprägt ist, was wiederum entscheidend von 
der Förderung in jüngeren Lebensjahren bis hin zur frühkindlichen Entwicklung abhängt. Das be-
deutet, dass Social Investment neben kurativen Maßnahmen verstärkt auf präventive Maßnah-
men setzt, um den Social Investment-Multiplikator zu erzielen. Dabei gilt, dass der Multiplikator 
größer ist, je früher entsprechende Investitionen ansetzen und je konsistenter sie entlang des Le-
bensverlaufs fortgeführt werden (siehe Abbildung 13). Im Folgenden betrachten wir die einzelnen 
Lebensphasen und die Rolle gezielter sozialpolitischer Interventionen im Sinne des Social Invest-
ment näher. 
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Abbildung 13: Social Investment-Multiplikator auf der Mikroebene 

 

 

Quelle: Hemerijck et al. (2023)  
 

3.4.1 Erste Lebensjahre und Kindheit  
 
In der Anfangsphase des Lebens eines Menschen, welches sich in zunehmend diversen Familien-
strukturen abspielt, ist die frühkindliche Entwicklung und Bildung von zentraler Bedeutung. Hier-
für sind vor allem zwei Gründe relevant: (1) Wenn die Betreuung von Kindern in Kindertagesstät-
ten gewährleistet ist, verbessern sich die Berufsaussichten der Eltern, da sie früher zurück in den 
Arbeitsmarkt gelangen und die Vereinbarkeit von Familie und (Vollzeit-)Arbeit steigt (Bonoli 
2013; Hemerijck et al. 2016). In Deutschland kommt dies vor allem Müttern zugute, die nach wie 
vor den größten Teil der Kinderbetreuung schultern und beruflich deutlich größere Abstriche ma-
chen als Väter (mehr dazu in Kapitel 4.2). Die Kinderbetreuung kann somit tiefgreifende Ungleich-
heiten bekämpfen und stabilisiert zudem indirekt das Haushaltseinkommen, was nicht zuletzt das 
Armutsrisiko der im Haushalt lebenden Erwachsenen und Kindern senkt. Konkret müssen Betreu-
ungsmöglichkeiten dafür verlässlich, zeitlich flexibel sowie kostengünstig zum Zeitpunkt der In-
anspruchnahme sein. (2) Die Forschung ist sich mittlerweile darin einig, dass die frühkindliche 
Förderung die kognitive Entwicklung von Kindern entscheidend positiv beeinflusst. Dies führt län-
gerfristig zu einem höheren Bildungsniveau (Heckman 2006; OECD 2023a) sowie zu besseren Er-
werbschancen (Nelson und Stephens 2012) und erleichtert jungen Menschen damit später einen 
reibungsloseren Übergang ins Berufsleben. 
 
Zudem ist in Bezug auf die Komplementarität verschiedener Maßnahmen festzuhalten, dass sich 
eine gut ausgestaltete Verzahnung von Stock-, Flow- und Buffer-Policies positiv und über die 

Frühkindliche Bildung und Betreuung:
kognitive und soziale Entwicklung der Kinder; 

Erhaltung der Beschäftigung der Eltern

Investitionen in Bildung:
Zugang zu hochwertiger Bildung, Integration, 

Handlungskompetenz

Arbeitsmarktpolitik:
Höhere Beschäftigungsfähigkeit, Qualifikationen, 

Einkommensunterstützung, subjektiv empfundene 
Lebenszufriedenheit, Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie:
weniger Berufsunterbrechungen, Doppeleinkommen, 
wirtschaftliche Unabhängigkeit, Lebenszufriedenheit

Aktives Altern und lebenslanges Lernen:
höhere wirtschaftliche und soziale Teilhabe von 

Senioren, höheres Renteneintrittsalter

Armutsbekämpfung und Inklusion:
Prävention von Armut und Marginalisierung



30 
 

jeweiligen angestrebten Primäreffekte hinaus auf die Entwicklung von Kindern auswirkt, was sich 
über deren Lebensverlauf aufaddiert. So geht beispielsweise ein höherer Anteil von Social Invest-
ment-Maßnahmen an der Wirtschaftskraft mit einer niedrigeren Quote der von Armut bedrohten 
Kindern einher (siehe Abbildung 14). Zur leichteren Interpretierbarkeit nutzen wir hierfür eine an 
Garritzmann et al. (2022, siehe Kapitel 3.1) angelehnte Definition von Social Investment als 
Summe der Ausgaben für Kinderbetreuung, sekundäre und tertiäre Bildung, Berufsausbildung, ak-
tive Arbeitsmarktpolitik und Langzeitpflege – in Abgrenzung von rein konsumtiven sozialpoliti-
schen Maßnahmen. Sowohl beim Anteil von Social Investment Maßnahmen an der Wirtschafts-
leistung, der bei etwa 6% des BIP liegt, als auch bei der Kinderarmut, die bei knapp 15% liegt, be-
wegt sich Deutschland im europäischen Mittelfeld. Länder wie Dänemark, Finnland und die Nie-
derlande, die mehr für Social Investment ausgeben, verzeichnen deutlich geringere Anteile der von 
Armut bedrohten Kindern. Andere Länder wie beispielsweise Schweden, die mehr für Social In-
vestment ausgeben und eine größere Kinderarmut vorweisen, unterstreichen jedoch die Bedeu-
tung von gut aufeinander abgestimmten Maßnahmen sowie den methodologischen Punkt, dass 
Komplementarität über die reine Summe der Ausgaben für verschiedene Politikbereiche hinaus-
geht (mehr dazu in Kapitel 3.5). Dies ist in Teilen darauf zurückzuführen, dass die in den ersten Le-
bensjahren eines Menschen gestellten Weichen auch von der Gesamtsituation des Haushalts ab-
hängen. Beispielsweise sind Leistungen wie das Kindergeld in Deutschland besonders effektiv in 
der Bekämpfung von Armutsrisiken bei vulnerableren Gruppen wie alleinerziehenden Müttern, 
was sich wiederum auch positiv auf den Lebensverlauf deren Kinder auswirkt (Pöyliö 2026). 
 

Abbildung 14: Korrelation zwischen Social Investment und Kinderarmut 

 

  
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis verschiedener Datensätze von Eurostat; für methodische 
Hinweise, siehe Hemerijck et al. (2024).  
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3.4.2 Bildung und Ausbildung 
 
Die nächste Phase im Lebensverlauf des Social Investment-Multiplikator-Modells bezieht sich auf 
die schulische Bildung, berufliche Erstausbildung sowie gegebenenfalls das Studium. Die Qualität 
des Bildungssystems spielt für junge Menschen eine entscheidende Rolle für den späteren Zugang 
zu besseren Arbeitsplätzen (OECD 2023a). Im Sinne des Social Investment ist dabei ein inklusiver 
und frühzeitig gezielt intervenierender Ansatz entscheidend. Konkret heißt das in Bezug auf das 
Bildungssystem, dass bestehende Ungleichheiten und Hindernisse frühzeitig erkannt und adres-
siert werden. Während die allgemeine Qualität des Ausbildungs- und Schulsystems in Deutsch-
land hoch ist, gibt es vor allem im Bereich der Bildungschancen hartnäckig bestehende Ungleich-
heiten (mehr dazu in Kapitel 4.1). Oft hat die soziale Herkunft junger Menschen einen entscheiden-
den Einfluss darauf, welche Bildungsangebote sie genießen können, was wiederum spätere beruf-
liche Chancen eingrenzt und Fragen zur sozialen Mobilität aufwirft (Maaz und Dumont 2019a; 
OECD 2018a). Umgekehrt birgt die gezielte Unterstützung von Menschen in jungen Jahren bei der 
Überwindung von in der sozialen Herkunft verwurzelten Benachteiligungen positive Effekte, die 
sich über den Lebensverlauf hinweg kumulieren. 
 
Hierzu betrachten wir exemplarisch den sogenannten NEET-Indikator, also den Anteil der Ju-
gendlichen unter 25 Jahren, der sich nicht in Ausbildung, Weiterbildung oder Beschäftigung befin-
det (NEET steht für Not in Education, Employment or Training). Ähnlich zur Korrelation zwischen 
Social Investment-Ausgaben und Kinderarmut im vorherigen Abschnitt prüfen wir, inwiefern der 
NEET-Indikator mit der Qualität von Social Investment-Maßnahmen einhergeht. Wir berechnen 
hierzu den Social Investment-Performance-Indikator nach Hemerijck et al. (2024). Dieser setzt 
sich zusammen aus vier Politikfeldern und jeweils zwei Dimensionen, die von zentraler Bedeutung 
für Social Investment sind. Die vier Politikfelder sind Bildung, frühkindliche Betreuung, aktive Ar-
beitsmarktpolitik und soziale Sicherung. Die erste Dimension bezieht sich auf die öffentlichen In-
vestitionen in diesen Bereichen. Hierzu werden die reinen Ausgaben mit der Zahl der potenziellen 
Empfänger:innen gewichtet, wobei potenzielle anstelle von tatsächlichen Empfänger:innen be-
nutzt wird, um mögliche Verzerrungen aufgrund von Nicht-Inanspruchnahme zu vermeiden. Die 
zweite Dimension bezieht sich auf die Effektivität der Maßnahmen in den vier Politikfeldern. 
Hierzu werden Bildungsniveaus, Betreuungsquoten von Kindern, Teilnahmequoten an Weiterbil-
dungsmaßnahmen und Abdeckungsquoten von Sozialleistungen herangezogen. Die acht Indika-
toren werden jeweils über einen Durchschnitt von zehn Jahren (2009-2019) betrachtet, um den 
Einfluss von Ausreißern zu minimieren. Alle Indikatoren werden zunächst standardisiert (z-
Score-Werte), sodass sie unabhängig von ihrer ursprünglichen Skalierung vergleichbar sind und 
die relative Position eines Landes im Vergleich zum Durchschnitt widerspiegeln. Für die Berech-
nung des Social Investment-Performance-Indikators werden die standardisierten Werte der acht 
Einzelindikatoren aufaddiert.  
 
Die Analyse zeigt, dass eine stärkere Social Investment-Performance mit einer niedrigeren NEET-
Quote einhergeht (Abbildung 15). In der Social Investment-Logik, der das Ziel zugrunde liegt, Hu-
mankapital aufzubauen, zu schützen und möglichst effektiv dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu 
stellen, ist die Minimierung der Zahl von sich nicht in Ausbildung, Weiterbildung oder Beschäfti-
gung befindender junger Menschen ein zentraler Baustein zur Steigerung von Beschäftigung und 
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Produktivität. Die relativ starken Arbeitsmarktdaten für Deutschland zeigen sich auch hier in einer 
vergleichsweise niedrigen NEET-Quote. Andere Länder wie Schweden, Luxemburg und die Nie-
derlande, die eine stärkere Social Investment-Performance aufweisen, liegen hier noch vor 
Deutschland. 
 

Abbildung 15: Korrelation Social Investment und NEET-Quote 

 

                                   
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026) 

 

3.4.3 Berufsleben 
 
Die nächste Stufe des Lebensverlaufsmultiplikators betrifft Menschen im erwerbsfähigen Alter. 
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untermauert die Notwendigkeit eines integrativen Social Investment-Ansatzes, bei dem Stock-, 
Flow- und Buffer-Policies in enger Abstimmung miteinander funktionieren. Hierbei geht es vor al-
lem um das erfolgreiche Management von Karriereunterbrechungen von Menschen, etwa durch 
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derfindet. Die Social Investment-Multiplikator-Logik ergibt sich dabei aus dem Ziel, Phasen der 
Arbeitslosigkeit möglichst kurz zu halten, vor allem, wenn sie in den frühen Jahren des Berufsle-
bens auftreten. Ein anschauliches empirisches Beispiel ergibt sich bei der Betrachtung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit. Der Anteil der Menschen im arbeitsfähigen Alter, die seit mindestens 12 Mo-
naten arbeitslos sind, ist deutlich abhängig von deren Bildungsniveau. Im Durchschnitt der EU-

Social Investment-Performance  

-10 -5 0 5 10 

N
EE

T-
Q

uo
te

 

10% 

15% 

20% 

25% 

30% 



33 
 

Mitgliedsstaaten haben knapp über 60% der Langzeitarbeitslosen ein Bildungsniveau unterhalb 
der Sekundarstufe II (siehe Abbildung 16).  
 

Abbildung 16: Langzeitarbeitslosenquote unter 15-64-Jährigen 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026c) 

 
Betrachtet man nun die Quote und Inzidenz2 von Langzeitarbeitslosigkeit im Zusammenhang mit 
den Ausgaben der einzelnen Länder für aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die sich gezielt 
an Menschen mit niedrigem Bildungsniveau richten, ergibt sich eine negative Korrelation. Höhere 
Ausgaben für an diese Zielgruppe gerichtete aktive Arbeitsmarktpolitik gehen einher mit niedri-
geren Quoten und Inzidenzen von Langzeitarbeitslosigkeit (siehe Abbildung 17). Neben der Effek-
tivität sozialpolitischer Maßnahmen im Sinne des Social Investment deutet dies auch auf die Ver-
zahnung der verschiedenen Social Investment-Teilbereiche hin, die die Entwicklung von Human-
kapital und die Unterstützung bei Übergangsphasen im Leben verbindet. Das Beispiel der Lang-
zeitarbeitslosigkeit in der Analyse von Social Investment-Maßnahmen ist deshalb besonders rele-
vant, da es solide Evidenz dafür gibt, dass längere Phasen der Arbeitslosigkeit, vor allem, wenn sie 
früher im Leben auftreten, einen signifikant negativen Effekt auf das spätere Einkommen haben 
(Möller und Umkehrer 2014). In der Volkswirtschaft spricht man hierbei von Scarring-Effekten 
(Arulampalam 2001). Gezielte Interventionen bergen daher das Potenzial, diese Scarring-Effekte 
zu vermeiden und ins Positive zu verkehren.  

 
2 Die Inzidenz von Langzeitarbeitslosigkeit misst den Zugang in Langzeitarbeitslosigkeit, also wie viele Per-
sonen in einem bestimmten Zeitraum neu die Schwelle von in der Regel zwölf Monaten Arbeitslosigkeit 
überschreiten. Die Quote der Langzeitarbeitslosigkeit misst dagegen den Bestand an Langzeitarbeitslosen 
als Anteil an allen Arbeitslosen oder Erwerbspersonen und beschreibt damit nicht den Übergang in Lang-
zeitarbeitslosigkeit, sondern ihre Verbreitung zu einem bestimmten Zeitpunkt oder im Durchschnitt. 
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Abbildung 17: Korrelation Langzeitarbeitslosigkeit und  

aktive Arbeitsmarktpolitik (AAMP) 

 
 

                      
 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026c) 

 
Der Social Investment-Multiplikator begründet sich in Bezug auf das Berufsleben von Menschen 
darüber, dass die Verknüpfung von rein auf Vermittlung abzielender aktiver Arbeitsmarktpolitik 
mit Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung die kontinuierliche Kompetenzentwicklung för-
dert und dadurch die Wahrscheinlichkeit der Wiedereingliederung von Arbeitslosen in den Ar-
beitsmarkt steigert (Kluve 2010; Card et al. 2018). Die Kombination von Flow- und Stock-Policies 
ist dabei von zentraler Bedeutung für den Erfolg aktiver Arbeitsmarktpolitik im Sinne einer Stei-
gerung der gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung (Bakker und Vliet 2022) sowie der Verringe-
rung von Armutsrisiken (Taylor-Gooby et al. 2015). Darüber hinaus spielen auch Buffer-Policies 
eine wichtige Rolle dabei, dass Stock- und Flow-Policies, welche jeweils auf die Entwicklung von 
Humankapital und dessen Zurverfügungstellung für den Arbeitsmarkt abzielen, ihre volle Wir-
kung entfalten können. Diese unterstützen Menschen dabei, während vorübergehender Phasen 
der Arbeitslosigkeit weiterhin ihren Lebensunterhalt bestreiten zu können, sodass sie ausreichend 
Zeit und Ressourcen in Weiterbildungs- und Vermittlungsmaßnahmen investieren können, an-
statt eine bezüglich Einkommen und Qualifikationsniveau niedrigwertigere Arbeit aufnehmen zu 
müssen (Bonoli 2020; Garritzmann et al. 2021). Für die Logik des Social Investment-Multiplika-
tors ist außerdem von zentraler Bedeutung, dass das Zusammenspiel von Stock-, Flow- und Buf-
fer-Policies zur vollen Entfaltung des Potenzials von Menschen nicht rein korrektiv und punktuell 
ex-post arbeitet, sondern über die gesamte Arbeitsbiografie Menschen ermöglicht, sich weiterzu-
bilden und über schwierige Übergangsphasen hinweg eine Arbeit auszuüben bzw. möglichst 
schnell zurück in den Arbeitsmarkt zu finden. 
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3.4.4 Familiengründung 
 
Eine weitere zentrale Übergangsphase im Social Investment-Lebensverlaufsmodell betrifft die 
Zeit der Familiengründung. Besonders Frauen, die weiterhin einen Großteil der Care-Arbeit in 
Deutschland leisten (insbesondere Mütter), sind von dem Risiko betroffen, in dieser Übergangs-
phase entweder dauerhaft aus dem Arbeitsmarkt auszuscheiden oder von einer Vollzeit- in eine 
Teilzeitstelle zu wechseln (mehr dazu in Kapitel 4.2). In der Social Investment-Logik, welche zum 
Ziel hat, Humankapital aufzubauen, zu schützen und dem Arbeitsmarkt möglichst effektiv zur Ver-
fügung zu stellen, gilt es, solche Fälle zu minimieren, um Beschäftigung und Produktivität, sowie 
die Wirtschaftsleistung zu steigern. Betrachtet man in diesem Zusammenhang die Teil- und Voll-
zeitbeschäftigung von Müttern und Vätern sowie deren Ausbildungsniveau im Vergleich zu 
Frauen und Männern, die keine Kinder haben, zeigt sich, dass vor allem bei Müttern mit hohem 
Ausbildungsniveau eine Lücke bei der Vollzeitbeschäftigung besteht (siehe Abbildung 18). Eine ef-
fektivere Familienpolitik, wie beispielsweise der weitere Ausbau von Kinderbetreuungsmöglich-
keiten, kann dazu beitragen, diese Lücke zu schließen und mehr Frauen mit hohem Ausbildungs-
niveau in eine Vollzeitbeschäftigung zu bringen.  
 

Abbildung 18: Beschäftigungsquote (%) von Männern und Frauen mit und 
ohne Kinder, nach Ausbildungsniveau und Arbeitszeit 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2023) 

 
Wir analysieren wiederum die Korrelation zwischen den Ausgaben für Social Investment-Maß-
nahmen und der Beschäftigung von Frauen. Dabei berechnen wir die Beschäftigung von Frauen 
aus der gemessenen Beschäftigungsquote multipliziert mit den tatsächlich geleisteten Arbeits-
stunden pro Frau anstelle der oft genutzten Vollzeitäquivalent-Beschäftigungsquote. Letztere ist 
methodologisch weniger exakt, da sie Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung jeweils mit einem Faktor 
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gewichtet, unabhängig von den tatsächlich gearbeiteten Stunden. Auch hier ergibt sich der Trend, 
dass mehr Ausgaben für Social Investment-Maßnahmen mit einer höheren tatsächlichen Be-
schäftigung von Frauen einhergehen (siehe Abbildung 19). Zu beobachten ist allerdings, dass vor 
allem die osteuropäischen Länder, deren Sozialstaaten sich seit der postkommunistischen Sys-
temtransformation im Vergleich mit den restlichen EU-Mitgliedstaaten in der Reifungsphase be-
finden, traditionell eine höhere Beschäftigungsquote von Frauen aufweisen. Deutschland befindet 
sich hier im Mittelfeld und hat deutliches Potenzial für eine weitere Steigerung der Beschäfti-
gungsquote von Frauen durch eine Ausweitung von Social Investment-Maßnahmen (mehr dazu 
in Kapitel 4.2). 
 

Abbildung 19: Korrelation Social Investment und  
Beschäftigungsquote von Frauen 

  
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026a) 

 
In der Praxis ist für eine effektive Unterstützung von Menschen während der wichtigen Über-
gangsphase der Familiengründung eine Kombination nötig, die es Eltern erleichtert, selbstbe-
stimmt und ihren Wünschen gemäß möglichst früh zurück in eine (Vollzeit-) Beschäftigung zu 
finden und die Kindererziehung und -betreuung mit dem Job zu vereinen. Das betrifft auch Buffer-
Policies wie das Elterngeld, die der Stabilisierung des Haushaltseinkommens während der Famili-
engründung dienen. In besonderem Maße sind hierfür jedoch Flow-Policies in Form von Dienst-
leistungen wie erschwinglichen und zeitlich adäquaten Kinderbetreuungsmöglichkeiten sowie re-
gulatorischen Maßnahmen wie die Regelung von Elternzeit, Mutterschutz und Pflegezeiten nötig. 
Gelingt eine effektive Kombination solcher Maßnahmen, kommt dies im Social Investment-Mul-
tiplikator mehrfach zum Tragen. Es steigen die Beschäftigung von Eltern sowie die gesamtwirt-
schaftliche Produktivität (durch die Wiedereingliederung gut ausgebildeter Menschen in den Ar-
beitsmarkt), geschlechtsspezifische Benachteiligungen werden abgebaut (Hemerijck et al. 2016) 
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und Kinder profitieren langfristig, indem das Armutsrisiko gesenkt wird (Bonoli 2020; Finch und 
Bradshaw 2021).  
 

3.4.5 Rente und aktives Altern 
 
Die letzte Phase des Social Investment-Lebensverlaufsmodells betrifft die Zeit der Rente sowie das 
möglichst aktive Altern. Die sozialpolitischen Zielsetzungen betreffen dabei einerseits die Perso-
nen, die sich selbst in dieser Lebensphase befinden und andererseits deren Angehörige. Für die 
erste Personengruppe besteht das Ziel von Social Investment darin, aktives Altern zu fördern, An-
reize für einen späteren Eintritt in den Ruhestand zu schaffen und eine produktive Beschäftigung 
im höheren Lebensalter zu unterstützen. Besonders zwei Maßnahmenbereiche sind hierfür rele-
vant: Zunächst kann ein besserer Zugang zu Weiterbildungsmaßnahmen verbunden mit entspre-
chenden Anreizen für die Teilnahme dabei helfen, die Fähigkeiten von Menschen auch in den letz-
ten Jahren ihres Arbeitslebens relevant zu halten. Dies wiederum erhöht die Wettbewerbsfähigkeit 
dieser Menschen auf dem Arbeitsmarkt und steigert insgesamt die Produktivität und nachhaltige 
Beschäftigung (Nelson und Stephens 2012). Die tatsächlichen Teilnahmequoten von Menschen, 
die älter als 54 Jahre sind, variiert innerhalb der EU immens (siehe Abbildung 20). Deutschland 
schneidet in dieser Hinsicht im europäischen Vergleich deutlich unterdurchschnittlich ab: Nur 
Kroatien, Griechenland und Bulgarien weisen niedrigere Teilnahmequoten an Weiterbildungs-
maßnahmen unter 55-64-Jährigen über einen Zeitraum von 12 Monaten auf. Dies deutet darauf 
hin, dass das weit verbreitete Instrument der Frührente für ältere Arbeitnehmer:innen (Streeck 
und Trampusch 2005) zwar mittlerweile weniger stark in Anspruch genommen wird, dieser Um-
stand jedoch noch nicht um eine holistische Strategie des lebenslangen Lernens und der kontinu-
ierlichen Aktualisierung von arbeitsmarktrelevanten Qualifikationen in allen Altersgruppen er-
gänzt wurde. Ein weiterer Baustein für das aktive Altern betrifft Arrangements für flexiblere Al-
tersteilzeit und Renteneintritt unabhängig vom gesetzlichen Rentenalter. Hierbei können wiede-
rum Anreize dazu führen, dass Menschen selbstbestimmt länger dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stehen (Schmid 2015).  
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Abbildung 20: Teilnahmequote an Weiterbildungsmaßnahmen  

55-64-Jährige, 2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026b) 

 
Die zweite Personengruppe von Relevanz für die letzte Phase des Social Investment-Lebensver-
laufsmodells betrifft Angehörige älterer Menschen im Zusammenhang mit Pflegeverantwortlich-
keiten. Ähnlich wie bei der Kinderbetreuung hat Social Investment die Zielsetzung, Unterbrechun-
gen von Erwerbsbiografien aufgrund von Pflegezeiten möglichst zu vermeiden bzw. so kurz wie 
möglich zu halten. Dieser Anspruch trifft auf eine alternde Bevölkerung, in der der Bedarf für Pfle-
geangebote in den nächsten Jahren deutlich steigen wird. Gut ausgestaltetes Social Investment 
muss also die Bereitstellung zuverlässiger Pflegeangebote für Personen, die aufgrund einer Behin-
derung oder ihres Alters auf Unterstützung angewiesen sind, umfassen. Betrachtet man die 
Gründe dafür, dass Menschen in Teilzeit arbeiten, zeigt sich, dass der Anteil derer, die dies aufgrund 
von Betreuung von Erwachsenen mit Behinderungen oder Kindern sowie sonstiger familiärer 
Gründe tun, in Deutschland knapp 30% beträgt (siehe Abbildung 21). Bessere Pflegeangebote kön-
nen dazu beitragen, diesen Anteil zu schrumpfen und es mehr Menschen zu ermöglichen, trotz 
pflegebedürftiger Angehöriger selbstbestimmt in Vollzeit zu arbeiten. Grundsätzlich kann die 
Social Investment-Logik auch auf die Gesundheitspolitik übertragen werden, da sie die Schaffung 
einer großen und produktiven Erwerbsbevölkerung verfolgt, die körperlich und mental gesund 
sein soll (Goijaerts et al. 2023). 
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Abbildung 21: Gründe für Teilzeitbeschäftigung, 2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026d) 

 

3.5 Die makroökonomische Logik des Social Investment: Produktivität, 
Beschäftigung und fiskalische Tragfähigkeit durch Wirtschaftswachstum 
 
Im Folgenden untersuchen wir die makroökonomischen Effekte einer Sozialpolitik, die sich an den 
Prinzipien des Social Investment orientiert. Analog zur Mikroebene lässt sich auch hier, also in Be-
zug auf die gesamtgesellschaftlichen bzw. -wirtschaftlichen Zusammenhänge, von einem Social 
Investment-Multiplikator sprechen, welcher sich aus drei Komponenten zusammensetzt. Zu-
nächst lassen sich die im vorherigen Abschnitt gezeigten Effekte von Social Investment-Maßnah-
men auf der individuellen Ebene, also in Bezug auf den einzelnen Menschen, aggregieren und in 
makroökonomische Kennziffern wie Beschäftigung und Produktivität übersetzen. Zweitens las-
sen sich diese Effekte in Zusammenhang mit den Ausgaben für sozialpolitische Maßnahmen set-
zen. Anstelle der Betrachtung von Sozialpolitik als reinen Kostenfaktor beziehen wir also ein, in-
wiefern Social Investment-Maßnahmen über die Steigerung von Beschäftigung und Produktivität 
zu Mehreinnahmen für den Staat durch mit dem resultierenden Wirtschaftswachstum einherge-
hende Steuererträge führen. Drittens beleuchten wir das Problem der Komplementarität der ver-
schiedenen Social Investment-Teilbereiche. Methodologisch werden die Effekte einzelner Sozial-
politiken vorwiegend isoliert von anderen Maßnahmen analysiert, was die im vorherigen Ab-
schnitt erläuterten individuellen Multiplikatoreffekte, die sich aus der Abstimmung verschiedener 
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Maßnahmen ergeben, unterschlägt und daher den wahren Wert einzelner Politiken unzureichend 
darstellt. Hierzu geben wir einen Ausblick auf Forschungsinitiativen am Europäischen Hochschu-
linstitut, die die Komplementarität von Social Investment-Maßnahmen mithilfe von Machine-
Learning-gestützten Methoden untersuchen. 
 
Betrachten wir zunächst die aggregierten Effekte von Social Investment-Maßnahmen auf der in-
dividuellen Ebene, lässt sich der in Abbildung 13 dargestellte Lebensverlaufsmultiplikator in Bezug 
auf seine makroökonomischen Effekte erweitern. Um diese zu illustrieren, greifen wir im Sinne der 
Anschaulichkeit auf eine stark vereinfachte Perspektive auf Wirtschaftsleistung zurück, in der 
diese als das Produkt der geleisteten Arbeitsstunden und der pro Arbeitsstunde produzierten Güter 
und Dienstleistungen verstanden wird. Wirtschaftsleistung umfasst in der Praxis zwar viele wei-
tere Facetten, allerdings bietet sich dieses Verständnis des Produkts von Beschäftigung und Pro-
duktivität an, um makroökonomische Effekte von Social Investment-Maßnahmen im Lebensver-
laufsmodell zu analysieren. Hierzu muss untersucht werden, inwiefern sich die gezielte Unterstüt-
zung von Menschen in verschiedenen Lebensphasen jeweils auf die Größen Beschäftigung und 
Produktivität auswirkt (siehe Abbildung 22).  
 
Angefangen mit dem Kindheitsalter ist bekannt, dass eine bessere Förderung von Kindern in Form 
von frühkindlicher Bildung und Betreuung zu einem höheren Bildungsniveau führt (Heckman 
2006; OECD 2023a), was wiederum mit besseren Erwerbschancen und insgesamt einem höheren 
Einkommen einhergeht (Card 1999; Nelson und Stephens 2012). Die Förderung von Menschen in 
jungen Lebensjahren ist also dadurch mit einer Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Produkti-
vität verbunden, dass diese Menschen später, ausgestattet mit besseren Fähigkeiten, in innovati-
veren und produktiveren Jobs arbeiten. Gleiches gilt für die Bereitstellung effektiver Schul-, Be-
rufs- und Hochschulbildung (OECD 2023a), wobei im Sinne des Social Investment spätere Pro-
duktivitätszuwächse zusätzlich auch dadurch erreicht werden, dass soziale Ungleichheiten und 
Benachteiligungen durch das Bildungssystem abgebaut werden, um Menschen in die Lage zu ver-
setzen, ihr Potenzial bestmöglich auszuschöpfen (Maaz und Dumont 2019a; OECD 2018a).  
 
In der dritten und vierten Phase des Lebensverlaufsmodells sollen Social Investment-Maßnahmen 
vor allem dafür sorgen, dass das in den ersten beiden Phasen aufgebaute Humankapital zum einen 
geschützt und erweitert und zum anderen dem Arbeitsmarkt möglichst effektiv zur Verfügung ge-
stellt wird, also die Beschäftigung gefördert wird. Dies schließt ein, dass über eine gut ausgestaltete 
Verknüpfung von Stock-, Flow- und Buffer-Policies Menschen in die Lage versetzt werden, Karri-
ereunterbrechungen aufgrund von Arbeitslosigkeit möglichst kurz zu halten, um Scarring-Effekte 
zu vermeiden (Möller und Umkehrer 2014). Zudem sollen Menschen, deren Fähigkeiten aufgrund 
technologischer Veränderungen obsolet werden, effektiv umgeschult und weitergebildet werden, 
um im Anschluss möglichst schnell und mit einem möglichst gut bezahlten und produktiven Job in 
den Arbeitsmarkt reintegriert zu werden. Während der Familiengründung hingegen soll Social In-
vestment in Form verschiedener familienpolitischer Maßnahmen dafür sorgen, dass die Verein-
barkeit von Beruf und Familie für Eltern möglichst einfach ist, damit sie selbstbestimmt so früh wie 
möglich in den Arbeitsmarkt zurückkehren können und dabei geschlechtsspezifische Benachtei-
ligungen abgebaut werden (Hemerijck et al. 2016).  
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In der fünften Phase des Lebensverlaufsmodells sollen Maßnahmen, die aktives Altern fördern, wie 
flexible Rentenmodelle und kontinuierliche Weiterbildung, dafür sorgen, dass sowohl die Beschäf-
tigung unter älteren Menschen als auch die Produktivität der von ihnen ausgeübten Arbeit mög-
lichst hoch bleiben (Nelson und Stephens 2012).  
 

 
Die Betrachtung verschiedener makroökonomischer Daten deutet darauf hin, dass der Social In-
vestment-Multiplikator im Lebensverlaufsmodell tatsächlich mit einer besseren wirtschaftlichen 
Performanz einhergeht. Es sind sowohl eine positive Korrelation zwischen höheren Ausgaben für 
Social Investment-Maßnahmen und der Beschäftigung als auch der Wettbewerbsfähigkeit, ge-
messen am jeweiligen Rang im Global Competitiveness Index der Weltbank (Hemerijck et al. 
2024). Zwar ist Korrelation nicht mit Kausalität zu verwechseln, es lassen sich jedoch umgekehrt 
keine Indizien dafür finden, dass höhere Sozialausgaben im Sinne des Social Investment mit einem 
Verlust von Wettbewerbsfähigkeit im globalen Vergleich einhergehen. Auch ein steigendes Brut-
toinlandsprodukt pro Kopf ist mit höheren Social Investment-Ausgaben korreliert (ibid.). Ausnah-
men sind hierbei Luxemburg und Irland, die im europäischen Vergleich die höchste Wirtschafts-
leistung pro Kopf bei niedrigen Social Investment-Ausgaben aufweisen, was jedoch im Falle Lu-
xemburgs auf einen extrem starken Finanzdienstleistungssektor bzw. im Falle Irlands auf das ge-
zielte Anwerben ausländischer Direktinvestitionen durch Steuervergünstigungen 

Abbildung 22: Social Investment-Multiplikator:  
Implikationen für die Makroebene 

 

 

Quelle: Hemerijck, Ronchi und Plavgo (2023)  
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zurückzuführen und daher nicht auf andere Länder skalierbar ist. Insgesamt sprechen diese Kor-
relationen dafür, dass der Social Investment-Multiplikator über die Aggregierung individueller 
Verbesserungen über die verschiedenen Lebensphasen hinweg mit einer höheren wirtschaftlichen 
Aktivität aufgrund gesteigerter Beschäftigung und Produktivität assoziiert ist. 
 
Bezüglich des Zusammenhangs zwischen Social Investment und makroökonomischen Größen 
sind außerdem Probleme der wirtschaftlichen Ungleichheit und der Höhe der Sozialausgaben an-
zusprechen. Es steht außer Frage, dass die Umwandlung des modernen Sozialstaats hin zu einem 
Sozialinvestitionsstaat zunächst mit höheren Ausgaben verbunden ist. Wie zuvor erwähnt sind 
solche Maßnahmen in der Realität aber kein „löchriger Eimer“, wie Okun (1975) und Institutionen 
wie der Internationalen Währungsfonds (IWF) lange annahmen (Babb and Buira 2005; Boughton 
2001). Im Zuge verschiedener Wirtschaftskrisen wie der Asienkrise in den späten 1990er Jahren 
(Chwieroth 2009) sowie der Weltfinanzkrise 2007-2008 (Clift 2018) geriet diese Sichtweise un-
ter führenden Ökonom:innen zunehmend in die Kritik (Atkinson 1997; 2015; Cingano 2014; Pi-
ketty und Saez 2014). Von zentraler Bedeutung ist hierbei die an Kalecki angelehnte Einsicht, dass 
Haushalte mit niedrigeren Einkommen notwendigerweise eine höhere marginale Konsumquote 
haben, also einen höheren Anteil ihres Einkommens für essenzielle Dinge ausgeben, deren Nach-
frage einer geringeren Elastizität unterliegt, etwa Nahrungsmittel, Wohnkosten oder Gesundheit 
(siehe auch Kalecki 1971). Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass Maßnahmen, die gezielt Einkom-
men am unteren Ende der Einkommensverteilung steigern, zu mehr gesamtwirtschaftlicher 
Nachfrage und dadurch Wirtschaftswachstum führen. Ebenso können eine niedrigere Einkom-
mensungleichheit und eine bessere soziale Absicherung zu mehr Innovation führen, da Menschen 
in der Lage sind, potenziell produktive Risiken wie Firmengründung oder Jobwechsel einzugehen 
(Hopkin et al. 2014; O’Donovan 2022). Insgesamt haben eine Vielzahl von Studien Evidenz für eine 
negative Beziehung zwischen überhöhter Ungleichheit und nachhaltigem Wirtschaftswachstum 
dargelegt (Albig et al. 2017; Berg und Ostry 2011; Cottarelli und Jaramillo 2012b; Grigoli und Robles 
2018). Dies hat auch bei traditionell wirtschaftsliberalen Institutionen wie dem IWF mittlerweile 
dazu geführt, dass ein großzügigerer Sozialstaat und stärkere Umverteilung als valide Instrumente 
für die Unterstützung nachhaltigen Wachstums gesehen werden und Eingang in deren Reform-
programme finden (Mushövel 2020; Ostry et al. 2018b; 2016). 
 
Während die Social Investment-Logik über die reine Umverteilung und soziale Absicherung hin-
ausgeht, unterstreicht dies, dass eine großzügige Absicherung im Lebensverlaufsmodell eine 
wichtige Rolle spielt und in Kombination mit Stock- und Flow-Policies zur Steigerung von Be-
schäftigung und Produktivität beiträgt. Hinsichtlich der damit verbundenen Größe des Sozial-
staats lässt sich zeigen, dass höhere Sozialausgaben und eine niedrigere Ungleichheit in der Tat 
tendenziell mit einer höheren Beschäftigung einhergehen. In Abbildung 23 ist dieser Zusammen-
hang exemplarisch dargestellt. Deutlich wird hierbei, dass die an den Ausgaben gemessen größten 
Sozialstaaten wie Finnland, Dänemark oder Schweden bei relativ niedriger Ungleichheit zugleich 
eine hohe Beschäftigungsquote aufweisen. Der Trend ist jedoch nicht universell. Vor allem in süd-
europäischen Staaten wie Italien, Griechenland und, in etwas geringerem Ausmaß, Spanien und 
Portugal gehen hohe Sozialausgaben mit höherer Ungleichheit und niedrigerer Beschäftigung 
einher. Auffällig ist hierbei, dass der Sozialstaat in diesen Ländern, vor allem in Italien und Grie-
chenland, zu einem großen Teil auf reinen Geldleistungen und weniger auf Sachleistungen basiert, 
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was auf ein unterentwickeltes Social Investment hindeuten könnte, welches sich in hohem Maße 
auf Sachleistungen stützt (Hemerijck und Ronchi 2021). Zu erwähnen sind zudem die englisch-
sprachigen Länder, die bei relativ geringen öffentlichen Sozialausgaben zwar eine hohe Ungleich-
heit aufweisen, jedoch auch hohe Beschäftigungsquoten. Vor allem die USA sind in diesem Zusam-
menhang aus mehreren Gründen ein interessanter Fall: Zum einen unterschlagen die reinen öf-
fentlichen Ausgaben die wahre Größe des US-amerikanischen Sozialstaats, der in der Fachlitera-
tur oft als hidden welfare state, also versteckter Sozialstaat beschrieben wird (Howard 1997; Prasad 
2016). Grund dafür ist die starke Nutzung sozialpolitischer Steuervergünstigungen und privater, 
aber teils gesetzlich vorgeschriebener, Zusatzleistungen. Zählt man beides hinzu, sind die Sozial-
ausgaben der USA vergleichbar mit denen Frankreichs, jeweils gemessen am BIP, also mit die 
höchsten weltweit. Dass dies nicht mit einer höheren Beschäftigung einhergeht, kann ein Indiz da-
für sein, dass die gezielte Steuerung sozialpolitischer Ziele und Abstimmung verschiedener Social 
Investment-Teilbereiche über reine Steuererleichterungen nur unzulänglich zu erreichen ist. 
 

Abbildung 23: Sozialausgaben, Beschäftigung und Ungleichheit;  
OECD 2010-2015 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Hemerijck und Ronchi (2021) 
 
Anmerkungen:  
Es werden nur OECD-Länder mit mindestens 5 Millionen Einwohner:innen dargestellt; für Kanada liegen keine Daten 
vor. Der umgekehrte Gini-Koeffizient wurde durch Subtraktion des Gini-Index von 100 ermittelt. Die Größe der Mar-
kierungen im Kreisdiagramm gibt die gesamten Sozialausgaben an, bestehend aus (a) Geldtransfers (passive Arbeits-
marktpolitik, Behinderten-, Familien- und Wohngeld, Alters- und Hinterbliebenenrenten sowie sonstige Sozialhilfe-
leistungen) und (b) Sachleistungen (aktive Arbeitsmarktpolitik, Pflege- und Rehabilitationsleistungen, Haushalts-
hilfe, Kinderbetreuung und Kindertagesstätten, öffentliche Ausgaben für alle Ebenen des öffentlichen und privaten 
Bildungswesens). 
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Aus dieser Diskussion lässt sich ein weiteres fundamentales Argument in der Social Investment-
Logik ableiten. Sozialpolitik, die diesen Prinzipien folgt, ist nicht nur für einzelne Menschen und die 
Gesamtwirtschaft als Investition zu sehen, sondern auch für den Staat selbst. Während öffentliche 
Debatten zu diesem Thema Sozialpolitik hauptsächlich als Kostenfaktor begreifen, betont Social 
Investment ihre investive Komponente. Anstatt ausschließlich die Höhe der Sozialleistungen und 
die Zahl der Empfänger:innen zu betrachten, konzentriert sich Social Investment auf die fiskali-
sche Tragfähigkeit der Sozialausgaben. Diese kann, angelehnt an die Arbeit von Musgrave und 
Musgrave (1989) und Myles (2002) auf folgende Weise ausgedrückt werden: 
 

𝑆𝑜𝑧𝑖𝑎𝑙𝑎𝑢𝑠𝑔𝑎𝑏𝑒𝑛
𝑆𝑡𝑒𝑢𝑒𝑟𝑔𝑟𝑢𝑛𝑑𝑙𝑎𝑔𝑒 =

𝑍𝑎ℎ𝑙	𝑑𝑒𝑟	𝑆𝑜𝑧𝑖𝑎𝑙𝑙𝑒𝑖𝑠𝑡𝑢𝑛𝑔𝑠𝑒𝑚𝑝𝑓ä𝑛𝑔𝑒𝑟: 𝑖𝑛𝑛𝑒𝑛	
𝑍𝑎ℎ𝑙	𝑑𝑒𝑟	𝐵𝑒𝑠𝑐ℎä𝑓𝑡𝑖𝑔𝑡𝑒𝑛 ×

𝑑𝑢𝑟𝑐ℎ𝑠𝑐ℎ𝑛.𝐻öℎ𝑒	𝑑𝑒𝑟	𝑆𝑜𝑧𝑖𝑎𝑙𝑙𝑒𝑖𝑠𝑡𝑢𝑛𝑔𝑒𝑛
𝑃𝑟𝑜𝑑𝑢𝑘𝑡𝑖𝑣𝑖𝑡ä𝑡	𝑑𝑒𝑟	𝐵𝑒𝑠𝑐ℎä𝑓𝑡𝑖𝑔𝑡𝑒𝑛	  

 
In Bezug auf die fiskalische Nachhaltigkeit staatlichen Handelns ist die Aufgabe von Social Invest-
ment nicht die Kürzung von Sozialausgaben per se, sondern die Steigerung von deren fiskalischer 
Tragfähigkeit. Der Fokus liegt dabei darauf, den jeweiligen Nenner der beiden Elemente der Sozi-
alausgaben zu vergrößern, also die Zahl der Beschäftigten sowie deren Produktivität. Gelingt dies, 
können sich Sozialausgaben mehr als selbst tragen, also für den Staat Mehreinnahmen in Form von 
höheren Steuereinnahmen aufgrund der gesteigerten Wirtschaftsleistung generieren, die die Kos-
ten der Social Investment-Maßnahmen übersteigen. 
 
Zum Abschluss der Betrachtung der makroökonomischen Zusammenhänge von Social Invest-
ment machen wir auf ein methodologisches Problem in der soziologischen, politikwissenschaftli-
chen und ökonomischen Forschung aufmerksam. In der Literatur wird der in diesem Kapitel for-
mulierte Multiplikatoreffekt verschiedener Sozialpolitiken nur unzulänglich abgebildet. Das liegt 
daran, dass ein Großteil der Analysen die Wirkung einzelner Maßnahmen isoliert voneinander be-
trachtet. Dieses Vorgehen erlaubt es, spezifische Effekte unter kontrollierten Bedingungen zu 
identifizieren, setzt jedoch implizit voraus, dass sich die Wirkung von Politiken unabhängig vonei-
nander bestimmen lässt. In der Logik von Social Investment ist diese Annahme nur eingeschränkt 
tragfähig, da gerade das Ineinandergreifen von Stock-, Flow- und Buffer-Policies über den Lebens-
verlauf hinweg zur vollen Entfaltung des Social Investment-Multiplikators führt. Werden einzelne 
Maßnahmen hingegen isoliert betrachtet, bleiben ihre Wechselwirkungen weitgehend unsichtbar, 
was dazu führen kann, dass die ökonomischen Effekte von Social Investment unterschätzt oder 
fehlinterpretiert werden. Hinzu kommt, dass viele Social Investment-Maßnahmen ihre Wirkung 
erst über längere Zeiträume hinweg entfalten. Während kurzfristige fiskalische Kosten unmittel-
bar sichtbar sind, lassen sich langfristige Effekte auf Beschäftigung und Produktivität deutlich 
schwerer erfassen. Dies kann zu einer systematischen Verzerrung führen, bei der investive Politi-
ken im Vergleich zu kurzfristig wirksamen Maßnahmen unterbewertet werden. 
 
Ein anschauliches Beispiel hierfür ist die Arbeitslosenversicherung. Für sich genommen kann sie 
als fiskalischer Kostenfaktor erscheinen, dessen Hauptzweck in der Reduktion von Einkommens-
risiken liegt. Im Kontext einer umfassenderen Social Investment-Strategie übernimmt sie jedoch 
weitergehende Funktionen, da sie es arbeitslosen Menschen ermöglicht, Zeit in Weiterbildungs-
maßnahmen zu investieren, intensiver nach einer ihrem Fähigkeitsprofil und vorherigem Ein-
kommen entsprechenden Stelle zu suchen und letztendlich den Übergang in eine produktive und 
gut bezahlte Beschäftigung zu realisieren. Die Logik des Social Investment-Multiplikators besagt, 
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dass dies in Verbindung mit Weiterbildungsangeboten und aktiver Arbeitsmarktpolitik zu stabile-
ren Erwerbsverläufen, höherer Produktivität und steigenden Einkommen führen kann, was letzt-
endlich auch die Steuereinnahmen für den Staat steigert. Die ökonomische Wirkung dieser Politik 
ergibt sich somit nicht aus ihrer isolierten Betrachtung, sondern aus ihrem Zusammenspiel mit an-
deren Politikbereichen. 
 
Ein wichtiger methodischer Fortschritt in der Analyse sozialpolitischer Wirkungen besteht in der 
Nutzung von Mehrebenenmodellen, die individuelle und kontextuelle Faktoren gleichzeitig be-
rücksichtigen und damit zeigen können, inwieweit Politikeffekte je nach institutionellem Umfeld 
variieren (Hemerijck et al. 2024; Rovny 2014; Zagel und Van Lancker 2022). Gleiches gilt für die 
Nutzung länderspezifischer Paneldaten, die Betrachtungen über längere Zeiträume und die Mes-
sung von Politikeffekten mit Difference-in-Difference Analysen zulassen (siehe z. B. Havnes und 
Mogstad 2011). Auch diese Ansätze bleiben jedoch in einer grundlegenden Hinsicht begrenzt, da 
sie davon ausgehen, dass sich der Effekt einzelner Politiken isoliert bestimmen lässt, auch wenn 
dieser je nach Kontext stärker oder schwächer ausfällt.  
 
Deshalb entwickeln wir derzeit im Rahmen des CATALYST-Forschungsprojekts den Configura-
tional Treatment Dependence-Ansatz (CDT), der über additive Modelle hinausgeht und Effekte 
sozialpolitischer Maßnahmen als Konfiguration im institutionellen Kontext misst (Parbst et al. 
2026). Der relevante Analysegegenstand ist dabei nicht eine einzelne Maßnahme, sondern die spe-
zifische Kombination mehrerer Politiken sowie deren zeitliche Abstimmung. Methodisch wird die-
ser Ansatz in drei Schritten umgesetzt. Zunächst wird in einer Simulationsumgebung gezeigt, dass 
additive und konfigurationsbasierte Wirkungszusammenhänge systematisch unterschiedliche 
empirische Muster erzeugen: Während additive Modelle zwar stabile und konsistente Messungen 
erlauben, ist die tatsächliche empirische Literatur abhängig von getroffenen Annahmen oft wider-
sprüchlich; konfigurationsbezogene Simulationen zeigen die Gründe dafür auf, indem sie sich auf 
die jeweilige Architektur verschiedener Sozialpolitiken und deren Wechselwirkung konzentrieren. 
Aufbauend darauf wird im zweiten Schritt ein diagnostischer Ansatz entwickelt, der diese Hetero-
genität nutzt, um Rückschlüsse auf die zugrunde liegende Interaktionsstruktur politischer Maß-
nahmen zu ziehen. Hierfür werden lebensverlaufsbezogene auf der Individualebene aggregierte 
Kohortenverläufe innerhalb von Ländern analysiert und mithilfe von Machine-Learning-gestütz-
ten Klassifikationsmodellen typische Muster politischer Interaktion identifiziert. Im dritten Schritt 
wird auf der Grundlage dieser additiven und konfigurationsbasierten Methoden der Social Invest-
ment-Multiplikator errechnet. 
 
Vorläufige Evidenz aus dem Projekt zeigt, dass die konfigurationsbasierte Betrachtung von Social 
Investment-Maßnahmen hinsichtlich ihrer ökonomischen Effekte im Vergleich zur Analyse ein-
zelner Maßnahmen von essenzieller Bedeutung ist. Wir identifizieren fünf Konfigurationen der 
möglichen Wirkungsweisen von Kombinationen von Social Investment-Maßnahmen: (1) 
Emergenz, bei der einzelne Maßnahmen für sich keinen Effekt haben, aber in ihrer Kombination 
einen Effekt entwickeln, (2) Amplifikation, bei der der positive bzw. negative Effekt einer Maß-
nahme durch eine andere verstärkt wird, (3) Vorzeichenumkehr, bei der positive oder negative in-
dividuelle Effekte einer Maßnahme durch die Kombination mit einer anderen ins Gegenteil ver-
kehrt werden, (4) Neutralisierung, bei der negative Effekte einer Maßnahme durch die 
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Kombination mit einer anderen ausgeglichen werden, ohne dass ein positiver Effekt entsteht und 
(5) Asymmetrie, bei der individuelle Maßnahmen für sich gegensätzliche Teileffekte haben, die 
sich bei Kombination ins Positive umwandeln. Dies unterstreicht, dass die konfigurationsbasierte 
Betrachtung unerlässlich bei der Planung sozialpolitischer Reformen ist, da sie es erlaubt, unbeab-
sichtigte Wechselwirkungen zu identifizieren und zu vermeiden. Im Idealfall kann die Logik von 
Social Investment so besser operationalisiert werden, um politische Entscheidungsprozesse empi-
risch so zu unterstützen, dass die Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Maßnahmen in 
konkreten Reformvorschlägen systematisch berücksichtigt werden können. 
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4. Stock-, Flow- und Buffer-Policies in Deutschland: Ana-
lyse und Reformvorschläge 
 
Social Investment-Reformen haben das Potenzial, Beschäftigung und Produktivität zu steigern 
und damit das stagnierende deutsche Wirtschaftswachstum anzukurbeln. Darüber hinaus ist eine 
gezielte und vorsichtige Umgestaltung des deutschen Sozialstaates hin zu einem Sozialinvestiti-
onsstaat fiskalisch nachhaltig, da Sozialausgaben, die der Logik des Social Investment folgen, über 
die gesteigerte Wirtschaftsleistung zu steuerlichen Mehreinnahmen führen. Gleichzeitig führen 
gezielte Interventionen zum Zweck des Abbaus sozialer Benachteiligungen dazu, dass Menschen 
individuell ihr Potenzial besser abrufen und wirtschaftlich selbstbestimmter leben können.  
 
Die Logik des Social Investment formuliert hierzu das Ziel, Humankapital aufzubauen, zu schützen 
und über den gesamten Lebensverlauf hinweg möglichst effektiv dem Arbeitsmarkt zur Verfü-
gung zu stellen. Dabei überwindet das in diesem Bericht dargelegte Konzept des Social Investment 
die künstliche Dichotomie von investiver und konsumtiver Sozialpolitik. Entgegen häufig vorge-
tragener Argumente im öffentlichen Diskurs erfüllen Maßnahmen, die der sozialen Absicherung 
dienen, eine essenzielle Funktion im Gedanken des Social Investment, da sie nicht nur die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage stabilisieren, sondern es Menschen ermöglichen, potenziell produktive 
Risiken einzugehen und während Übergangsphasen wie beispielsweise bei vorübergehender Ar-
beitslosigkeit weiterhin Zeit und Ressourcen in die Weiterentwicklung ihrer Fähigkeiten zu inves-
tieren.  
 
Die Analyse sozialpolitischer Reformen im Rahmen des Social Investment lässt sich auf ein kon-
kretes Benchmarking herunterbrechen, das auf jede Reform angewendet werden kann. Hierbei ist, 
wie zuvor angedeutet, festzustellen, ob ein Reformvorhaben die Beschäftigung oder die gesamt-
wirtschaftliche Produktivität steigert. Gleichzeitig ist, ähnlich zum Konzept der Pareto-Effizienz, 
festzustellen, ob ein Reformvorhaben eine bestimmte Gruppe von Menschen schlechter stellt. 
Diese Fragen lassen sich beantworten, indem für konkrete Reformen überprüft wird, inwiefern sie 
Menschen dabei helfen, über verschiedene Phasen des Lebens hinweg ihre Fähigkeiten zu entwi-
ckeln bzw. weiterzuentwickeln, inwiefern sie Menschen bei wichtigen Übergängen im Leben un-
terstützen und inwiefern sie Menschen ausreichend wirtschaftlich schützen, um eine Benachteili-
gung auf dem Arbeitsmarkt zu vermeiden. Hierbei sind, wie zuvor geschildert, auch die Wechsel-
wirkung zwischen verschiedenen Politikbereichen zu berücksichtigen, da bestimmten Reformen 
ihr volles Potenzial erst im Zusammenspiel mit anderen Maßnahmen entfalten. Im Folgenden be-
trachten wir die drei Teilbereiche des Social Investment, Stock-, Flow- und Buffer-Policies, anhand 
von ausgewählten Beispielen und geben Handlungsempfehlungen an die deutsche Politik ab. 
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4.1 Stock Policies: Strategie des lebenslangen Lernens zur Sicherung von 
Humankapital 

4.1.1 Gute Anfangsbildung, kaum lebenslanges Lernen 
 
Wie zuvor beschrieben umfassen Stock-Policies jegliche bildungsorientierte Maßnahmen. Diese 
wiederum lassen sich in Anfangsbildung und lebenslanges Lernen einteilen. Unter die Anfangsbil-
dung fallen beispielsweise die frühkindliche Entwicklung, die Schuldbildung, Berufsausbildung so-
wie die Hochschulbildung. Sie lässt sich definieren als alle Maßnahmen mit dem Ziel der kognitiven 
Entwicklung und des Erlernens von Fähigkeiten, bevor ein Mensch in den Arbeitsmarkt eintritt. 
Der Begriff des lebenslangen Lernens umfasst die berufliche Weiterbildung, Fortbildungen und 
Umschulungen. Dieser Bereich der Stock-Policies dient dem Erhalt und der kontinuierlichen Wei-
terentwicklung erlernter Fähigkeiten nach Eintritt in den Arbeitsmarkt und über das gesamte Le-
ben hinweg. 
 
Anfangsbildung erhält in Deutschland ein relativ gesehen höheres Maß an politischer Aufmerk-
samkeit als Weiterbildung. Die Politik hat lange erkannt, dass der wirtschaftliche Erfolg Deutsch-
lands hochgradig von der Bildung seiner Menschen abhängt. Während der vergangenen 20 Jahre 
wurde eine Reihe von Reformen angestoßen, um verschiedene Bereiche der Anfangsbildung zeit-
gemäß und im globalen Vergleich wettbewerbsfähig zu halten (Mushövel 2026). Investitionen in 
die frühkindliche Bildung, welche von höchster Relevanz für den sozialen und wirtschaftlichen Er-
folg eines Menschen ist (Currie und Almond 2011), wurden zwischen 2015 und 2021 um fast 50% 
gesteigert. Zwar bestehen gerade mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen im-
mer noch erhebliche Handlungsbedarfe im Bereich der frühen Bildung (Afscharian et al. 2026), 
allerdings liegt Deutschland zumindest mit Blick auf die Neuinvestitionen deutlich über dem 
OECD-Durchschnitt von 9% im gleichen Zeitraum. Bei den Gesamtausgaben liegt Deutschland in 
der OECD nur hinter Luxemburg, Island, Norwegen, Schweden und Finnland (siehe Abb. 
Abbildung 24).  
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Abbildung 24: Öffentliche Ausgaben für frühkindliche Bildung  

in US-Dollar (kaufkraftbereinigt) 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Daten der OECD (2024a) 

 
Auch die Schulbildung, als relevanteste Instanz der Stock-Policies in der zweiten Phase des Social 
Investment-Lebensverlaufsmodells genießt ein hohes Maß an politischer Aufmerksamkeit. Zwar 
sind holistische Reformen aufgrund der föderalen Struktur des Bildungswesens kompliziert zu 
verwirklichen, jedoch haben verschiedene Regierungen seit dem PISA-Schock im Jahr 2001 eine 
Reihe von Reformanstrengungen unternommen, die zunächst auch mit einer Verbesserung der 
Ergebnisse einhergingen. Zwischen der ersten PISA-Studie und der fünften im Jahr 2012 erzielte 
Deutschland kontinuierlich bessere Ergebnisse in allen drei Bereichen Mathematik, Lesekompe-
tenz und Naturwissenschaften, während der OECD-Durchschnitt leicht fiel. Seit 2015 hat sich die-
ser Trend jedoch umgedreht. Im Jahr 2022 lag Deutschland in allen drei Kompetenzbereichen nur 
noch knapp über dem OECD-Durchschnitt (siehe Abbildung 25). Im Rahmen der Social Invest-
ment-Logik, die Stock-Policies eine fundamentale Rolle bei der Entwicklung von Humankapital 
zuschreibt, ist dies alarmierend, zumal die Ergebnisse sich auf eine frühere Phase im Lebensverlauf 
beziehen und somit weitere negative Effekte solcher Defizite über spätere Lebensphasen hinweg 
zu erwarten sind. 
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Abbildung 25: Ergebnisse der PISA-Studie 

   
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Daten der OECD (2025b) 

 
Generell lässt sich konstatieren, dass Deutschland heute in vielen Bereichen der Anfangsbildung 
zwar nicht an der Weltspitze liegt, aber auf eine solide Basis aufbauen kann. Positiv hervorzuheben 
ist das größtenteils duale Berufsausbildungssystem, das nach wie vor viele Menschen mit guten 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt ausstattet (Thelen 2019). Beispielsweise lag die Beschäftigungs-
quote von 25-34-Jährigen mit abgeschlossener Berufsausbildung 2022 in Deutschland bei knapp 
90% und damit sogar leicht über der von Menschen mit einem Bachelor-Abschluss. Im Vergleich 
mit anderen OECD-Ländern liegt Deutschland damit auf Platz 5 (OECD 2023b). Verschiedene 
Reformanstrengungen und steigende Investitionen deuten zudem darauf hin, dass die große Be-
deutung der Anfangsbildung für die Sicherung des Wohlstands der deutschen Politik bewusst ist. 
Ein nach wie vor bestehendes Problem ist hingegen die hohe Ungleichheit innerhalb verschiedener 
Bildungsinstanzen nach Bildungsniveau und Einkommen der Eltern sowie Migrationshinter-
grund. Dieses ungelöste Problem wirft soziale Fragen auf und deutet auf verlorenes wirtschaftli-
ches Potenzial aufgrund von niedriger sozialer Mobilität hin (Maaz und Dumont 2019b; OECD 
2018b).  
 
Im Vergleich zur Anfangsbildung weist der Bereich des lebenslangen Lernens in Deutschland 
deutlich größere Probleme auf. Im Zeitalter des schnellen technologischen Wandels, in dem eine 
Vielzahl von Jobs von Automatisierung und Robotisierung bedroht ist (siehe Kapitel 2.3.2), reicht 
eine gute Anfangsbildung für die dauerhafte Sicherung der wirtschaftlichen Selbstbestimmung 
von Menschen nicht mehr aus. Die Halbwertzeit von erworbenen Fähigkeiten ist durch technolo-
gische Veränderungen rapide gesunken und wird mit dem Durchdringen weiter Teile der Wirt-
schaft durch KI-Anwendungen in den nächsten Jahren noch weiter abnehmen. Ebenso dürften 
viele Qualifikationen zunehmend obsolet werden. Ein gut ausgestalteter Sozialinvestitionsstaat 
kann diesem Trend in zweierlei Hinsicht entgegentreten. Zum einen müssen Menschen, die ihren 
Job aufgrund technologischer Verdrängung verlieren, möglichst schnell wieder in den Arbeits-
markt integriert werden. Dies kann nur gelingen, wenn ihnen berufliche Neu- und Weiterqualifi-
zierungsmöglichkeiten angeboten werden, da ihre bisher erlernten Fähigkeiten dauerhaft weniger 
auf dem Arbeitsmarkt nachgefragt sein werden. Zum anderen müssen auch Menschen, die nicht 
von Arbeitslosigkeit betroffen sind, befähigt werden, neue Technologien produktiv einzusetzen. 
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Wenn Arbeitnehmer:innen über die notwendigen Kompetenzen verfügen und ihre Fähigkeiten 
kontinuierlich weiterentwickeln, steigt nicht nur die individuelle Beschäftigungsfähigkeit, son-
dern auch das gesamtwirtschaftliche Innovations- und Produktivitätspotenzial. Gleichzeitig er-
höht sich die Wahrscheinlichkeit, dass die durch technologischen Fortschritt entstehenden Er-
träge breiter verteilt werden, anstatt sich auf wenige Gruppen zu konzentrieren (Autor et al. 
2022b). 
 
Eine Neuausrichtung des Sozialstaats hin zum Sozialinvestitionsstaat in Zeiten künstlicher Intel-
ligenz muss zwingend ein holistisches System des lebenslangen Lernens beinhalten, das Men-
schen die kontinuierliche Weiterbildung und Anpassung ihrer Fähigkeiten erlaubt. Gerade hierin 
lag bisher eine der großen Schwächen Deutschlands, das das Lernen über die Anfangsbildung hin-
aus größtenteils den Menschen selbst überließ, ohne eine angemessene Infrastruktur und An-
reizsysteme zu schaffen. Bereits 2021 warnte die OECD deshalb davor, dass sich Menschen in 
Deutschland ob der zu erwartenden technologisch bedingten Arbeitsmarktdisruptionen zu wenig 
weiterbildeten (OECD 2021a). Tatsächlich zeigen Daten des European Union Labour Force Sur-
veys, dass die Teilnahmequote an formalen und non-formalen (Weiter-)Bildungsaktivitäten 2024 
im europäischen Vergleich niedrig war. Nur Polen, Serbien, Rumänien, Kroatien, Griechenland und 
Bulgarien verzeichneten noch geringere Weiterbildungsquoten (siehe Abbildung 26).  
 

Abbildung 26: Teilnahmequote an formalen und non-formalen  
(Weiter-)Bildungsaktivitäten in den letzten 12 Monaten in %, 2024 

 
Quelle:  Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2025)  

 

4.1.2 Handlungsempfehlung: Institutionalisierung der Nationalen Weiterbildungsstrategie 
und Etablierung eines holistischen Systems des lebenslangen Lernens 
 
Niedrige Weiterbildungsquoten sind ein Indikator für unzureichende gesellschaftliche Routinen 
lebenslangen Lernens. Ein möglicher Erklärungsfaktor für die vergleichsweise geringe Teilnahme 
an Weiterbildungsmaßnahmen liegt in der institutionellen Ausgestaltung des Systems und seinen 
hochkomplexen Strukturen. Die Zuständigkeiten für Angebot, Finanzierung und Organisation 
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von Weiterbildung sind in Deutschland auf eine Vielzahl von Akteuren verteilt, darunter Unter-
nehmen, Gewerkschaften, private und öffentliche Bildungsanbieter sowie staatliche Ebenen von 
Bund und Ländern. Diese Struktur ermöglicht zwar grundsätzlich eine hohe Anpassungsfähigkeit 
an individuelle Bedarfe, erschwert aber gleichzeitig die Orientierung innerhalb des Systems. Für 
viele Beschäftigte ist es nicht ohne Weiteres ersichtlich, welche Angebote existieren und wie diese 
finanziert werden können. Hinzu kommt die große Zahl an Anbietern von Weiterbildungsmög-
lichkeiten, welche weitgehend unabhängig voneinander agieren. Schätzungen gehen von rund 
60.000 Weiterbildungsanbietern aus (Schrader und Martin 2021). Diese Fragmentierung er-
schwert es, Weiterbildung in eine übergeordnete, strategisch abgestimmte Struktur zu integrieren. 
Statt eines klar koordinierten Systems entsteht so ein heterogenes Feld, in dem eine Vielzahl von 
Angeboten nebeneinander bestehen, ohne systematisch aufeinander abgestimmt zu sein. 
 
Die Nationale Weiterbildungsstrategie (NWS), im Jahr 2019 von Bund, Ländern, Wirtschaft, Ge-
werkschaften und der Bundesagentur für Arbeit ins Leben gerufen, greift einige dieser Probleme 
auf und hat das Potenzial, eine holistische Strategie der Weiterbildung unter Einbezug aller rele-
vanten Akteur:innen zu entwickeln und zu etablieren. Ob dieses Potenzial tatsächlich ausgeschöpft 
wird, hängt jedoch von mehreren Faktoren ab. Entscheidend ist zunächst, dass die im Rahmen der 
NWS geschaffenen Koordinations- und Entscheidungsstrukturen nicht nur temporär bestehen, 
sondern dauerhaft institutionell verankert werden. Darüber hinaus kommt es darauf an, dass Wei-
terbildungsangebote stärker an den konkreten Bedarfen von Beschäftigten und Unternehmen 
ausgerichtet und besser zwischen den zahlreichen Anbietern abgestimmt werden. Hierbei kann 
das duale Ausbildungssystem, lange eine große Stärke der deutschen Wirtschaft, zum Problem 
werden, da der Staat historisch wesentliche Teile des Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen an 
Unternehmen delegierte und dementsprechend kaum auf eigene Kompetenzen in diesem Bereich 
aufbauen kann und es ihm an effektiven Steuerungsmöglichkeiten mangelt (Ibsen und Thelen 
2025). 
 
In Zeiten schnellen technologischen Wandels wird aber genau eine solche aktivere, wenn auch 
nicht dominierende, Rolle des Staates erforderlich sein, um die Auswirkungen von Disruptionen 
insbesondere durch KI-Anwendungen auf den Arbeitsmarkt abzufedern. Dies erfordert, dass früh-
zeitig gemeinsam mit Unternehmen und Beschäftigten inhaltliche Schwerpunkte für zukünftige 
Qualifikationsbedarfe definiert werden. Dazu gehören auch einheitliche Qualitätsstandards für 
Weiterbildungsangebote sowie deren konsequente Überprüfung. Ebenso wichtig ist eine bessere 
Abstimmung und Vereinheitlichung von Angeboten über Bundesländer hinweg sowie der Abbau 
von bürokratischen Hürden, insbesondere bei der Finanzierung von Weiterbildungsmaßnahmen. 
Ergänzend sind höhere Investitionen und gezielte Anreize notwendig, um sowohl Beschäftigte als 
auch Unternehmen stärker zur Teilnahme zu bewegen. Insgesamt ergibt sich daraus die Notwen-
digkeit, den bisherigen Fokus auf die Erstausbildung zu erweitern und Weiterbildung als integralen 
Bestandteil eines Systems des lebenslangen Lernens zu verankern. 
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4.2 Flow-Policies: Bessere Familienpolitik für mehr Beschäftigung und 
weniger Ungleichheit 

4.2.1 Historische Einordnung familienpolitischer Reformen 
 
Ein besonders relevantes Beispiel für Flow-Policies im deutschen Kontext ist die Familienpolitik. 
Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf tragen dazu bei, Erwerbsunterbre-
chungen zu verkürzen und insbesondere die Arbeitsmarktintegration von Frauen zu stärken. Ver-
lässliche Betreuungsangebote und geeignete finanzielle Rahmenbedingungen haben dabei zum 
Ziel, Erwerbstätigkeit und Sorgearbeit miteinander zu verbinden, ohne dass langfristige Karriere-
einbußen in Kauf genommen werden müssen. 
 
Die Familienpolitik in Deutschland hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten einen grundlegenden 
Wandel durchlaufen, der insbesondere mit der Einführung des Elterngeldes im Jahr 2007 verbun-
den ist (Mushövel 2026). Dieses ersetzte das zuvor geltende Erziehungsgeld und markierte einen 
klaren Bruch mit der bisherigen Ausgestaltung familienpolitischer Leistungen. Das Erziehungs-
geld war als pauschale Transferleistung konzipiert und betrug maximal 300 Euro monatlich bei 
einer Bezugsdauer von bis zu 24 Monaten. In dieser Form setzte es vergleichsweise geringe finan-
zielle Anreize zur schnellen Rückkehr in den Arbeitsmarkt und begünstigte längere Erwerbsunter-
brechungen, die häufig mit einer traditionellen Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit einher-
gingen und zu einer deutlichen Benachteiligung von Frauen im Arbeitsmarkt führte. Mit dem El-
terngeld wurde demgegenüber ein System eingeführt, das stärker an den vorherigen Erwerbsein-
kommen ansetzt. Die Leistung ersetzt bis zu 67 % des letzten Nettoeinkommens und ist auf maxi-
mal 1.800 Euro pro Monat begrenzt, zunächst für eine Dauer von zwölf Monaten. Für Haushalte mit 
mittleren und höheren Einkommen reduziert dies die mit der Geburt eines Kindes verbundenen 
Einkommenseinbußen deutlich, während für niedrige Einkommen weiterhin ein Mindestbetrag 
von 300 Euro galt. Die Reform zielte damit darauf ab, die Entscheidung für ein Kind weniger stark 
mit ökonomischen Nachteilen zu verknüpfen und insbesondere die Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit zu verbessern. 
 
Ausgangspunkt dieser Neuausrichtung war die Diagnose eines strukturellen Spannungsverhält-
nisses zwischen Beruf und Familie, das die demografische Entwicklung in Deutschland über lange 
Zeit geprägt hatte. Mit einer Geburtenrate von rund 1,3 Kindern pro Frau lag Deutschland im euro-
päischen Vergleich deutlich unter dem Durchschnitt, wobei insbesondere hochqualifizierte Frauen 
überdurchschnittlich häufig kinderlos blieben. Die Reform setzte hier an, indem sie darauf abzielte, 
die Entscheidung für Kinder vom dauerhaften Rückzug aus dem Erwerbsleben zu entkoppeln. 
Gleichzeitig sollte die innerfamiliäre Arbeitsteilung verändert werden. Durch die Einführung zu-
sätzlicher Partnermonate wurde ein gezielter Anreiz geschaffen, die Beteiligung von Vätern an der 
Kinderbetreuung zu erhöhen und damit tradierte Rollenbilder aufzubrechen sowie geschlechter-
spezifische Benachteiligungen abzubauen. 
 
Ein weiterer zentraler Schritt in der Neuausrichtung der Familienpolitik ist der seit August 2013 
geltende Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder ab dem vollendeten ersten Lebens-
jahr. Diese Reform war das Ergebnis eines Perspektivwechsels, der Anfang der 2000er-Jahre die 
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unzureichende Betreuungsinfrastruktur zunehmend als ökonomisches Problem identifizierte, 
weil sie die Erwerbsbeteiligung gut qualifizierter Frauen begrenzte. Vor allem Arbeitgeberver-
bände wiesen darauf hin, dass damit ein erheblicher Teil des Arbeitskräftepotenzials ungenutzt 
bleibt. So argumentierte die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände bereits 
2003, Deutschland könne es sich nicht leisten, auf dieses Potenzial zu verzichten (BDA 2003). Un-
ter Ursula von der Leyen wurde diese Sichtweise politisch aufgegriffen und mit dem Ziel verbun-
den, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu stärken. Bezeichnenderweise war die treibende 
Kraft hinter der Reform also nicht der Abbau sozialer Benachteiligungen von Frauen oder eine 
niedrigere geschlechtsspezifische Ungleichheit. Diese war Mittel zum Zweck für die Beseitigung 
des Fachkräftemangels und wurde damit als Teil einer wachstumsorientierten Strategie verstan-
den. Diese Verschiebung war entscheidend dafür, dass eine ursprünglich unter der SPD-Familien-
ministerin Renate Schmidt entwickelte Reform schließlich politische Mehrheiten fand (Alvariño 
und Thies 2024; siehe auch Windwehr und Fischer 2021). 
 
Die Ausweitung der Kinderbetreuung greift gleichzeitig in bestehende Strukturen des Arbeits-
marktes und der Arbeitsteilung innerhalb von Familien ein. Vor der Reform lag die Betreuung klei-
ner Kinder auch institutionell verfestigt überwiegend bei Müttern, während Väter meist durchge-
hend erwerbstätig waren. Teilzeitarbeit und längere Erwerbsunterbrechungen konzentrierten sich 
entsprechend stark auf Frauen. Das hatte zur Folge, dass vorhandene Qualifikationen über längere 
Zeiträume hinweg nicht genutzt wurden und sich Einkommensnachteile über den Lebensverlauf 
hinweg verstärkten, was sich beispielsweise in einer nach wie vor immensen Ungleichheit bei den 
Renten niederschlägt. Die geschlechtsspezifische Rentenlücke liegt in Deutschland trotz fallenden 
Trends noch immer über 25% (OECD 2025a). Der Ausbau der Betreuungsangebote setzt genau 
bei dieser Benachteiligung an. Er verkürzt Erwerbsunterbrechungen, erleichtert die Rückkehr in 
den Beruf und erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass Qualifikationen kontinuierlich eingesetzt wer-
den können. Gleichzeitig ermöglicht der frühere Zugang zu institutioneller Betreuung auch eine 
frühzeitige Förderung von Kindern, wodurch sich eine direkte Verbindung zu den Effekten von 
Stock-Policies ergibt. 
 

4.2.2 Bewertung: Wurden die Ziele der familienpolitischen Reformen im Sinne des Social In-
vestment erreicht? 
 
Die Zielsetzungen der familienpolitischen Reformen der letzten zwei Jahrzehnte in Deutschland 
ähneln denen des Social Investment. Im Mittelpunkt stand dabei die bessere Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie, was sich bei Zielerreichung in einer höheren Beschäftigung von Frauen und einem 
Abbau geschlechtsspezifischer Ungleichheiten in der Care-Arbeit niederschlagen sollte. Empi-
risch ergibt sich hierbei ein eher gemischtes Bild. Zunächst ist die Beschäftigungslücke zwischen 
Frauen und Männern im Alter von mindestens 15 Jahren zwischen 2009 und 2024 von knapp 10% 
auf gut 6% geschrumpft (siehe Abbildung 27). Dies ist trotz einer steigenden Beschäftigung von 
Männern der Fall, die Beschäftigungsquote von Frauen ist also über den Gesamtzeitraum stärker 
gewachsen. Seit 2017 ist die Lücke jedoch in etwa gleichgeblieben. Deutschland liegt damit leicht 
vor dem EU-Durchschnitt, der eine Lücke in der Arbeitsmarktbeteiligung zwischen Frauen und 
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2009      2016      2024 

Männern von 9,1% aufweist. Andere Länder wie etwa in Skandinavien oder dem Baltikum perfor-
men jedoch noch deutlich besser (siehe Abbildung 28).  
 

Abbildung 27: Beschäftigungsquote in Deutschland 2009-2024 in % 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026a) 

 
Abbildung 28: Differenz weibliche und männliche  

Beschäftigungsquote in %  

 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten von Eurostat (2026a) 
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In der Bewertung der familienpolitischen Reformen in Deutschland im Sinne des Social Invest-
ment, welche eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie zur Vermeidung von Teilzeitarbeit 
oder längeren Arbeitsunterbrechungen zum Ziel hat, ist vor allem die Beschäftigungsquote von El-
tern zentral. Hierbei zeichnet sich ein weniger positives Bild: Während die Beschäftigungsquote 
von Müttern in Deutschland 73,8% knapp über dem OECD-Durchschnitt (71,4%) liegt, arbeiten 
nur 37,5% von ihnen in Vollzeit (siehe Abbildung 29). Deutschland liegt damit auf einem der hin-
teren Plätze in Europa; nur die Schweiz, die Niederlande und Österreich weisen eine noch geringere 
Vollzeit-Beschäftigungsquote von Müttern auf. Die Zahl der in Teilzeit arbeitenden Mütter ist seit 
2006 nur leicht gefallen, während der Anteil der in Vollzeit arbeitenden Mütter von 22,8% auf 
37,9% gestiegen ist (siehe Abbildung 30). Insgesamt scheinen also die familienpolitischen Refor-
men dahingehend erfolgreich gewesen zu sein, dass mehr Mütter in Vollzeit arbeiten, die vorher 
nicht oder nur in Teilzeit gearbeitet haben. Im Sinne des Social Investment ist dies trotzdem nur als 
Teilerfolg zu sehen, da weiterhin ein großer Anteil der Arbeitskraft von gut qualifizierten Müttern 
dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung steht und Deutschland in dieser Hinsicht deutlich hinter 
anderen Industrieländern zurückbleibt. 
 

Abbildung 29: Beschäftigungsquote von Müttern mit Kind  
im Alter 0-14 Jahre, Teilzeit und Vollzeit im OECD-Vergleich in %, 2021 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Daten der OECD (2021b) 
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Abbildung 30: Beschäftigungsquote von Müttern in Teilzeit und Vollzeit  

in Deutschland, 2006-2021 

 
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Daten der OECD (2021b) 

 
Eine zweite Herangehensweise zur stärkeren Einbindung von Frauen und vor allem Müttern in den 
Arbeitsmarkt lag in der gerechteren Verteilung von Care-Arbeit zwischen Frauen und Männern 
innerhalb von Haushalten. Hier relativiert sich der Eindruck, dass die familienpolitischen Refor-
men seit der Jahrtausendwende zu einer grundlegenden Veränderung im Sinne des Social Invest-
ment geführt haben, fast gänzlich. Ein Indikator hierfür ist die Verteilung der Elterngeldbeziehen-
den nach Geschlecht. Der Anteil der Väter an den Elterngeldbeziehenden lag im Jahr 2024 bei 
25,8% und ist damit erstmals seit 2015 sogar leicht gesunken. Auch die Dauer des Elterngeldbe-
zugs unterscheidet sich deutlich: Väter beziehen die Leistung im Durchschnitt für 3,8 Monate, 
Mütter hingegen für rund 10 Monate (siehe Abbildung 31). Die Betreuung von Kindern im ersten 
Lebensjahr wird damit weiterhin überwiegend von Müttern übernommen. Dieses Muster zeigt sich 
noch deutlicher bei der Inanspruchnahme von Elternzeit. Im Jahr 2024 befanden sich 44,3% der 
erwerbstätigen Mütter mit einem Kind unter drei Jahren in Elternzeit. Selbst bei Müttern, deren 
jüngstes Kind unter sechs Jahre alt war, lag der Anteil noch bei 23,5%. Demgegenüber spielt Eltern-
zeit bei Vätern weiterhin eine deutlich geringere Rolle. Bei Vätern mit einem Kind unter drei Jahren 
lag der Anteil 2024 bei lediglich 3,1%, bei Kindern unter sechs Jahren sogar nur bei 1,8% (siehe Ab-
bildung 32). Die Verteilung von Erwerbs- und Betreuungsarbeit bleibt damit stark asymmetrisch, 
trotz der Reformen, was dafür spricht, dass weiterhin ein signifikanter Teil der Mütter an einer 
stärkeren Teilnahme am Arbeitsmarkt gehindert wird und so wirtschaftliches Potenzial verloren 
geht. 
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Abbildung 31: Anteil und Bezugsdauer von Müttern und Vätern  
beim Bezug von Elterngeld, 2024 

  
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten des Statistischen Bundesamts (2025c) 

 
 

Abbildung 32: Anteil der Mütter und Väter in Elternzeit gemessen  
an allen Eltern, die in einem Arbeitsverhältnis stehen, 2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten des Statistischen Bundesamts (2025a) 
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4.2.3 Handlungsempfehlung: Gezielte Anreize für Väter und systematischer Ausbau der Kin-
derbetreuung  
 
Trotz der erreichten Fortschritte seit den 2000er-Jahren bestehen weiterhin deutliche Ungleich-
gewichte in der Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen Frauen und Männern. Die Nut-
zung der Partnermonate beim Elterngeld zeigt, dass die intendierte gleichmäßigere Aufteilung der 
Kinderbetreuung bislang nur begrenzt erreicht wird. Die damals von Peter Ramsauer als „Wickel-
volontariat“ verspottete Inanspruchnahme durch Väter beschreibt auch heute noch treffend die 
Realität vieler Familien. Internationale Studien weisen darauf hin, dass eine spürbare Veränderung 
der Arbeitsteilung in der Regel erst dann eintritt, wenn Väter eigenständige, nicht übertragbare 
Ansprüche erhalten oder gezielte Bonusmodelle greifen (Stahl und Schober 2018). Solche Instru-
mente würden nicht nur zur Gleichstellung beitragen, sondern auch die strukturelle Teilzeitprob-
lematik abmildern, da die Betreuungslasten stärker zwischen den Eltern verteilt würden und so 
nachhaltig für mehr Beschäftigung sorgen. 
 
Gleichzeitig zeigt sich, dass bestehende Maßnahmen nicht ausreichend ineinandergreifen. Insbe-
sondere die Phase nach dem Auslaufen des Elterngeldes ist häufig durch Versorgungslücken ge-
prägt, da Betreuungsangebote vielerorts weder in ausreichendem Umfang noch in der notwendi-
gen Flexibilität zur Verfügung stehen. Die Betreuungsquote für Kinder unter drei Jahren liegt bun-
desweit bei nur 37,4%, wobei erhebliche regionale Unterschiede bestehen. In den neuen Bundes-
ländern werden 55,2% der Kinder in dieser Altersgruppe betreut, während der Anteil in den alten 
Bundesländern bei 33,9% liegt. Auch zwischen städtischen und ländlichen Regionen zeigen sich 
deutliche Unterschiede zugunsten der Städte (siehe Abbildung 33). Diese Disparitäten verdeutli-
chen den weiterhin bestehenden Ausbaubedarf, insbesondere in den alten Bundesländern. Zu-
gleich wird sichtbar, wie stark historische Strukturen die heutige Versorgungslage prägen und wie 
kompliziert es ist, diese langfristig gewachsenen Unterschiede zu überwinden. 
 

Abbildung 33: Betreuungsquote von Kindern im Alter 0-3 Jahre 

 
Keine Daten 16,1–29,6% 29,6–42,1% 35,0–42,1% 42,1–65.7% 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2025d) 
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Für die weitere Ausgestaltung der Familienpolitik lässt sich aus der Einführung des Rechtsan-
spruchs auf Kinderbetreuung eine wichtige Lehre ziehen. Die Reform war politisch erfolgreich, 
weil sie nicht allein mit Gleichstellungszielen begründet wurde, sondern zugleich als wirtschafts-
politisch notwendig dargestellt wurde. Insbesondere der Verweis auf Fachkräfteengpässe und die 
unzureichende Arbeitsmarktpartizipation gut qualifizierter Frauen spielte dabei eine zentrale 
Rolle. Diese Argumentation ist auch heute noch relevant. Trotz anhaltender Debatten über Fach-
kräftemangel bleibt oft unbeachtet, dass ein erheblicher Teil des vorhandenen Arbeitskräftepoten-
zials nicht voll ausgeschöpft wird. So arbeitet knapp die Hälfte der erwerbstätigen Mütter in 
Deutschland in Teilzeit (Eurostat 2025). Neben kulturellen Veränderungen und einem weiteren 
Ausbau der Betreuungsangebote kommt es daher entscheidend auf die Qualität und Verlässlich-
keit der Infrastruktur an. Dazu gehören insbesondere Ganztagsangebote mit erweiterten Öff-
nungszeiten, flexible Lösungen für atypische Arbeitszeiten sowie bessere Arbeitsbedingungen im 
Betreuungssektor (Bauernschuster und Schlotter 2015; Thévenon 2011). Vor diesem Hintergrund 
wird deutlich, dass familienpolitische Maßnahmen ihre Wirkung nur im Zusammenspiel entfalten. 
Instrumente wie das Elterngeld oder der Ausbau der Kinderbetreuung setzen an den richtigen Stel-
len an, bleiben aber begrenzt wirksam, wenn sie nicht durch ergänzende strukturelle Maßnahmen 
flankiert werden. Entscheidend ist, dass finanzielle Anreize, institutionelle Infrastruktur und ar-
beitsmarktpolitische Rahmenbedingungen aufeinander abgestimmt sind. Erst so kann Familien-
politik dazu beitragen, im Sinne des Social Investment die Erwerbsbeteiligung zu erhöhen, durch 
die bessere Eingliederung gut ausgebildeter Mütter in den Arbeitsmarkt die Produktivität zu stei-
gern und gleichzeitig eine gerechtere Verteilung der Care-Arbeit erreichen. 
 

4.3 Buffer Policies: Die Wachstumsperspektive auf das deutsche Arbeits-
losengeld 

4.3.1 Einordnung von Buffer-Policies 
 
Buffer-Policies werden im deutschen Diskurs oft irreführend auf das reine Ausgabenniveau redu-
ziert und als Luxus dargestellt, den der Staat sich in wirtschaftlich schwierigen Zeiten nicht leisten 
kann. Wie zuvor beschrieben erfüllen sie aber eine zentrale investive Funktion, auch wenn die kon-
krete Ausgestaltung essenziell dafür ist, ob durch Buffer-Policies Wachstum gefördert oder einge-
schränkt wird.  
 
Ein aktuelles Beispiel für einen irreführenden politischen Diskurs mit Blick auf Buffer-Policies ist 
die Abschaffung des Bürgergelds und Einführung der sogenannten Grundsicherung. Friedrich 
Merz versprach sich von dieser Reform zunächst Einsparungen in zweistelliger Milliardenhöhe 
(Gillmann 2025), korrigierte diese Zahl dann nach Amtsantritt auf fünf Milliarden Euro, also etwa 
10 % dessen, was der Staat für das Bürgergeld ausgibt (Bootsmann et al. 2025). Mit der Veröffent-
lichung des Gesetzentwurfs wurde klar, dass die tatsächlichen Einsparungen weit darunter liegen 
und nur für die Jahre 2026 und 2027 überhaupt mit Mehreinnahmen für den Staat gerechnet wer-
den (Tagesschau 2025b). Die Mehreinnahmen bauen dabei auf der Annahme auf, dass mit der Ab-
schaffung des Bürgergelds Anreize dafür geschaffen werden, dass arbeitslose Menschen eine 
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Arbeit aufnehmen. Grundsätzlich ist die Herangehensweise, sozialpolitische Reformen dahinge-
hend zu prüfen, inwiefern sie die Beschäftigung steigern, vollständig mit der Logik des Social In-
vestment vereinbar. Aus der genauen Analyse der Probleme des Bürgergelds und der Ausgestal-
tung der Reform ergibt sich dennoch, dass sie, gemessen an den Anforderungen des Social Invest-
ment, ein wirtschafts- und sozialpolitischer Fehler ist. 
 

4.3.2 Die Bürgergeldreform und warum sie an den Problemen des Arbeitsmarkts vorbeiläuft 
 
Das wichtigste Argument der Verfechter:innen der neuen Grundsicherung ist, dass das Bürgergeld 
durch Höhe und Bezugskonditionen Fehlanreize schuf und so Menschen von einem Wiedereintritt 
in den Arbeitsmarkt abhielt. Friedrich Merz sprach davon, dass Menschen „sich in einem System 
einrichten, das – vermeintlich oder tatsächlich – ohne Arbeit attraktiver ist als mit Arbeit“ (Tages-
schau 2025a). Mit dieser Argumentation ging die Idee einher, dass Deutschland insgesamt deut-
lich zu viel Geld für Sozialleistungen ausgebe. Betrachtet man jedoch die Sozialleistungsquote, also 
die Summe der Ausgaben für alle sozialpolitischen Maßnahmen im Verhältnis zur Wirtschaftsleis-
tung, so lag diese 2024 bei 31,2 % des BIP, was einen nur leichten Anstieg seit den letzten 15 Jahren 
ausmacht (siehe Abbildung 34). Damit liegt Deutschland im Vergleich zu anderen Industrienatio-
nen zwar leicht über dem Durchschnitt, aber hinter Ländern wie Österreich, Frankreich oder, wenn 
man Steuererleichterungen und vorgeschriebene private Zusatzleistungen hinzuzählt, den USA 
(OECD 2024b). Der Anteil des Bürgergelds an den Sozialausgaben machte zuletzt 4,1 % bzw. 58 
Milliarden Euro aus (siehe Abbildung 35). Dieser Wert ist seit 2010 von 5,8 % gesunken (Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 2025). Ebenso ist die Zahl der Bürgergeldempfänger:innen 
seit etwa zehn Jahren rückläufig, einzig unterbrochen von einem Anstieg im Jahr 2022, der sich auf 
die Eingliederung ukrainischer Geflüchteter und nicht auf Fehlanreize im Bürgergeldsystem zu-
rückführen lässt (siehe Abbildung 34). 
 

Abbildung 34: Anteil einzelner Sozialleistung am Sozialleistungsbudget, 
2024  

  
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten des BMAS (2025) und der Bundesagentur für Arbeit 
(2025e) 
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Abbildung 35: Anteil einzelner Sozialleistung am Sozialleistungsbudget, 
2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten des BMAS (2025) 
 
Anmerkung: Sonstige Leistungen beinhalten Entschädigungssysteme, sonstige Arbeitsförderung, Ausbildungs- 
und Aufstiegsförderung sowie Wohngeld. 

 
Um zu bewerten, inwiefern sich diese Zahlen durch eine effektivere Eingliederung der Bürgergeld-
empfänger:innen in den Arbeitsmarkt senken lassen, überprüfen wir das Argument der Fehlan-
reize. Im Oktober 2025 gab es etwa 5,2 Millionen Regelleistungsberechtigte (siehe Abbildung 36). 
Diese lassen sich zunächst in erwerbsfähige und nicht erwerbsfähige Personen unterteilen. Etwa 
1,4 Millionen Menschen zählen zur zweiten Gruppe, wobei es sich in rund 97 % der Fälle um Kinder 
unter 15 Jahren handelt. Von den verbleibenden rund 3,8 Millionen erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten gelten 54 % nicht als arbeitslos. Ein erheblicher Teil dieser Gruppe steht dem Arbeits-
markt aus unterschiedlichen Gründen aktuell nicht zur Verfügung. Dazu zählen etwa 700.000 Per-
sonen, die kleine Kinder betreuen, Angehörige pflegen oder sich in Ausbildung, Schule oder Stu-
dium befinden. Weitere rund 430.000 Menschen nehmen bereits an arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen teil, während etwa 410.000 einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen. Tatsächlich ar-
beitslos sind etwa 1,8 Millionen Menschen, von denen rund zwei Drittel keinen Berufsabschluss be-
sitzen (Bundesagentur für Arbeit 2025c). 
 
Die häufig hervorgehobene Gruppe der sogenannten Totalverweigerer:innen fällt demgegenüber 
zahlenmäßig deutlich geringer aus, ist aber schwer exakt abzugrenzen. Im Jahr 2025 wurden im 
Durchschnitt bei etwa 33.000 Leistungsberechtigten Leistungsminderungen verhängt, beispiels-
weise aufgrund nicht wahrgenommener Termine im Jobcenter (Bundesagentur für Arbeit 2025f). 
Diese Zahl erlaubt jedoch nur eingeschränkte Rückschlüsse auf die tatsächliche Kooperationsbe-
reitschaft der Betroffenen. Zum einen umfasst sie auch Personen, die nicht grundsätzlich jede 
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Mitwirkung verweigern. Zum anderen werden Sanktionen in bestimmten Fällen bewusst nicht 
ausgesprochen, etwa wenn dadurch auch andere Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft, insbeson-
dere Kinder, betroffen wären (Bähr et al. 2019). Die genannte Zahl ist daher sowohl nach oben als 
auch nach unten mit Unsicherheiten behaftet. 
 

Abbildung 36: Struktur der Leistungsberechtigten, 2025 

 
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten der Bundesagentur für Arbeit (2025d) 

 
Aus diesen Befunden lässt sich ableiten, dass eine stärkere Fokussierung auf Sanktionen als zent-
rales Instrument der Bürgergeldreform das Ziel einer signifikanten Aktivierung von arbeitslosen 
Menschen kaum erreichen kann. Die Gruppe derjenigen, die sich einer Arbeitsaufnahme oder Teil-
nahme an Maßnahmen systematisch entziehen, ist vergleichsweise klein, sodass auch das poten-
zielle Einsparvolumen entsprechend begrenzt bleibt. Die politische Zielmarke, Einsparungen von 
rund fünf Milliarden Euro zu erzielen, würde nach Aussage von Friedrich Merz voraussetzen, dass 
etwa 500.000 Menschen zusätzlich in Beschäftigung übergehen. Diese Größenordnung liegt 
deutlich über der Zahl derjenigen, deren Verhalten sich durch strengere Sanktionen tatsächlich 
verändern ließe. Gleichzeitig zeigt die Entwicklung seit Einführung des Bürgergelds, dass die Lo-
ckerung von Sanktionen nicht zu einem Anstieg der Zugänge in den Leistungsbezug geführt hat, 
sondern im Gegenteil die Übergänge aus Beschäftigung in das System – bereinigt um Geflüchtete 
aus der Ukraine – zurückgegangen sind (siehe Abbildung 34). Vor diesem Hintergrund erscheint 
die Annahme wenig plausibel, dass sich durch eine Verschärfung der Sanktionen umgekehrt ein 
substanzieller Anstieg der Übergänge in Beschäftigung erreichen lässt. Hinzu kommt, dass empi-
rische Analysen zeigen, dass Erwerbstätigkeit in Deutschland grundsätzlich mit einem höheren 
Nettoeinkommen verbunden ist als der Bezug von Sozialleistungen (Blömer et al. 2024). 
 
Auch die Wirkungen von Sanktionen auf die Arbeitsmarktintegration sind differenziert zu be-
trachten. Kurzfristig lassen sich zwar leichte positive Effekte auf die Beschäftigungs-
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wahrscheinlichkeit beobachten, diese kehren sich jedoch nach einigen Jahren um, sodass sanktio-
nierte Personen langfristig sogar seltener in Beschäftigung sind als vergleichbare nicht sanktio-
nierte Personen (Wolf 2024b). Zudem zeigt sich, dass Sanktionen häufiger zu einer Aufnahme von 
Tätigkeiten mit geringerer Qualifikation und niedrigeren Einkommen führen. Positive Effekte 
werden hingegen vor allem für moderat ausgestaltete und konsistent angewandte Sanktionsre-
gime festgestellt (Wolf 2024a). Vor diesem Hintergrund erscheint eine weitere Verschärfung von 
Sanktionen, insbesondere ohne gleichzeitige Verbesserung von Vermittlungs- und Qualifizie-
rungsangeboten, wenig geeignet, nachhaltige Beschäftigungseffekte zu erzielen. 
 

4.3.3 Alternative Handlungsempfehlungen: Anreizverbesserungen im Leistungsbezug, Entbü-
rokratisierung, Entgeltsicherung und Verknüpfung mit Stock-Policies  
 
Tatsächlich gibt es Elemente im System der deutschen Arbeitslosenversicherung, die Fehlanreize 
produzieren und deren Reform lohnenswert in Bezug auf eine gesteigerte Beschäftigung wäre. Ein 
zentraler Ansatzpunkt für Reformen liegt also weniger im Bereich der Sanktionen als in der besse-
ren Ausgestaltung der finanziellen Anreize zur Ausweitung von Erwerbstätigkeit. In diesem Zu-
sammenhang spielen die sogenannten Transferentzugsraten eine entscheidende Rolle (Ortmann 
et al. 2025). Sie geben an, in welchem Umfang zusätzlich erzieltes Einkommen auf bestehende 
Transferansprüche angerechnet wird. Im Extremfall würde eine Transferentzugsrate von 100 % 
bedeuten, dass jeder zusätzlich verdiente Euro vollständig mit den Leistungen verrechnet wird und 
sich das verfügbare Einkommen nicht erhöht. In einer solchen Situation entfällt der wirtschaftli-
che Anreiz, die eigene Arbeitszeit auszuweiten.  
 
In der Praxis variieren diese Effekte je nach Haushaltskonstellation erheblich, da unterschiedliche 
Leistungen wie Wohngeld oder Kindergrundsicherung berücksichtigt werden. Besonders proble-
matisch sind Konstellationen, in denen mehrere Leistungen gleichzeitig bei einem steigenden Ein-
kommen reduziert werden. Berechnungen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales zeigen, 
dass dies beispielsweise bei Ehepaaren mit zwei Kindern und einem Bruttohaushaltseinkommen 
zwischen etwa 2.700 und 4.700 Euro monatlich der Fall ist. Für diese Haushaltskonstellation und 
in diesem Einkommenskorridor führt eine zusätzliche Erwerbstätigkeit aufgrund des mehrfachen 
Transferentzugs zu verschwindend geringen Einkommenszuwächsen (Peichl et al. 2023, 61). 
Auch die im Zuge der Sozialstaatskommission empfohlene Anpassung der Transferentzugsraten 
(Kommission zur Sozialstaatsreform 2026, 20–21), etwa durch ein langsameres Abschmelzen der 
Leistungen bei Ausweitung des Erwerbsumfanges, würde zusätzliche Beschäftigungseffekte er-
zielen, ohne den Staatshaushalt wesentlich stärker zu belasten. Zudem wird an diesem Beispiel 
deutlich, dass die tatsächlich bestehenden Fehlanreize vor allem Haushalte betreffen, die bereits 
erwerbstätig sind, aber geringe Einkommen beziehen und nicht primär die Gruppe der vollständig 
Nichterwerbstätigen, auf die sich die Reform des Bürgergeldes und die damit verbundene Diskus-
sion um Fehlanreize konzentrierte. 
 
In der politischen Diskussion blieb dieser Zusammenhang weitgehend unberücksichtigt. Dabei lie-
ßen sich durch strukturelle Reformen der Transferarchitektur sowohl Arbeitsanreize verbessern 
als auch Effizienzgewinne erzielen. Ein wichtiger Hebel besteht in der Reduktion der Komplexität 
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des bestehenden Systems. Nach Berechnungen des ifo Instituts existierten im Jahr 2025 auf Bun-
desebene insgesamt 502 unterschiedliche sozialpolitische Leistungen (Blömer, Fischer, et al. 
2025). Gleichzeitig sind die administrativen Kosten erheblich: Allein im Bürgergeld belaufen sie 
sich auf rund sechs Milliarden Euro. Auf Ebene der Bedarfsgemeinschaften entsprach dies einem 
Anstieg der jährlichen Verwaltungskosten von 1.229 Euro im Jahr 2010 auf 2.175 Euro, also um 
mehr als 75 % (Deutscher Bundestag 2024). Eine stärkere Bündelung von Leistungen könnte hier 
zu deutlichen Vereinfachungen führen. Darüber hinaus hätte die geplante Zusammenlegung zent-
raler Instrumente wie Bürgergeld, Wohngeld und Kinderzuschläge auch direkte Effekte auf die Ar-
beitsanreize, da das gleichzeitige Abschmelzen mehrerer Leistungen mit steigendem Einkommen, 
wie oben beschrieben, reduziert würde. In der Folge würden Transferentzugsraten sinken und zu-
sätzliche Erwerbstätigkeit finanziell attraktiver werden (Blömer, Eser, et al. 2025). 
 
Einer ähnlichen Logik der Ausrichtung von Buffer-Policies am Ziel der Steigerung von Arbeitsan-
reizen folgt das Konzept der Entgeltsicherung („Wage Insurance“). Anders als bei der klassischen 
Arbeitslosenversicherung ersetzt die Entgeltsicherung nicht primär den vollständigen Einkom-
mensausfall während der Arbeitslosigkeit, sondern kompensiert zeitlich befristet Einkommens-
verluste bei der Aufnahme schlechter entlohnter Beschäftigung nach dem Arbeitsplatzverlust. 
Dies ist besonders dann vielversprechend, wenn es aufgrund exogener Schocks zu Umstrukturie-
rungen auf dem Arbeitsmarkt kommt, bei denen vergleichsweise viele Arbeitnehmer:innen nicht 
nur ihren Job verlieren, sondern dieses Jobprofil beispielsweise aufgrund des Obsoletwerdens be-
stimmter Fähigkeiten in höherer Zahl aufhört zu existieren. Solche Umstrukturierungen sind in 
den nächsten Jahren aufgrund des technologischen Wandels verstärkt zu erwarten. Die theoreti-
sche Logik des Instruments besteht darin, die Aufnahme neuer Beschäftigung nach Arbeitsplatz-
verlust auch dann attraktiv zu machen, wenn der unmittelbare Wiedereinstieg zunächst mit Lohn-
einbußen verbunden ist. Dadurch sollen lange Suchphasen und ein dauerhaftes Ausscheiden aus 
dem Arbeitsmarkt vermieden werden. 
 
In den USA wurde ein solches Instrument im Rahmen des Reemployment Trade Adjustment As-
sistance Program (RTAA) von der Obama-Regierung eingeführt. Anspruchsberechtigt waren Be-
schäftigte, die ihren Arbeitsplatz infolge internationaler Handelskonkurrenz verloren hatten und 
bei Wiederbeschäftigung mindestens 50 Jahre alt waren. Das Programm gewährte zeitlich befris-
tete Zuschüsse in Höhe von bis zu 50 % der Lohndifferenz zwischen vorheriger und neuer Beschäf-
tigung über einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren. Die maximale Gesamtförderung lag zunächst 
bei 12.000 US-Dollar und später bei 10.000 US-Dollar. Zugleich galten Einkommensobergrenzen 
für die neue Beschäftigung von zunächst 55.000 und später 50.000 US-Dollar jährlich. Zwischen 
2009 und 2021 nutzten mehr als 30.000 Beschäftigte das Programm, obwohl dieses regional be-
grenzt war, wobei die durchschnittliche Fördersumme pro Person etwa 5.600 US-Dollar betrug.  
 
Empirische Studien deuten darauf hin, dass die Entgeltsicherung substanzielle positive Beschäfti-
gungs- und Einkommenseffekte erzeugen kann. Auf Basis administrativer Beschäftigungsdaten 
zeigen Hyman, Kovak und Leive (2024), dass die Entgeltsicherung die Wiederbeschäftigungs-
wahrscheinlichkeit innerhalb der ersten zwei Jahre nach Arbeitsplatzverlust um 8-17 % erhöhte. 
Gleichzeitig stiegen die kumulierten Erwerbseinkommen langfristig deutlich an, obwohl Men-
schen zunächst eine schlechter bezahlte Arbeit annahmen. Die positiven Effekte resultierten 
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insbesondere daraus, dass die Entgeltsicherung über den Anreiz zur Wiederaufnahme einer sol-
chen Arbeit die Dauer der Arbeitslosigkeit verkürzte und Beschäftigte schneller wieder in stabile 
Beschäftigung brachte. Bemerkenswert ist zudem, dass die Autoren keine Evidenz für dauerhaft 
niedrigere Löhne oder eine systematische Verdrängung in schlechtere Beschäftigung finden. Viel-
mehr scheint das Instrument Beschäftigten zu ermöglichen, Übergänge in neue Beschäftigung 
schneller zu vollziehen und von dort aus erneut beruflich aufzusteigen. Darüber hinaus kommen 
die Autoren zu dem Ergebnis, dass das Programm fiskalisch hochgradig kosteneffizient war. Die 
zusätzlichen Steuereinnahmen aus höherer Beschäftigung sowie die geringeren Ausgaben für Ar-
beitslosenunterstützung kompensierten die Kosten des Programms vollständig, sodass die Netto-
kosten für den Staat nach den Berechnungen der Autoren sogar negativ ausfielen. Die Autoren ar-
gumentieren daher, dass Entgeltsicherung insbesondere im Kontext technologischen Wandels, 
zunehmender Automatisierung und sektoraler Transformationen ein relevantes Instrument mo-
derner Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik darstellen könnte (siehe auch Autor et al. 2022a). 
 
In Deutschland existierte mit der sogenannten Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer:innen 
bereits ein Instrument, das konzeptionelle Parallelen zur „wage insurance“ im Rahmen der RTAA 
aufwies. Sie wurde 2003 im Zuge der Hartz-Reformen eingeführt und richtete sich an Arbeitslose 
ab 50 Jahren im Rechtskreis des SGB III, die noch über einen Restanspruch auf Arbeitslosengeld I 
von mindestens 120 Tagen verfügten. Zielgruppe waren insbesondere ältere Beschäftigte mit ver-
gleichsweise hohen vorherigen Einkommen, deren Anspruchslöhne nach Arbeitsplatzverlust über 
den am Markt erzielbaren Löhnen lagen. Die Förderung erfolgte bei Aufnahme einer geringer ent-
lohnten sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung und kompensierte im ersten Jahr 50 % und 
im zweiten Jahr 30 % der Nettoentgeltdifferenz zur vorherigen Beschäftigung. Zusätzlich wurden 
die Rentenversicherungsbeiträge aufgestockt, um langfristige Nachteile bei den Rentenansprü-
chen zu begrenzen. Die theoretische Grundidee entsprach dabei explizit der Logik der „wage insu-
rance“: Durch die teilweise Kompensation von Einkommensverlusten sollten Reservationslöhne 
gesenkt, Beschäftigungsübergänge beschleunigt und Langzeitarbeitslosigkeit vermieden werden. 
Gleichzeitig verdeutlichen die Erfahrungen mit der Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer:in-
nen auch die institutionellen Herausforderungen solcher Instrumente. Die Inanspruchnahme blieb 
mit meist unter 12.000 Förderfällen pro Jahr vergleichsweise gering, was in der Literatur insbeson-
dere auf geringe Bekanntheit, bürokratische Komplexität und die enge Zielgruppendefinition zu-
rückgeführt wird. Obwohl die Entgeltsicherung ein arbeitsmarktpolitisch relevantes Problem 
adressierte, das von anderen sozialpolitischen Instrumenten nur unzureichend erfasst wurde 
(Dietz et al. 2011), lief das Programm 2011 ersatzlos aus.  
 
Im Rahmen der zu erwartenden technologie-induzierten Arbeitsmarktverschiebungen ist eine 
Diskussion um eine Wiedereinführung einer Entgeltsicherung lohnenswert. Sie wäre dabei als Zu-
satz zu bestehenden Arbeitslosen- oder Grundsicherungssystemen zu verstehen, um gezielt Ein-
kommensverluste infolge beruflicher Übergänge abzusichern und damit längere Phasen der Ar-
beitslosigkeit und des Leistungsbezugs zu verhindern. Denkbar wäre etwa eine zeitlich begrenzte 
Lohnversicherung für Beschäftigte, die nach Arbeitsplatzverlust in neue Tätigkeiten mit zunächst 
geringerem Einkommen wechseln, insbesondere in Transformationsbranchen oder im Zuge tech-
nologischen Wandels. Um Fehlanreize zu vermeiden, müsste ein solches Instrument klar befristet 
sein und so ausgestaltet werden, dass Erwerbsarbeit gegenüber passivem Leistungsbezug stets 
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finanziell attraktiver bleibt. Gleichzeitig müsste die Entgeltsicherung im Sinne des Social Invest-
ment mit Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen kombiniert werden, um langfristige 
berufliche Aufstiegsperspektiven zu stärken und zu vermeiden, dass die Entgeltsicherung zu einer 
Pipeline für schlechter bezahlte Beschäftigungsverhältnisse wird. Gerade im Kontext zunehmen-
der Transformationsanforderungen könnte ein solches Instrument dazu beitragen, Beschäfti-
gungsübergänge zu erleichtern, ohne die Risiken strukturellen Wandels vollständig auf die Men-
schen zu verlagern3. 
 
Zuletzt ist neben der Verbesserung von Arbeitsanreizen durch chirurgische Eingriffe innerhalb des 
bestehenden Transfersystems oder der Einführung zusätzlicher Instrumente wie der Entgeltsi-
cherung eine bessere Verknüpfung mit anderen Social Investment-Teilbereichen erfolgverspre-
chend, was wiederum die Wichtigkeit der Abstimmung des Sozialinvestitionsstaates als Ganzes 
unterstreicht. Betrachtet man die verschiedenen Gruppen von Leistungsbezieher:innen (siehe Ab-
bildung 36), wird deutlich, dass unter jenen, die derzeit zwar als grundsätzlich erwerbsfähig gelten, 
für die eine Arbeitsaufnahme oder Integration in arbeitsmarktpolitische Maßnahmen jedoch nicht 
zumutbar ist, ein signifikanter Anteil von Eltern ohne adäquate Möglichkeit der Kinderbetreuung 
sowie Menschen, die Familienangehörige pflegen, sind. Die Aktivierung dieser Menschen für den 
Arbeitsmarkt gelingt nicht durch Sanktionierung, sie kann aber durch ein besseres Angebot von 
Kinderbetreuung und Pflege erfolgen. Dies ist ein klassisches Beispiel für das beschäftigungsstei-
gernde Potenzial einer sinnvollen Verknüpfung von Buffer- und Flow-Policies. 
 
Analog dazu lassen sich Buffer-Policies wie das Arbeitslosengeld auch mit Stock-Policies verbin-
den, um eine Steigerung der Beschäftigung zu erreichen. Das wird besonders anhand der hohen 
Zahl von Langzeitarbeitslosen ohne Berufsabschluss deutlich. Auch hier ist eine härtere Sanktio-
nierung weniger erfolgversprechend als die Vermittlung von Weiterbildungsmaßnahmen. Gerade 
in diesem Bereich gibt es jedoch eklatante Missstände: Unter Teilnehmer:innen an der beruflichen 
Weiterbildung lag der Anteil von Bürgergeldbezieher:innen 2024 bei 22 %. Dieser Wert liegt deut-
lich unter dem proportionalen Anteil von Bürgergeldbezieher:innen an arbeitslosen Menschen, 
welcher im gleichen Jahr bei etwa 64 % lag. Zudem ist der Anteil der Bürgergeldbezieher:innen an 
der beruflichen Weiterbildung seit 2007 um über die Hälfte gesunken (siehe Abbildung 37). Diese 
Zahlen unterstreichen, dass Social Investment seinen vollen Effekt nur entfalten kann, wenn die 
einzelnen Teilbereiche von Stock-, Flow- und Buffer-Policies gut aufeinander abgestimmt sind. 
 
 
 
 
 
 
 

 
3 Siehe auch Akkilic (2022) für eine vergleichende Analyse von Trade Adjustment Assistance-Programmen 
in den USA und Transfergesellschaften in Deutschland. 
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Abbildung 37: Arbeitslose und Weiterbildung nach Rechtskreis,  
2005-2024 

  
Quelle: Eigene Darstellung mit Daten der Bundesagentur für Arbeit (2025a) 

 

5. Diskussion und Schlussfolgerung 
 
Die zentrale These dieses Berichts lautet, dass Deutschland einen neuen sozialpolitischen Rahmen 
braucht und dass Social Investment einen solchen Rahmen bereitstellen kann. Die vorangegange-
nen Kapitel haben gezeigt, dass diese These sowohl aus der politökonomischen Ausgangslage des 
Landes als auch aus der Logik moderner Sozialpolitik folgt. Deutschland steht vor einem struktu-
rellen Wachstumsproblem, tiefgreifenden Disruptionen auf dem Arbeitsmarkt mit weitreichenden 
Folgen des technologischen Wandels und einem demografischen Umbruch, der die Finanzie-
rungsbasis des Sozialstaats zunehmend unter Druck setzt. Gleichzeitig verfügt das Land über er-
hebliche ungenutzte Potenziale: zu geringe Weiterbildungsbeteiligung in einer Phase rapiden 
technologischen Wandels, eine weiterhin starke geschlechtsspezifische Ungleichverteilung von 
Erwerbs- und Sorgearbeit sowie ein Transfersystem, das an zentralen Stellen Fehlanreize und 
hohe Bürokratiekosten erzeugt, ohne die Integration in den Arbeitsmarkt ausreichend mit Quali-
fizierung und Übergangsunterstützung zu verzahnen. Hieraus ergibt sich, dass der deutsche Sozi-
alstaat weder durch bloßes Festhalten am Status quo noch durch pauschale Kürzungen zukunfts-
fähig gemacht werden kann. Er muss so reformiert werden, dass er stärker zur Entwicklung, Nut-
zung und Absicherung von Humankapital beiträgt. Deutschland muss in einen Sozialinvestitions-
staat verwandelt werden. 
 
Social Investment als zentrales Konzept für den zukunftsfähigen deutschen Sozialstaat erfüllt in 
dieser Logik nicht nur eine kompensatorische Funktion, indem Einkommen abgesichert und Un-
gleichheit reduziert werden. Folgt er der Social Investment-Logik, kann der Sozialstaat auch pro-
duktive Funktionen erfüllen, wenn seine Institutionen darauf ausgerichtet sind, Menschen über 
den gesamten Lebensverlauf hinweg zu befähigen, Übergänge zu erleichtern und soziale Risiken 
frühzeitig zu adressieren. In dieser Logik wird Sozialpolitik nicht auf die Gegenüberstellung von 
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Umverteilung auf der einen und Wirtschaftswachstum auf der anderen Seite reduziert. Social In-
vestment leistet beides und erzeugt ein symbiotisches Verhältnis aus diesen beiden scheinbaren 
Gegensätzen. Frühkindliche Bildung, gute Schulen, lebenslanges Lernen, verlässliche Kinderbe-
treuung, großzügige soziale Absicherung, aktive Arbeitsmarktpolitik und aktives Altern sind in 
dieser Perspektive Teile einer kohärenten Architektur integrativer Maßnahmen. Wenn sie gut auf-
einander abgestimmt sind, fördern sie individuelle Teilhabe, erhöhen die Erwerbsbeteiligung, ver-
bessern die Qualität von Beschäftigung und steigern gesamtwirtschaftlich die Produktivität. Der 
Sozialstaat wird damit in der Betrachtung vom reinen Kostenfaktor zum Wachstumsmotor. 
 
In der momentanen Debatte um notwendige sozialpolitische Reformen in Deutschland, findet 
diese Sichtweise kaum Betrachtung. Noch immer wird der Sozialstaat vor allem als Luxus gesehen, 
den sich eine reiche Gesellschaft unter Berufung auf normative Imperative wie der sozialen Soli-
darität zwar leisten sollte, der aber nicht als produktiver Faktor gesehen wird. Die von der Bundes-
regierung einberufene Kommission zur Sozialstaatsreform legte zu Beginn dieses Jahres eine 
Reihe an Empfehlungen vor, die dieser Logik folgend hauptsächlich die Effizienzsteigerung des 
Sozialstaates zum Ziel haben (Kommission zur Sozialstaatsreform 2026). Einige dieser Empfeh-
lungen sind auch im Rahmen des Social Investment durchaus begrüßenswert und unabhängig von 
dieser Logik muss ein Sozialstaat in jedem Fall modernen Anforderungen gerecht werden. Darun-
ter fallen die Bereiche Neusystematisierung von Sozialleistungen (beispielsweise die sinnhafte Zu-
sammenlegung verschiedener Leistungen), Rechtsvereinfachung (vor allem zur besseren Zu-
gänglichkeit von Leistungen wie beispielsweise durch die Auszahlung von Kindergeld ohne vorhe-
rige Antragsstellung), sowie Digitalisierung und Modernisierung der Verwaltung. Dennoch ist im 
Bericht der Sozialstaatskommission keine kohärente Strategie für die Verknüpfung von Sozialpo-
litik und einer Steigerung der Wirtschaftsleistung zu erkennen, auch wenn an einigen Stellen im-
plizit das Argument angeführt wird, dass der Sozialstaat über die Steigerung der Beschäftigung zu 
entlasten sei. Dies gilt vor allem für den Bereich der Verbesserung von Arbeitsanreizen. Während 
die Sozialstaatskommission insgesamt Lösungen für eine Neugestaltung des Sozialstaats haupt-
sächlich im Detail sucht, skizziert der hier vorliegende Bericht eine breitere Strategie der Neuaus-
richtung der Sozialpolitik an den Prinzipien des Social Investment, aus denen sich im nächsten 
Schritt wiederum konkrete Handlungsempfehlungen ableiten lassen. Beide Berichte sind also 
komplementär und auf unterschiedlichen Ebenen angesiedelt. 
 
Konkret umreißt dieser Bericht zum Zwecke der Steigerung der Wirtschaftsleistung bei zugleich 
zu fördernder sozialer Gerechtigkeit folgende sozialpolitische Handlungsbereiche: Im Bereich der 
Stock-Policies hat der Bericht gezeigt, dass Deutschland in der Anfangsbildung noch auf einer ver-
gleichsweise soliden Grundlage aufbauen kann, im Bereich des lebenslangen Lernens jedoch deut-
liche Defizite aufweist. Gerade angesichts technologischer Umbrüche ist dies problematisch. Ein 
Arbeitsmarkt, in dem sich Tätigkeiten schnell verändern und bestehende Qualifikationen rasch 
entwertet werden können, braucht institutionalisierte Möglichkeiten der beruflichen Neu- und 
Weiterqualifizierung. Die Nationale Weiterbildungsstrategie ist hierfür ein wichtiger Ansatz-
punkt, reicht in ihrer bisherigen Form aber nicht aus. Deutschland braucht ein stärker koordinier-
tes, dauerhaft institutionalisiertes und inhaltlich klarer ausgerichtetes System des lebenslangen 
Lernens, das kontinuierliche Weiterbildung als festen Bestandteil moderner Erwerbsverläufe 
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behandelt. Ohne eine solche Strategie wird das Land weder die Verdrängungseffekte des techno-
logischen Wandels sozial abfedern noch dessen produktive Potenziale voll nutzen können. 
 
Im Bereich der Flow-Policies steht vor allem die Familienpolitik im Zentrum. Die Reformen seit 
den 2000er Jahren, insbesondere das Elterngeld und der Ausbau der Kinderbetreuung, haben 
wichtige Fortschritte ermöglicht. Sie haben jedoch verschiedene strukturelle Probleme nicht auf-
gelöst. Die Beschäftigung von Müttern ist gestiegen, aber weiterhin arbeitet ein sehr großer Teil 
von ihnen in Teilzeit. Die Verteilung von Care-Arbeit zwischen Frauen und Männern bleibt stark 
asymmetrisch. Damit verliert Deutschland in erheblichem Umfang produktive Arbeitskraft gut 
qualifizierter Frauen. Nicht übertragbare Väteransprüche, bessere Betreuungsinfrastruktur, län-
gere und verlässlichere Öffnungszeiten von Kindertagesstätten, flexiblere Angebote sowie bessere 
Arbeitsbedingungen im Betreuungssektor wären wichtige Reformen im Sinne von Flow-Policies 
in der Social Investment-Logik. Sie würden die Erwerbsbeteiligung erhöhen, Humankapital besser 
nutzbar machen und damit direkt zur Lösung des deutschen Fachkräftemangels beitragen. 
 
Auch bei den Buffer-Policies spricht vieles für eine Neuorientierung. Die Analyse der Bürgergel-
dreform zeigt, dass die derzeitige politische Debatte Fehlanreize vor allem an der falschen Stelle 
sucht und zu einseitig auf Kürzungen setzt. Die Zahl jener, die sich systematisch jeder Mitwirkung 
entziehen, ist relativ klein. Eine weitere Verschärfung von Sanktionen verspricht daher nur ge-
ringe Einsparungen und ist zudem mit fragwürdigen arbeitsmarktpolitischen Effekten verbunden. 
Wesentlich relevanter sind Fehlanreize im bestehenden Transfersystem, die aus hohen Transfer-
entzugsraten, der parallelen Abschmelzung mehrerer Leistungen und einem hohen Bürokratisie-
rungsgrad entstehen. Eine Senkung der Transferentzugsraten, beispielsweise durch die Bünde-
lung von Leistungen, und die Entbürokratisierung des Systems könnten Arbeitsanreize verbes-
sern, Verwaltungskosten reduzieren und die Integration in den Arbeitsmarkt erleichtern. Das Ziel 
der Sozialstaatskommission, die Transferentzugsraten zu reduzieren, ist also aus Sicht des Social 
Investment-Ansatzes begrüßenswert. Auch ergänzende Instrumente wie die Entgeltsicherung 
sind zu diskutieren, um Arbeitsanreize in Zeiten größerer Arbeitsmarktrestrukturierungen zu er-
höhen und Beschäftigungsübergänge zu erleichtern. Des Weiteren ist die bessere Verknüpfung 
von Buffer- mit Stock- und Flow-Policies essenziell. Beschäftigungssteigerungen sind dabei zu er-
reichen, indem bessere Pflege- und Kinderbetreuungsangebote geschaffen sowie Weiterbildungs-
möglichkeiten für Langzeitarbeitslose verbessert werden. 
 
Insgesamt lässt sich festhalten, dass öffentliche und politische Diskussionen um den deutschen So-
zialstaat zu sehr auf die Höhe der Ausgaben fokussiert sind. Anstatt auf Ausgabenkürzungen und 
Verschärfungen von Sanktionierungen zu setzen, benötigt Deutschland eine Rekalibrierung der 
Sozialpolitik entlang der Prinzipien des Social Investment. Gute Sozialpolitik ist in diesem Ver-
ständnis diejenige, die Humankapital aufbaut, schützt und erweitert, Übergänge in wichtigen Le-
bensphasen erleichtert und Menschen ökonomisch so absichert, dass sie ihr Potenzial tatsächlich 
entfalten können, was den gezielten Abbau sozialer Benachteiligungen einschließt. Für jedes Re-
formvorhaben ergibt sich daraus ein Benchmarking: Trägt die Maßnahme dazu bei, Beschäftigung 
oder Produktivität zu steigern? Hilft sie, soziale Benachteiligungen abzubauen? Und ist sie so ge-
staltet, dass sie im Zusammenspiel mit anderen Politiken ihre Wirkung verstärken kann, statt diese 
zu untergraben? Auf dieser Grundlage lassen sich konkrete Reformen erarbeiten. Des Weiteren 
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muss bei Reformanstrengungen Sozialpolitik als Ganzes gedacht werden: Social Investment ent-
faltet seinen Multiplikator nur, wenn alle drei Teilbereiche gut aufeinander abgestimmt sind. Plant 
eine Regierung also eine Reform in einem Teilbereich der Sozialpolitik, ist auch der Sekundäreffekt 
zu betrachten. Beispielsweise wirken sich Kürzungen bei Buffer-Policies nicht nur auf die soziale 
Absicherung aus, sondern beeinflussen auch, inwiefern Menschen, die etwa ihren Arbeitsplatz ver-
loren haben, Zeit und Ressourcen in die Weiterentwicklung ihrer Fähigkeiten investieren und die 
Suche nach einer adäquaten Beschäftigung investieren können. Wird dies von Kürzungen bei Buf-
fer-Policies zum Zwecke von Ausgabenkürzungen eingeschränkt, so kann dies unter Umständen 
insgesamt zu staatlichen Mehrausgaben führen, da Menschen gezwungen sein könnten, eine we-
niger gut bezahlte Arbeit aufzunehmen, was dem Staat letztendlich weniger Steuereinnahmen be-
schert. 
 
Deutschland ist mit der Herausforderung sozialpolitischer Reformen nicht allein. Viele europäi-
sche Staaten haben in den vergangenen Jahrzehnten schrittweise Elemente des Social Investment 
ausgebaut, auch gefördert durch Initiativen auf EU-Ebene (Chłoń-Domińczak et al. 2023). Der Be-
richt ordnet diese Entwicklung als langsamen, aber transformativen Wandel ein. Gerade im euro-
päischen Vergleich wird sichtbar, dass Deutschland in einigen Bereichen über tragfähige instituti-
onelle Grundlagen verfügt, in anderen aber hinter Ländern zurückbleibt, die Sozialpolitik stärker 
auf beispielsweise die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Weiterbildung, frühe Förderung und 
aktives Altern ausgerichtet haben. Dies gilt insbesondere mit Blick auf lebenslanges Lernen und 
auf die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit. Deutschland war in früheren Phasen 
selbst Teil einer Avantgarde sozialpolitischer Modernisierung, droht heute aber, hinter dynami-
schere Reformstaaten zurückzufallen.  
 
Gleichzeitig darf die politische Schwierigkeit einer solchen Reformagenda nicht unterschätzt wer-
den. Der öffentliche Diskurs in Deutschland ist in sozialpolitischen Fragen häufig von einer Gegen-
überstellung geprägt: Wachstum gegen Verteilung, Aktivierung gegen Absicherung, Familienpo-
litik gegen Wirtschaftspolitik, Zukunftsinvestitionen gegen fiskalische Solidität. Wir argumentie-
ren in diesem Bericht gegen diese künstlichen Gegenüberstellungen. Politisch wird Social Invest-
ment dennoch nur dann mehrheitsfähig sein, wenn es nicht als Projekt für einzelne Gruppen, son-
dern als Antwort auf ein gesamtgesellschaftliches Problem kommuniziert wird. Die familienpoliti-
schen Reformen der späten 2000er- und frühen 2010er-Jahren sind hierfür ein plakatives Beispiel, 
wie aus der Kombination des aus Teilen der SPD vorgetragenen Geschlechtergleichstellungsge-
dankens und der von der BDA geforderten besseren Eingliederung von Frauen in den Arbeits-
markt eine mächtige Koalition entstand, die wichtige Fortschritte im Sinne des Social Investment 
erreichte.  
 
Der entscheidende Punkt lautet dabei: Deutschland braucht mehr Wachstum, was, wiederum nur 
über mehr Beschäftigung und höhere Produktivität zu erreichen ist. Diese Ziele können auf sozial 
inklusivere Weise erreicht werden, wenn der Sozialstaat stärker auf Befähigung, Übergangsunter-
stützung und den Abbau struktureller Benachteiligung ausgerichtet wird. Social Investment ist 
deshalb ein wirtschafts- und sozialpolitisches Angebot, das das Potenzial hat, eine Brücke über po-
litische Lager hinweg zu schlagen, solange die produktive Verbindung von sozialer Integration und 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit klar betont wird. 
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Zuletzt verweisen wir in dem Bericht auch auf eine weitergehende Forschungsagenda. Die Diskus-
sion um den Social Investment-Multiplikator hat gezeigt, dass der ökonomische Nutzen sozialpo-
litischer Maßnahmen bislang häufig unterschätzt wird, weil Maßnahmen methodisch meist iso-
liert voneinander analysiert werden. Die Wechselwirkungen zwischen Stock-, Flow- und Buffer-
Policies geraten so leicht aus dem Blick. Hier liegt ein essenziell wichtiger Beitrag neuer Forschung 
in der Messbarkeit der Effekte sozialpolitischer Reformen, wie ihn etwa das am Europäischen 
Hochschulinstitut entwickelte CATALYST-Projekt und der CTD-Ansatz leisten sollen. Wenn So-
zialpolitik tatsächlich als Konfiguration wirkt, dann müssen auch ihre Effekte als Zusammenspiel 
politischer Maßnahmen besser verstanden und Entscheidungsträger:innen zugänglich gemacht 
werden. 
 
Insgesamt führt die Analyse zu einem klaren Schluss. Deutschland kann seine gegenwärtigen wirt-
schaftlichen und sozialpolitischen Herausforderungen nicht lösen, indem es an einem überholten 
Wachstumsmodell festhält oder Sozialpolitik auf Kürzungen und Aktivierungsdruck reduziert. 
Notwendig ist ein strategischer Umbau des Sozialstaats, der soziale Absicherung, Befähigung und 
wirtschaftliche Dynamik systematisch miteinander verbindet. Social Investment bietet hierfür ei-
nen kohärenten Rahmen. Es fördert die Chancen einzelner Menschen, stärkt die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Landes und verbessert langfristig die fiskalische Tragfähigkeit des Sozial-
staats. In einer alternden Gesellschaft, unter Bedingungen technologischer Disruption und ange-
sichts schwachen Wachstums stellt dies eine sozialpolitische Alternative dar, die bei der Sicherung 
des Wohlstands und dessen gerechterer Verteilung helfen kann. 
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